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Zielgruppe eines Partizipations- und Integrationsge-
setzes in Baden-Wirttemberg: Menschen mit Migra-
tionshintergrund

Die Bevolkerung in Baden-Wirttemberg besteht nach den
neuesten Zahlen des Zensus 2011 zu 25% aus Menschen
mit Migrationshintergrund.

Insgesamt lebten 2011 10.486.660 Menschen in Baden-
Wirttemberg. Davon  hatten 2.623.370  Migrations-
hintergrund.

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg, Pressemitteilung
Nr.157/2013 vom 31. Mai 2013

Im Folgenden sind die neuesten Zahlen des Zensus 2011
nur verwendet worden, soweit sie vorlagen. Fur tiefer
gehende Vergleiche liegen die Zahlen aus dem Mikrozensus
2011 vor, bei denen die Gesamtzahl der Einwohner und die
Gesamtzahl der Einwohner mit Migrationshintergrund noch
hoher ist als nach den neuesten Zahlen des Zensus 2011.
Fur die inhaltlichen Aussagen spielt das praktisch keine
Rolle, weil es im Gutachten nicht um die absoluten Zahlen
geht, sondern nur um die Relation zwischen Einwohnern mit
und ohne Migrationshintergrund.

Baden-Wurttemberg hat nach Bremen und Hamburg den
dritth6chsten Migrantenanteil von allen Bundeslandern.

Quelle: statistik AKTUELL des Statistischen Landesamts Baden-
Wirttemberg, Ausgabe 2012; Zahlen vor dem Zensus 2011

Die prozentuale Verteilung variiert zwar zwischen den
verschiedenen Regierungsbezirken, aber die
Variationsbreite ist nicht hoch:

im Regierungsbezirk Stuttgart haben 29,5 %,
im Regierungsbezirk Karlsruhe haben 26,8 %,
im Regierungsbezirk Freiburg haben 22,4 %,
im Regierungsbezirk Tubingen haben 22,6 %,

der Einwohner/innen einen Migrationshintergrund.

Quelle: Fachserie Bevolkerung mit Migrationshintergrund fir Baden-
Wirttemberg 2011 - Tabelle 1 Eckzahlen; Zahlen vor Zensus 2011



Die Unterschiede werden deutlicher, wenn man zwischen
Grol3stadten und anderen Gemeinden unterscheidet. Die
Landeshauptstadt Stuttgart hat mit rund 38,6 %
Einwohnern/Einwohnerinnen einen der hochsten Anteile aller
deutschen Grol3stadte. Der Trend zu einem hdheren Anteil
von Menschen mit Migrationshintergrund ist in Baden-
Wirttemberg in fast allen Gemeindegréf3en erkennbar.

Quelle: statistik AKTUELL, a.a.O.

Wohnen in Gemeinden unter 2.000 Einwohner
nur 12,5 %
mit Migrationshintergrund, steigt

das bei  2.000 bis unter 5.000 auf 14,0 %,
und bei  5.000 bis unter 10.000 auf 18,9 %,
und bei 10.000 bis unter 20.000 auf 23,9 %,
und bei 20.000 bis unter 50.000 auf 31,5 %,
und bei 50.000 bis unter 100.000 auf 33,4 %,
und bei 100.000 bis unter 200.000 auf 35,3 %,
sinkt leicht bei 200.000 bis unter 500.000 auf 32,8 %,

und steigt dann bei Uber 500.000 (Stuttgart) auf 38,1 %.

Quelle: Fachserie Tabelle 1 Eckzahlen, Zahlen vor Zensus 2011

Die Statistik ermoglicht eine einfache Grundaussage: Je
groBer die Gemeinde, desto grofl3er ist in der Regel der
Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund. Das
ermdglicht eine weitere Schlussfolgerung: je geringer der
Anteil von Menschen ohne Migrationshintergrund in einer
Gemeinde ist, desto schwieriger dirfte die Integration von
Menschen mit Migrationshintergrund sein. Ein gutes Beispiel
ist Stuttgart: 38,6 % Menschen mit Migrationshintergrund
stehen nur 61,4 % Menschen ohne Migrationshintergrund
gegenuber. Die Gesellschaft ohne Migrationshintergrund, die
Angebote zur Integration machen soll, die bei der Integration
helfen sollen, ist zwar immer noch grof3, aber es liegt auf der
Hand, dass mehr Menschen ohne Migrationshintergrund,
also 87,5 % oder 86 % oder 81,1 % wie bei den kleineren
Gemeinden, jedenfalls rein rechnerisch mehr anbieten
konnen als 61,4 %.

In Baden-Wirttenberg ist die Bevolkerung mit Migra-
tionshintergrund nach den statistischen Erhebungen (Zensus
2011) junger als die Bevdlkerung ohne Migrations-
hintergrund.



Von 7.783.620 Menschen ohne Migrationshintergrund sind
1.745.550 Uber 65 Jahre = 22 % und 1.276.220 unter
18 Jahre = 16,39%.

Von 2.623.370 Menschen mit Migrationshintergrund sind
252.690 uber 65 Jahre = 9,6% und 598.410 unter 18 Jahre =
22,8 %

Bei den Herkunftslandern Griechenland (Durchschnittsalter:
40,0 Jahre), Rumanien (Durchschnittsalter: 42,5 Jahre) und
Ukraine (Durchschnittsalter: 39,6) sind die Unterschiede zur
Gesellschaft ohne Migrationshintergrund nicht so stark wie
bei dem Herkunftsland Turkei, wo das Durchschnittsalter
31,1 Jahre betragt oder bei Migranten aus Afrika, wo das
Durchschnittsalter bei 28,1 Jahren liegt.

Wenn man die Relationen ansieht und die Herkunftslander
mit den hdchsten Zahlen vergleicht, wird das Bild nochmals
verandert:

Herkunftsland Migrations- | Durchschnitts-
anteil alter

Turkei 18,21 % 31,1 Jahre

ehemaliges

Jugoslawien 12,75 % 36,9 Jahre

ehemalige

Sowijetunion 15,80 % 37,3 Jahre

Mittlerer und

Naher Osten 8,43 % 35,3 Jahre

Kasachstan 5,60 % 36,1 Jahre

Rumanien 5,49 % 37,5 Jahre

Polen 8,89 % 35,1 Jahre

ungeklarte Herkunft

(einschlieB3lich Staatenloser

und Palastinenser) 8,89 % 35,1 Jahre

Quelle Zahlen nach Altersgruppen Fachserie 1, Tabelle 2, Zahlen vor
Zensus 2011

Die Zahlen werden sich in der Zukunft durch neue
Zuwanderer andern. Die Asylbewerberzahlen steigen
wieder, insbesondere sind Asylbewerber aus Afghanistan,
dem Irak und Syrien zu erwarten. Aber es gibt auch
Veranderungen in Europa. Ab 1. Januar 2014 herrscht volle
Freizugigkeit fur Burgerinnen und Birger aus Bulgarien und



Rumanien. Schon mit der Aufnahme Rumaniens 2007 hat
sich der Anteil rumé&nischer Staatsbirger in der
Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahr 2011 verdoppelt.
Das gilt auch fur Baden-Wiurttemberg. Lebten 2007 nur
6.220 Menschen mit bulgarischer Staatsangehdrigkeit und
19.722 Menschen mit ruméanischer Staatsangehdrigkeit in
Baden-Wirttemberg, waren es 2011 bereits 13.146 Bulgaren
bzw. 37.309 Ruménen.

Quelle: Drucksache 15/3080 des Landtags von Baden-Wirttemberg vom
19.2.2013

Besonders deutlich wird dies in Mannheim. Von Januar 2007
bis Oktober 2012 hat sich dort die Zahl der sudost-
europaischen Zuwanderer vervierfacht.

Quelle: Beschlussvorlage V674/2012 fir den Gemeinderat vom
30.11.2012.

Es ist anzunehmen, dass mit jetziger Freizugigkeit die
Zahlen bulgarischer und ruménischer Staatsangehdriger
bundes-weit, damit auch in Baden-Wiurttemberg, weiter
zunehmen werden. Besondere Integrationsbedurfnisse gibt
es hierbei fur die Gruppe der Roma (auf diesen besonderen
Schwerpunkt weisen auch die européischen Gremien hin,
siehe unten unter 12.2.).

Die Statistik liefert nicht nur Angaben zu den Altersgruppen,
sondern auch Hinweise zur kulturellen und religiosen N&he
zum Einwanderungsland Baden-Wirttemberg.

Rund 52,8 % der Menschen mit Migrationshintergrund
stammen aus Europa. Hierbei sind 18,2 % aus der Turkei
noch nicht einmal mitgerechnet . Werden 5,6 % Menschen
aus Kasachstan, weitgehend Spataussiedler, zu Europa
gerechnet, ergeben sich mit europaischem Hintergrund tber
58 % aller Menschen mit Migrationshintergrund in Baden-
Wrttemberg.

Das bedeutet, dass Uber 58 % der Menschen mit
Migrationshintergrund aufgrund ihrer Herkunft zu der
Gesellschaft ohne Migrationshintergrund eine kulturelle
Néhe haben.

Allein 18,2 % haben Bezlige zur Turkei und 8,43 % zum
Nahen und Mittleren Osten. Diese Zuwanderer kommen aus
islamisch gepragten Staaten. Daraus ergeben sich die im
Zensus 2011 erhobenen Zahlen von 549.000 Menschen, die
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sich zum Islam bekennen, bei denen zu der Gesellschaft
ohne Migrationshintergrund eine groéRRere kulturelle Ferne
anzunehmen ist.

Der Statistik vor dem Zensus 2011 sind auch Zahlen zur
jetzigen Staatsangehorigkeit der Zuwanderer und der hier
Geborenen zu entnehmen.

Auf die Menschen mit tlrkischem Migrationshintergrund
bezogen haben 57.000 derjenigen mit eigener
Migrationserfahrung die deutsche Staatsangehdorigkeit und
46.000 der hier Geborenen die deutsche
Staatsangehorigkeit. Auf die Gesamtzahl der Menschen mit
Migrationshintergrund bezogen haben 894.000 derjenigen
mit eigener Migrationserfahrung die deutsche
Staatsangehorigkeit und 653.000 der hier Geborenen die
deutsche Staatsangehorigkeit.

Insgesamt 1.529.300 von 2.627.370 Menschen mit
Migrationshintergrund sind deutsche Staatsburger, rund 53,1
%. Sie sind in der Auslbung staatsbirgerlicher Rechte (zum
Beispiel bei der Beteiligung an Wahlen, Zugang zu
Beamtenpositionen, Schutz durch deutsche Vertretung im
Ausland) voll integriert.

Dem stehen 1.098.070 Auslénder in Baden-Wdurttemberg
gegenuber, davon rund 18 % der Menschen mit
Migrationshintergrund aus anderen Mitgliedstaaten der EU.

Der Mikrozensus 2011 gibt auch Auskunft zum
Ausbildungsniveau:

7 Prozent der Menschen ohne Migrationshintergrund haben
keinen beruflichen oder Hochschulabschluss. Demgegen-
Uber haben 27 Prozent der Menschen mit Migrations-
hintergrund keinen beruflichen oder Hochschulabschluss.
24 Prozent der Menschen ohne Migrationshintergrund haben
einen Fachhochschul- oder Hochschulabschluss. Dem-
gegenuber haben nur 16 Prozent der Menschen mit
Migrationshintergrund einen Fachhochschul- oder Hoch-
schulabschluss.

Ahnliches gilt fur die Armutsgefahrdung:
19 Prozent der Menschen mit Migrationshintergrund sind von

Armut gefahrdet. Demgegeniber sind nur 8 Prozent der
Menschen ohne Migrationshintergrund von Armut gefahrdet.
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Quelle zum Ausbildungsniveau und zur Armutsgefahrdung: statistik
AKTUELL, a.a.O., Ausgabe 2012.

Bezogen auf die Altersgruppe der 25- bis 65—jahrigen, die
erfahrungsgemal im Erwerbsleben stehen, ergeben sich
hinsichtlich  eines  berufsqualifizierenden  Abschlusses
folgende Zahlen:

ohne  Migrationshintergrund | berufsqualifizierende

in Zahlen Abschlisse in Zahlen bzw.
Prozenten

Manner. 2.000.167 1.988.000 = 93 %

Frauen: 2.128.000 1.845.000 =87 %

mit Migrationshintergrund in | berufsqualifizierende

Zahlen Abschlisse in Zahlen bzw.
Prozenten

Méanner: 762.000 492.000 = 65 %

Frauen: 783.000 457.000 = 58 %

Das unterstreicht die oben angegebene statistische Aussage
zum Ausbildungsniveau und ermdglicht die Grundaussage:
Menschen mit Migrationshintergrund haben zu einem
deutlich geringeren Prozentsatz einen berufsqualifizierenden
Abschluss.

Wenn man jetzt noch nach eigener Migrationserfahrung
(Zuwanderer) und ohne eigene Migrationserfahrung (hier
Geborene) differenziert, ergibt sich folgendes Bild:

eigene Migrationserfahrung | berufsqualifizierende

(Zuwanderer) Abschlisse in Zahlen bzw.
Prozenten

Méanner: 652.000 405.000 = 62 %

Frauen: 693.000 392.000 = 57 %

ohne eigene Migrations- | berufsqualifizierende

erfahrung (hier Geborene) Abschlisse in Zahlen bzw.
Prozenten

Manner: 110.000 87.000 =79 %

Frauen: 90.000 65.000 =72 %

Das ermdglicht eine weitere Grundaussage: die hier
geborenen Menschen mit Migrationshintergrund haben
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deutlich bessere Prozentzahlen beim berufsqualifizierenden
Abschluss (+ 17 % bei den Mannern, + 15 % bei den
Frauen). Die Zahlen liegen allerdings noch deutlich hinter
den Menschen ohne Migrationshintergrund (- 13 % bei den
Mannern, - 15 % bei den Frauen).

Die Probleme gelten auch fir die Spataussiedler. Vergleicht
man wieder die Altersgruppe der 25 bis 65-jahrigen, die
erfahrungsgemal im Erwerbsleben stehen, haben 192.000
mannlichen deutschen Spataussiedlern haben

152.000 (= 79 %) und

von 201.000 weiblichen deutschen Spataussiedlerinnen
153.000 (= 76 %) einen berufsqualifizierenden Abschluss.

Die deutschen Spataussiedler haben mit deutlich héherer
Prozentzahl einen berufsqualifizierenden Abschluss als die
Gesamtzahl aller Menschen mit Migrationshintergrund
(+ 14 % bei den Mannern, + 18 % bei den Frauen). Aber
auch die Spataussiedler haben im Vergleich zu den
Menschen ohne Migrationshintergrund beim
berufsqualifizierenden Abschluss noch Defizite (- 13 % bei
den Mannern, - 11 % bei den Frauen).

Quelle zu den Zahlen: Fachserie 1 Tabelle 9; Zahlen vor dem Zensus
2011

Folgerung:

Die vorliegenden statistischen Zahlen lassen erstens
erkennen, dass es ein unterschiedliches Bedirfnis nach
Partizipation im Sinne von Teilhabe an staatsbirgerlichen
Rechten gibt. 55 % der Menschen mit Migrations-hintergrund
haben die deutsche Staatsbirgerschaft und damit die vollen
staatsbirgerlichen Rechte. Weitere 18 % kommen aus der
EU und haben lUber EU-Recht, was noch auszufuihren sein
wird, bestimmte Teilhabe-rechte. Nur 27 % schlie3lich, die
Nicht-EU-Auslander, haben keinerlei Teilhaberechte. Auch
wenn der in 2013 veroffentlichte Zensus 2011 nicht zu allen
Fragestellungen Material liefert und deshalb auf die Statistik
2011 zurickgegriffen wurde, sind die Verhéltnisse
grundsatzlich nach wie vor gleich geblieben.

Die statistischen Zahlen lassen zweitens erkennen, dass es
auch ein unterschiedliches Bedurfnis nach Integration gibt,
insbesondere soweit es Berufsbildung und
Armutsgefahrdung betrifft. Die Zuwanderergeneration hat
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einen hoheren noch bestehenden Integrationsbedarf als die
hier geborenen Menschen mit Migrationshintergrund. Bei der
Zuwanderer-gruppe der Spataussiedler ist dieser Bedarf
zwar abgeflacht, aber auch immer noch deutlich vorhanden.

Grundsatzlich bleiben damit alle Gruppen von Menschen mit
Migrations-hintergrund  in  Baden-Wdirttemberg  auch
Zielgruppen eines Partizipations- und Integrationsgesetzes,
weil es unter ihnen, wenn auch in unterschiedlicher
Intensitat, mehr Menschen mit erkennbarem Nachholbedarf
gibt, insbesondere was Schulbildung und Berufsausbildung
betrifft, als bei den Menschen ohne Migrationshintergrund in
Baden-Wirttemberg.
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2.1.

2.1.1.

Die Regelung in Berlin

Kommentierte Darstellung des Gesetzes zur Regelung
von Partizipation und Integration in Berlin vom 15.
Dezember 2010

Das Berliner Gesetz vom 15. Dezember 2010 (GVBI. S.560)
ist ein Artikelgesetz — im Folgenden als ,Artikelgesetz"
bezeichnet. Es enthalt in seinem Artikel | das "Partizipations-
und Integrationsgesetz des Landes Berlin (PartintG)" und in
weiteren Artikeln Regelungen zu einzelnen Gebieten des
Landesrechts.

Ziele und Grundsétze

§ 1 PartIintG enthélt "Ziele und Grundséatze des Gesetzes".
Entsprechend derzeitiger Gesetzgebungspraxis legt der
Gesetzgeber nicht mehr nur einzelne Regelungen zu einer
bestimmten Gesetzesmaterie fest, sondern er umschreibt
auch die Ziele des Gesetzes. Heutige Gesetze sind deshalb
haufig ,Programm-Gesetze“.

Typisch dafir ist 8 1 Abs.1 PartintG: "Das Land Berlin setzt
sich zum Ziel, Menschen mit Migrationshintergrund die
Moglichkeit zur gleichberechtigten Teilhabe in allen
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens zu geben und
gleichzeitig jede Benachteiligung und Bevorzugung geman
Artikel 3 Abs.3 Satz 1 des Grundgesetzes und Art. 10 Abs.2
der Verfassung von Berlin auszuschlie3en."

Der Verweis im zweiten Satzteil auf Artikel 3 Absatz 3 Satz 1
des Grundgesetzes (grundrechtlich geschutzter
Gleichbehandlungsgrundsatz) und die entsprechende
Grundrechtsgewahrung der Verfassung von Berlin in deren
Artikel 10 Abs. 2 schafft kein neues Recht. Das Verbot der
Benachteiligung und der Bevorzugung gilt unabhéngig von
der gesetzlichen Regelung im PartintG. Dieses Verbot ist
grundrechtlich im Grundgesetz und in der Verfassung von
Berlin auch nicht nur ein "Ziel", sondern unmittelbar
geltendes Recht. Der Verweis bekraftigt nur, was ohnehin

gilt.
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Anders ist es mit dem ersten Satzteil: "Ziel, Menschen mit
Migrationshintergrund die Mdglichkeit zur gleichberechtigten
Teilhabe in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens zu
geben". Die Teilhabe ergibt sich nicht zwingend aus dem
Verbot jeder Benachteiligung und Bevorzugung. Unsere
Grundrechte sind priméar als Freiheits- und Abwehrrechte
formuliert. Sie verhindern insbesondere staatliche Eingriffe
gegenuber Burgerinnen und Birgern. Im Regelfall gewéhren
sie keinen Anspruch auf staatliche Leistungen, auf vom
Staat garantierte Teilhabe. Dort wo Landesverfassungen
Teilhabe "garantieren” (zum Beispiel in der Verfassung von
Berlin: Recht auf Arbeit, Recht auf Wohnraum), handelt es
sich nicht um vom Einzelnen einklagbare Grundrechte,
sondern um  Staatszielbestimmungen. Eine solche
Zielbestimmung enthalt auch der erste Satzteil des § 1 Abs.
1 PartintG. Auch wenn diese Zielbestimmung nicht
einklagbar ist, ist sie nicht wertlos. Sie ist eine Orientierung
fur Verwaltungshandeln. Bei einzelnen Verwaltungsmal-
nahmen, bei politischen Entscheidungen in einem Berliner
Bezirk oder im Land hat die jeweils zu entscheidende Stelle
fur sich zu prifen, ob die beabsichtigte Entscheidung mit
dem Ziel des 8 1 Abs. 1 erster Satzteil PartIintG vereinbar ist.
Natirlich ist das ein weiter Rahmen, der viele
unterschiedliche Entscheidungen zulasst. Gleichwohl gibt
das Gesetz den bezirklichen und staatlichen Stellen in Berlin
die Aufgabe mit auf den Weg, die Auswirkungen auf
Partizipation und Integration von Menschen mit
Migrationshintergrund zu prifen und "mitzudenken”.

Schlie3lich kann der erste Satzteil von § 1 Abs. 1 PartintG
auch bei der Auslegung von anderen Vorschriften dieses
Gesetzes genutzt werden. Unklare Regelungen waren im
Lichte dieser Bestimmung auszulegen.

Der erste Satz von § 1 Abs. 2 PartintG verweist bei der
Integration darauf, dass sie ein gesamtgesellschaftlicher
Prozess ist. Der zweite Satz ("Erfolgreiche Integration setzt
sowohl das Angebot an die Bevodlkerung mit
Migrationshintergrund zur Beteiligung als auch den Willen
und das Engagement der Menschen mit
Migrationshintergrund zur Integration voraus.") umschreibt
die in der politischen Diskussion der letzten Jahre zur
Integration haufig verwendete Formel "Foérdern und Fordern".
Die Mehrheitsgesellschaft muss ebenso Angebote machen
wie sie auch von den Menschen mit Migrationshintergrund
verlangen kann, dass diese sich einbringen. Auch das ist ein
allgemeiner Programmsatz.
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2.1.2.

Der dritte Satz von 8 1 Abs. 2 PartintG zeigt die Grenzen
des Gesetzes auf. Art und Umfang der Partizipations-
moglichkeiten und der Integrationsforderung richten sich
nach dem rechtlichen Status und dem Bedarf der Menschen
mit Migrationshintergrund. Der rechtliche Status (deutsche
Staatsangehorige, EU-Burger/innen, Auslander mit Aufent-
haltserlaubnis, Ausléander mit Niederlassungserlaubnis,
Auslander mit Duldung, Asylbewerber) spielt z.B. eine Rolle
bei der Freizugigkeit, beim freien oder reglementierten
Zugang zum Arbeitsmark oder beim Wahlrecht. Dass die
Integrationsforderung sich nach dem Bedarf richtet, ist mit
dem Ziel des § 1 Abs. 1 erster Teilsatz PartIntG zu lesen:
Forderung nur zur Ermdoglichung der gleichberechtigten
Teilhabe. Der Gesetzgeber hat sich gescheut, eine weitere
Grenze im Gesetz nochmals festzulegen: gefordert wird nur,
wer den Willen und das Engagement zur Integration
mitbringt. Personen, die sich von der Mehrheitsgesellschaft
abschotten wollen und isoliert von der Mehrheitsgesellschaft
leben wollen, konnen fir diese Lebensweise keine
Forderung beanspruchen.

Beispiel: eine private Kindertagestatte, die nur Kinder einer bestimmten
Sprache und einer bestimmten Nationalitdt aufnimmt, kann nicht
gefordert werden. Sie mag (wie bei Einrichtungen fir die Kinder von
Diplomaten) zuldssig sein, weil sie Kinder nur tbergangsweise bis zur
Ruckkehr in  ihre Heimat betreut, aber sie ist unter
Integrationsgesichtspunkten nicht forderungswirdig.

Begriffsbestimmung der Menschen mit Migrations-
hintergrund

§ 2 PartIintG definiert Menschen mit Migrationshintergrund.
Die Definition lehnt sich an den in der Statistik der
Bundesrepublik Deutschland verwendeten Begriff an.
Menschen mit Migrationshintergrund im Sinne des Gesetzes
sind

1. Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Art. 116
Abs. 1 des Grundgesetzes sind,

2. im Ausland geborene und nach 1949 nach
Deutschland ein- und zugewanderte Personen und

3. Personen, bei denen mindestens ein Elternteil die
Kriterien der Nr. 2 erfullt.
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Die Definition ist sehr weitgehend und ist nicht identisch mit
dem Personenkreis, bei dem ein Integrationsbedirfnis
besteht.

Ziffer 1 benennt Personen, die nicht Deutsche im Sinne des
Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind, also Auslander
(einschlieB3lich der Burgerinnen und Blrger aus anderen
Mitgliedsstaaten der EU) und Staatenlose.

Ziffer 2 umfasst alle im Ausland geborenen und nach 1949
nach Deutschland ein- und zugewanderten Personen. Sie
schlieB3t konsequenterweise diejenigen aus, die nicht ein-
und zugewandert sind, die sich also nur zeitweise in der
Bundesrepublik Deutschland aus beruflichen oder sonstigen
Grunden aufhalten. Aber sie umfasst eben alle nach 1949
ein- und zugewanderten Personen, insbesondere die
deutschen Aussiedler aus Ruméanien und der ehemaligen
Sowijetunion.

Ziffer 3 beinhaltet diejenigen Personen, bei denen
mindestens ein Elternteil nach 1949 nach Deutschland ein-
und zugewandert und vorher im Ausland geboren ist. Das
betrifft auch die Kinder von Zuwanderern, die spater die
deutsche Staatsangehorigkeit durch Einblrgerung erworben
haben. Und es betrifft die Kinder von zugewanderten
Aussiedlern.

Unter Integrationsgesichtspunkten konnte die Definition der Ziffer 3 zu
eng sein. Es fehlt die dritte Generation. Bei ehemaligen auslandischen
Staatsangehdrigen, die die deutsche Staatsangehorigkeit durch
Einburgerung erworben haben und hier Kinder bekommen haben, fallen
nur diese Kinder mit deutscher Staatsangehdrigkeit unter den Begriff
.Menschen mit Migrationshintergrund®, nicht aber die Enkelkinder. Das
kann z.B. bei der sprachlichen Integration dann problematisch sein, wenn
die zweite Generation wenig Deutsch spricht und die Enkelkinder in
einem Haushalt aufwachsen, in dem Uberwiegend nicht Deutsch
gesprochen wird.

Die AnknlUpfung an die Zeit nach 1949 ist beim Zensus 2011
auf die Zeit ab 1955 verandert worden. Er umfasst damit die
Zuwanderung aufgrund des Anwerbeabkommens mit Italien
von 1955. Auch das erscheint aber noch sehr weit greifend.
Das erste Abkommen mit Italien datiert von 1955. Das
Anwerbeabkommen zwischen Deutschland und Spanien
datiert von 1960, ebenso das zwischen Deutschland und
Griechenland. Zahlenmafiig bei weitem die grof3te Gruppe
sind Zuwanderer aus der Turkei aufgrund und in der
Nachfolge des 1961 geschlossenen Anwerbeabkommens
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2.1.3.

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Turkei.
Jedenfalls die Praxis zeigt, dass Integrationsdefizite im
besonderen Mal3e die ab diesem Zeitpunkt zugewanderten
Personen betreffen. Integrationsdefizite von den ab 1960
zugewanderten spanischen Staatsangehérigen, das gleiche
gilt auch fur griechische Staatsangehdrige, sind nicht mehr
bedeutsam. Andererseits gibt es nach wie vor Integrations-
probleme der in Baden-Wurttemberg anséassigen Italiener.

vgl. Faiti Salvadori in: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg,
Monatsheft 2007-10

Wenn man den Zeitpunkt des Anwerbeabkommens mit der
Tarkei zugrunde legt, umgreift das auch die anderen
Zuwanderer ab 1961, diejenigen aus dem Nahen Osten,
insbesondere aus dem Libanon (sowohl libanesische
Staatsangehorige wie auch paldstinensische Flichtlinge).
Der Zeitpunkt umgreift die Asylbewerber ab 1961, ganz egal
ob sie Asyl erhalten haben oder aufgrund von
Bleiberechtsregelungen letztlich in der Bundesrepublik
Deutschland geblieben sind. Er umgreift die aus dem ehe-
maligen Jugoslawien zugewanderten Burgerkriegsfliicht-
linge, insbesondere aus Bosnien-Herzegowina, aber auch
aus dem Kosovo. Der Zeitpunkt 1961 bezieht auch die
neuen Zuwanderer aus Rumanien und Bulgarien ein. Deren
Zahl wird sich mit der Herstellung der Freizugigkeit fur
Arbeitnehmer ab dem 01.01.2014 noch deutlich vergrof3ern.

Geltung des Gesetzes fur die gesamte Verwaltung
einschliel3lich der von Berlin abh&ngigen juristischen
Personen des Privatrechts

§ 3 PartIintG umschreibt den Geltungsbereich des Gesetzes.
Das Gesetz qilt fur die Berliner Verwaltung, flr
landesunmittelbare  6ffentlich-rechtliche  Kdrperschaften,
Anstalten und Stiftungen, fir die Verwaltung des
Abgeordnetenhauses von Berlin, den Rechnungshof und
den Beauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit.
Es gilt aber auch fur juristische Personen des Privatrechts,
soweit das Land Berlin Mehrheitsbeteiligungen unmittelbar
oder mittelbar halt, 8 3 Abs. 2 PartIintG. Hier hat das Land
Berlin darauf hinzuwirken, dass diese juristischen Personen
des Privatrechts die Ziele und Konzepte des Gesetzes auch
beachten. In Berlin spielt das nicht nur eine Rolle bei einigen
Versorgungsunternehmen wie der Stadtreinigung, den
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2.1.4.

Wasserbetrieben oder den der Stadt Berlin gehérenden
Verkehrsbetrieben, sondern auch fur die stadtischen
Wohnungsbaugesellschaften, die Gber 250.000 Wohnungen
besitzen und verwalten.

Gleichberechtigte Teilhabe und interkulturelle Offnung

8 4 PartintG verpflichtet die im Geltungsbereich nach § 3
PartintG umschriebenen Einrichtungen zur Beachtung von
gleichberechtigter Teilhabe und interkultureller Offnung.

Das ist zum einen die generelle Umschreibung, dass alle
Einrichtungen die Aufgabe haben, fur gleichberechtigte
Teilhabe und interkulturelle Offnung zu sorgen. Hierbei
haben sie die Vielschichtigkeit der Einwanderungs-
gesellschaft zu bericksichtigen und ihre Aufgabenwahr-
nehmung bedarfs- und zielgruppengerecht auszurichten, 8§ 4
Abs. 1 PartIntG.

Die Verpflichtung von Einrichtungen fir gleichberechtigte
Teilhabe und interkulturelle Offnung zu sorgen, wird
zusatzlich in einigen Einzelgesetzen festgeschrieben.

So wird durch Art. Il des Artikelgesetzes das Berliner Hochschulgesetz
geandert und in § 4 Abs. 6 des Berliner Hochschulgesetzes eingefigt,
dass die Hochschulen durch ihre Offentlichkeitsarbeit insbesondere in an
der jeweiligen Hochschule unterreprasentierten Bevdlkerungsgruppen
die Aufnahme eines Studiums anregen und hierbei die Betreffenden
beraten und unterstiitzen sollen.

Uber Art. 1l des Artikelgesetzes wird § 1 Abs. 4 des
Sportférderungsgesetzes Berlin dahingehend geandert, dass bei der
Sportférderung nicht mehr die auslandischen Mitblrger besonders
erwahnt werden, sondern alle Menschen mit Migrationshintergrund.

Schon vor dem PartintG war im Schulgesetz fur das Land Berlin vom
26.01.2004 (GVBI. S. 26) als Ziel definiert, dass schulische Bildung und
Erziehung die Schilerinnen und Schiler insbesondere beféhigen sollen,
auch die eigene Kultur sowie andere Kulturen kennenzulernen und zu
verstehen, Menschen anderer Herkunft, Religion und Weltanschauung
vorurteilsfrei zu begegnen, zum friedlichen Zusammenleben der Kulturen
durch die Entwicklung von interkultureller Kompetenz beizutragen und fir
das Lebensrecht und die Wirde aller Menschen einzutreten (§ 3 Abs. 3
Nr. 3 Schulgesetz).

Ebenso war nach dem Gesetz zur Forderung von Kindern in
Tageseinrichtungen und Kindertagespflege vom 23.06.2005 (GVBI. S.
322) bestimmt worden, dass die Foérderung in Tageseinrichtungen
insbesondere auch darauf gerichtet sein soll, das Kind auf das Leben in
einer demokratischen Gesellschaft vorzubereiten, die fur ihr Bestehen
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die aktive, verantwortungsbewusste Teilhabe ihrer Mitglieder im Geiste
der Toleranz, der Verstandigung und des Friedens bendétigt. In diesen
Einrichtungen sollen eben auch Kinder lernen, dass alle Menschen
ungeachtet ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Identitat, ihrer
Behinderung, ihrer ethnischen, nationalen, religidsen und sozialen
Zugehorigkeit gleichberechtigt sind (8§ 1 Abs. 3 Kindertagesférderungs-
gesetz).

Die Beachtung gleichberechtigter Teilhabe soll auch der
Gesetzgeber beachten. Bei Gesetzes- und Verordnungs-
vorhaben ist immer zu prufen, ob die Ziele und Grundsatze
dieses Gesetzes berucksichtigt werden, § 4 Abs. 2 PartIntG.

Fur die Beschaftigten der Berliner Verwaltung (Beschaftigte
in den Einrichtungen nach 8 3 PartIntG) ist der Erwerb von
und die Weiterbildung in interkultureller Kompetenz
sicherzustellen, 8§ 4 Abs. 3 Satz 2 PartIntG.

Gleichzeitig definiert das Gesetz den Begriff interkulturelle
Kompetenz®. Sie wird definiert als eine auf Kenntnissen Uber
kulturell gepréagte Regeln, Normen, Werterhaltungen und
Symbole beruhende Form der fachlichen und sozialen
Kompetenz.

Das Gesetz schreibt nicht nur die Fort- und Weiterbildung
von Mitarbeitern in interkultureller Kompetenz vor. Es
verlangt auch, dass bei der Beurteilung der Eignung,
Befahigung und fachlichen Leistung im Rahmen von
Einstellungen und Aufstiegen der Beschéftigten im
Offentlichen  Dienst die interkulturelle  Kompetenz
grundsatzlich berlicksichtigt werden soll, § 4 Abs. 3 Satz 3
PartintG. ,Soll“ im Gesetz bedeutet, wie allgemein in allen
Gesetzen, dass im Regelfall die Vorschrift beachtet werden
muss und nur in Ausnahmeféllen davon abgewichen werden
kann. Fur die Beschaftigten in den Einrichtungen, die in § 3
PartintG genannt sind, bedeutet dies, dass zur Eignung,
Befahigung und fachlichen Leistung (Art. 33 Abs.2 GG)
kinftig auch das Eignungskriterium ,interkulturelle Kompe-
tenz“ vorliegen muss.

An Beispielen verdeutlicht bedeutet dies, dass der Bewerber
um ein Amt bei der Polizei auch tber ein gewisses Mal3 an
interkultureller Kompetenz verfiigen muss. Der Polizist muss
also wissen, dass man den Gebetsraum einer Moschee nicht
mit Stiefeln betritt. Der Bewerber um eine Stelle als
Rettungssanitater muss wissen, dass insbesondere im
islamisch  gepragten Kulturkreis die gesundheitliche
Untersuchung von Frauen im Regelfall nur durch Frauen
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erfolgt. Das bedeutet tbrigens nicht, dass die Ubung dieses
Kulturkreises als erhaltenswert deklariert wird. Es bedeutet
nur, dass solange sie gelebt wird, sie im Rahmen
interkultureller Kompetenz zu respektieren ist.

Konsequent wird Uber Artikel IX des Artikelgesetzes § 3 Abs. 3 des
Gesetzes Uber die Laufbahnen der Beamten in Berlin dahingehend
erweitert, dass von Beamten nicht nur soziale und methodische
Kompetenz verlangt werden, sondern auch ,interkulturelle* Kompetenz.
Bewerber fiir das Amt eines Beamten/einer Beamtin missen demgemaf
auch nachweisen, dass sie die in § 4 Abs. 3 Satz 1 PartintG
umschriebene interkulturelle Kompetenz haben, also auch mit
interkulturellen Fragestellungen in ihrer Beamtentatigkeit umgehen
kénnen. Die Vorschrift ist von erheblicher praktischer Bedeutung, weil sie
dazu fuhrt, dass in den Ausbildungs- und Prifungsgangen fir alle
Beamtenlaufbahnen auch Module zur Schulung in interkultureller
Kompetenz enthalten sein missen. Das gilt nach dem Laufbahngesetz
fur alle Beamtinnen und Beamten.

8 4 PartintG enthélt in seinem Abs. 4 einen weiteren
Eckpunkt zur gleichberechtigten Teilhabe, namlich die
Erhohung des Anteils der Beschaftigten mit
Migrationshintergrund in den Einrichtungen des Landes
Berlin, die in § 3 PartintG genannt sind. Der Senat strebt
nach dieser Vorschrift die Erhéhung des Anteils der
Beschaftigten mit Migrationshintergrund entsprechend ihrem
Anteil an der Bevdlkerung an, 8§ 4 Abs. 1 PartintG. Das ist
keine Quotenregelung. Es ist ein Programmsatz, der durch
praktische Politik zu untermauern ist. Ein Teil der
praktischen Politik wird in § 4 Abs. 4 Satz 2 PartIntG gleich
vollzogen, indem diese Vorschrift vorschreibt, dass bei
Stellenausschreibungen darauf hinzuweisen ist, dass
Bewerbungen von Menschen mit Migrationshintergrund, die
die Einstellungsvoraussetzungen erfillen, ausdriicklich
erwinscht sind. Ein anderer praktischer Schritt kann darin
liegen, besonders in den Migranten-Communities fir den
Dienst in den Einrichtungen des Landes zu werben.
Stellenausschreibungen kdénnen eben nicht nur im Amtsblatt
veroffentlicht werden und nicht nur in den Uberregionalen
Tageszeitungen, sondern auch in den Medien, die von
Menschen mit Migrationshintergrund besonders genutzt
werden.

Die in § 4 Abs. 4 PartIintG angestrebte Erh6hung des Anteils
der Beschéaftigten mit Migrationshintergrund in den
Einrichtungen des Landes wird regelmalRig Uberprift. § 4
Abs. 5 PartintG schreibt nicht nur vor, dass der Senat
Zielvorgaben zur interkulturellen Offnung festlegt, sondern
auch Zielvorgaben zur Erh6éhung des Anteils der
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Beschaftigten mit Migrationshintergrund. Hierbei soll eine
Uberprifung Uber ein einheitliches Benchmarking erfolgen.
Es soll regelméRig Uber die Personalentwicklung des
offentlichen Dienstes und der juristischen Personen des
Privatrechts, an denen das Land Berlin mehrheitlich beteiligt
ist, berichtet werden und in dieser Berichterstattung ist die
Entwicklung des Anteils von Menschen mit
Migrationshintergrund auszuweisen.

Schlielich sieht 8 4 Abs. 6 PartintG vor, dass in den
Gremien aller Einrichtungen eine starkere Beteiligung von
Vertreterinnen und Vertretern mit Migrationshintergrund
anzustreben ist. Auch das ist keine Quotenregelung. Es ist
eine politische Zielsetzung. Das Land Berlin kann das
Erreichen dieses Ziels teilweise unmittelbar beeinflussen. So
ist bei der Zusammensetzung etwa von Aufsichtsraten der
stadtischen ~ Wohnungsbaugesellschaften oder von
Verwaltungsraten, die durch den Gesellschafter Land Berlin
oder unter wesentlicher Beteiligung des
Mehrheitsgesellschafters Land Berlin bestellt werden, ein
unmittelbarer Einfluss auf die Zusammensetzung der
Gremien moglich. Bei anderen Gremien, die durch Wahl
besetzt werden, wie Personal- und Betriebsrate oder die
Position der Frauenbeauftragten oder des Behinderten-
Obmannes/der Behinderten-Obfrau, ist eine unmittelbare
Beeinflussung durch das Land Berlin nicht mdoglich,
insbesondere kann das Land Berlin keine Quoten vorgeben.
Hier kann man fir eine angemessene Beteiligung von
Menschen mit Migrationshintergrund in den Gremien nur
werben.

Eine konkrete Regelung trifft insoweit Art. V des Artikelgesetzes zur
Anderung des Berliner Seniorenmitwirkungsgesetzes. Dem dort vorge-
sehenen Landesseniorenbeirat soll kiinftig mindestens eine Vertreterin
oder ein Vertreter aus dem Kreis der Organisationen angehdren, die sich
in Berlin fir Belange der Seniorinnen und Senioren mit
Migrationshintergrund einsetzen (8 6 Abs. 1 Nr. 2 des Berliner
Seniorenmitwirkungsgesetzes).

Beauftragte oder Beauftragter des Senats von Berlin fur
Integration und Migration

Das PartIntG legt in seinem § 5 fest, dass eine Beauftragte
oder ein Beauftragter des Senats von Berlin fur Integration
und Migration ernannt wird. Der Sache nach ist es eine
Regelung, die das gesetzlich festschreibt, was auch schon
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vor dem PartIintG verwaltungsmaRig praktiziert wurde. Das
Gesetz regelt die Ernennung durch den Senat und verleiht
dem Beauftragten oder der Beauftragten fur Integration und
Migration damit eine herausgehobene Stellung. Vor der
Ernennung ist der Landesbeirat fir Integrations- und
Migrationsfragen zu horen.

Gleichwohl handelt es sich, trotz Ernennung durch den
Senat, nicht um einen unabhangigen Beauftragten oder eine
unabhangige Beauftragte. Die Stelle wird in der fir
Integration zustandigen Senatsverwaltung eingerichtet und
der oder die Beauftragte ist im Auftrag des fir Integration
zustandigen Senatsmitgliedes ressortibergreifend tatig. Das
bedeutet im Ergebnis auch, dass der oder die Beauftragte
weisungsgebunden ist und der zustandigen Senatorin, dem
zustandigen Senator, untersteht. Eine gewisse
Unabhangigkeit wird dadurch erreicht, dass die Ernennung
fur funf Jahre erfolgt, 8 5 Abs. 1 PartintG.

Die Aufgaben der Beauftragten oder des Beauftragten sind
in 8 5 Abs. 2 PartintG umschrieben. Der Beauftragte/die
Beauftragte hat darauf hinzuwirken, dass Menschen mit
Migrationshintergrund die Mdglichkeit zur gleichberechtigten
Teilhabe in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens
gegeben wird. Sie oder er setzt sich fir den Abbau von
Integrationshemmnissen und struktureller Benachteiligung
von Menschen mit Migrationshintergrund und fur die
Wahrung von Respekt, Akzeptanz und ein friedliches
Miteinander aller Berlinerinnen und Berliner ein, 8 5 Abs. 2
Satze 1 und 2 PartintG. Zur Umsetzung dieser Ziele
entwickelt sie oder er entsprechende Konzepte, Strategien
und Malinahmen und kann MalRBnhahmen gegentuber anderen
Senatsverwaltungen anregen, 8 5 Abs. 3 Satz 2 PartIntG.

Das alles sind Umschreibungen von Verwaltungstatigkeit,
die zur Verdeutlichung der Aufgaben im Gesetz festgehalten
sind, aber vom Grundsatz her entbehrlich waren. Wie bei
jeder Stelle im offentlichen Dienst ergibt sich der
Tatigkeitsbereich des Stelleninhabers/der Stelleninhaberin
letztlich aus dem Geschaftsverteilungsplan und der
Beschreibung des Aufgabenkreises der Stelle.

Das Artikelgesetz regelt auch die Teilnahme des oder der Beauftragten
des Senats fir Integration und Migration in einem Landesbeirat. So wird
Uber Art. IV das Landesgleichberechtigungsgesetz in der Fassung vom
28.09.2006 (GVBI. S. 957/958) dahingehend ergdnzt, dass im
Landesbeirat fir Menschen mit Behinderung auch der oder die
Beauftragte des Senats vertreten ist (§ 6 Abs. 2 Satz 3).
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8§ 5 Abs. 3 PartintG enthalt eine Verpflichtung aller
Senatsverwaltungen gegenuber der Senatsverwaltung, die
fur Integration zustandig ist. Diese Senatsverwaltung muss
an allen Gesetzes-, Verordnungs- und sonstigen wichtigen
Vorhaben rechtzeitig vor Beschlussfassung beteiligt werden,
soweit die Vorhaben Fragen der Integration der Menschen
mit Migrationshintergrund und deren Partizipation behandeln
oder besonders beruhren. Auch das ist eine eher gesetzlich
geregelte Selbstverstandlichkeit, weil derartige Vorhaben bei
ordnungsgemalier Verwaltung im Regelfall allen anderen
betroffenen Verwaltungen mitgeteilt werden, soweit nicht
eine férmliche Mitzeichnung ohnehin erforderlich ist.

In diesem Zusammenhang erhalt die oder der Beauftragte
die Gelegenheit zur Stellungnahme, aber auch wiederum nur
im Auftrag der fUr Integration zustandigen Senatsverwaltung,
also nicht aus eigenem Recht, § 5 Abs. 3 Satz 2 PartIntG.

In 8§ 5 Abs. 3 Satz 3 PartintG schlief3lich ist noch einmal
gesondert geregelt, dass jede Einrichtung des 8§ 3 PartintG
die Beauftragte/den Beauftragten bei der Erfullung ihrer oder
seiner Aufgaben unterstitzt.

Die/der Beauftragte ist Ansprechpartner bzw.
Ansprechpartnerin fur Menschen mit Migrationshintergrund
und unterstitzt sie bei der Durchsetzung ihrer Rechte, § 5
Abs. 4 PartIntG. Auch dieses eine Selbstverstandlichkeit, die
sich eben daraus ergibt, dass Uberhaupt eine Beauftragte
oder ein Beauftragter ernannt wird.

Das PartintG hat sehr bewusst bei der gesetzlichen
Regelung fur die Stelle der Beauftragten oder des
Beauftragten des Senats von Berlin fur Integration und
Migration daflr gesorgt, dass deren oder dessen Aufgaben
Verwaltungsaufgaben bleiben, die im Rahmen der
allgemeinen Verwaltung, hier der Verwaltung der fur
Integration zustdndigen Senatsverwaltung, abzuarbeiten
sind. Der Gesetzgeber hat damit bewusst darauf verzichtet,
neben der fUr Integration zustéandigen Senatsverwaltung eine
weitere  Verwaltung, namlich die Verwaltung der
Beauftragten oder des Beauftragten fir Integration zu
setzen.

In der politischen Debatte ist haufig, wenn verwaltungsmaliig

etwas schief [auft oder scheinbar schief lauft, die politische
Neigung zu beobachten, zusatzlich zu der Verwaltung, die
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2.1.7.

ihre Aufgabe erflillen muss, gesonderte vom Parlament
gewahlte Beauftragte, Ombudsmanner und —frauen zu for-
dern, die der Sache nach auch exekutive Aufgaben erfillen.
Die Politik, insbesondere das Parlament, verkennt hierbei,
dass es eine seiner vornehmsten Aufgaben, namlich die
Verwaltungskontrolle, aufweicht. Eine vom Parlament
gewahlte unabhangige Beauftragte oder ein unabhangiger
Beauftragter ist zwar gegenuber dem Parlament berichts-
pflichtig, wird aber nicht durch die Ausschiisse, durch kleine
oder mundliche Anfragen permanent in ihrer/seiner Arbeit
von den Abgeordneten kontrolliert. Der Ruf nach immer
neuen Beauftragten kann zwar dazu fihren, dass das
Parlament Zuarbeiten fir sein Kontrollrecht gegeniber der
Exekutive erhalt, gleichzeitig - und das wiegt schwerer -
Ubertragt das Parlament sein Kontrollrecht auf nicht
kontrollierte Dritte.

Bezirksbeauftragte fur Integration und Migration

Ebenso wie es einen Beauftragten/eine Beauftragte auf
Landesebene gibt, schreibt das Gesetz auch die Ernennung
von Bezirksbeauftragten vor, 8 7 PartintG. Die Bezirke in
Berlin, alle der Einwohnerzahl nach Grof3stadte, sind zwar
Teil der Einheitsgemeinde Berlin, der einheitlichen Stadt,
gleichzeitig aber Selbstverwaltungskérperschaften, die nach
den Grundsatzen gemeindlicher Selbstverwaltung organisiert
sind.

Die Aufgaben des/der Bezirksbeauftragten fir Integration
entsprechen den Aufgaben des Beauftragten auf
Landesebene.

Ebenso wie bei der/dem Beauftragten auf Landesebene ist
auch die/der Integrationsbeauftragte des Bezirks ein-
gegliedert in die allgemeine (Bezirks)Verwaltung, namlich bei
der Bezirksburgermeisterin bzw. dem Bezirksburgermeister.
Sie/er ist damit weisungsgebunden.

Landesbeirat fur Integration- und Migrationsfragen

Ein Kernstlick des PartIntG ist die gesetzliche Regelung fur
einen Landesbeirat fur Integration- und Migrationsfragen in §
6 PartintG.
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Dieser Landesbeirat berat und unterstiitzt den Berliner Senat
in allen Fragen der Integrationspolitik, 8 6 Abs. 1 Satz 1
PartintG.

Das Gesetz regelt die Zusammensetzung. Stimmberechtigte
Mitglieder des Landesbeirats sind:

1. sieben Vertreterinnen oder Vertreter der Bevdlkerung
mit  Migrationshintergrund  einschlieBlich  einer
Vertreterin bzw. eines Vertreters der Aussiedlerinnen
und Aussiedler,

2. das fur Integration zustandige Senatsmitglied,

3. die/der Beauftragte des Senats von Berlin fir
Integration und Migration,

4. zwei Vertreterinnen/Vertreter des Rates der
Blrgermeister,

5. eine Vertreterin/ein Vertreter der Bezirksbeauftragten
fur Integration und Migration,

6. jeweils eine Vertreterin/ein Vertreter

a) der Industrie- und Handelskammer zu Berlin
sowie der Handwerkskammer Berlin,

b) des Landessportbundes Berlin,

C) des Deutschen Gewerkschaftsbundes,

d) der Verbédnde der Freien Wohlfahrt in Berlin
und

e) des Flichtlingsrates Berlin.

Sieben stimmberechtigten Mitgliedern von Menschen mit
Migrationshintergrund stehen nach den Ziffern 2, 3, 4 und 5,
funf  Verwaltungsvertreter zur  Seite  sowie  funf
Vertreterinnen/Vertreter gesellschaftlicher Organisationen,
darunter eine Vertreterin/ein Vertreter des Flichtlingsrates
Berlin. Die Vertreterinnen oder Vertreter der Bevolkerung mit
Migrationshintergrund sind mit ihren 7 Mitgliedern also nicht
die Mehrheit im Landesbeirat. Der Landesbeirat kann zwar
weitere Mitglieder aufnehmen, aber diese haben aus-
schliel3lich beratende Funktion, 8 6 Abs. 1 Satz 3 PartintG.

Alle Mitglieder, soweit sie nicht wie das fir Integration

zustandige Senatsmitglied und die/der Beauftragte des
Senats von Berlin fir Integration und Migration kraft Amtes
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Mitglieder sind, werden gewdahlt oder benannt. Die
Benennung erfolgt fur die Dauer der Legislaturperiode des
Abgeordnetenhauses von Berlin, 8 6 Abs. 1 Satz 4 PartintG.
AulRerdem ist fur jedes Mitglied ein stellvertretendes Mitglied
zu wahlen oder zu benennen, § 6 Abs. 1 Satz 5 PartIntG.

Eine Wahl st vorgesehen fur die Vertreterinnen/Vertreter der
Bevolkerung mit Migrationshintergrund im Landesbeirat sowie deren
Stellvertreterin und Stellvertreter. Hierzu ist eine Wahlversammlung
gesetzlich vorgeschrieben, auf der die Vertreterin und Vertreter von
Vereinen und Verbanden stimmberechtigt sind, die in der bei der fir
Integration zustandigen Senatsverwaltung gefiihrten offentlichen Liste
eingetragen sind, § 6 Abs. 4 Satz 1 PartIintG. Das Gesetz schreibt vor,
dass die Kriterien fir eine Eintragung und das Wabhlverfahren von der
zustandigen Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung festgelegt
werden.

Die Verordnung Uber die Wahl zum Landesbeirat fir Integration- und
Migrationsfragen ist am 18.07.2011 erlassen worden und am 26.07.2011
im Gesetz- und Verordnungsblatt fur Berlin (S. 359) verkiindet worden.
Die Verordnung sieht in ihrem § 1 vor, dass auf Antrag Vereine und
Verbénde in die Liste aufgenommen werden, die ihren Sitz in Berlin
haben, einen Vorstand haben, der mehrheitlich aus Personen mit
Migrationshintergrund besteht und die integrationspolitische Ziele
verfolgen. Nach der Eintragung in die Liste findet die Wahl statt. Alle
Vereine und Verbénde, die mindestens zwei Monate vor dem Wahltermin
in die Liste aufgenommen worden sind, entsenden eine Vertreterin/einen
Vertreter zur Wahlversammlung (8§ 4 der Verordnung). Das Stimmrecht
ist also nicht gewichtet nach der Bedeutung und der Mitgliederzahl der
Vereine oder Verbande, sondern jeder Verband und jeder Verein ist
gleichberechtigt.

Die/der Beauftragte des Senats fiur Integration und Migration hat die
Wahlen drei Monate vor dem Wahltermin im Amtsblatt fur Berlin
anzukindigen. Die Wahlberechtigten muissen vier Wochen vorher
geladen werden (8 3 der Verordnung). Bewerberinnen und Bewerber fur
den Landesbeirat missen sich gegeniber dem/der Beauftragten des
Senats von Berlin flr Integration und Migration erklaren. Spatestens eine
Woche vor dem Wabhltag ist Uber die Zulassung der Bewerberinnen und
Bewerber zu entscheiden. Auf der Wahlversammlung konnen die
Bewerberinnen und Bewerber ihre Bewerbung durch eine Rede
begriinden, § 5 der Verordnung.

Es gibt einheitliche Stimmzettel, wobei auch durch Handzeichen
abgestimmt werden kann, wenn es keinen Widerspruch gibt, 8 6 Abs. 2
der Verordnung. Ansonsten enthalt die Verordnung die Ublichen
Vorschriften Gber die Durchfiihrung des Wahlverfahrens, Mitglieder und
die stellvertretenden Mitglieder werden einzeln nacheinander gewéhlt,
maf3gebend ist die Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten, § 6
Abs. 3 der Verordnung. Die Wahl wird durch die/den Beauftragten des
Senats von Berlin fur Integration und Migration geleitet, 8 6 Abs. 1 der
Verordnung. Erhalt kein Bewerber eine Mehrheit, findet zwischen der
Bewerberin bzw. dem Bewerber mit der hoéchsten Stimmenzahl eine
Stichwahl statt. Hat auch diese Stichwahl kein Ergebnis, entscheidet das
Los, § 6 Abs. 4 der Verordnung.
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Der Landesbeirat selber gibt sich eine Geschaftsordnung, 8
6 Abs. 5 PartintG. Den Vorsitz kraft Amtes hat das fur
Integration zustdndige Senatsmitglied, 8 6 Abs. 3 Satz 1
PartintG. Die stellvertretende oder den stellvertretenden
Vorsitzende/n schlagen die Vertreterinnen und Vertreter der
Bevolkerung mit Migrationshintergrund dem Landesbeirat
zur Wahl vor, § 6 Abs. 3 Satz 2 PartIntG.

An den Sitzungen des Landesbeirats nehmen die
Senatsverwaltungen teil. Damit wird sichergestellt, dass alle
Senatsverwaltungen regelmalRlig auch Uber Diskussionen
und Uber Vorschlage und Anregungen des Landesbeirats
unmittelbar unterrichtet werden. Das Gesetz sieht vor, dass
die Teilnahme auf Staatssekretarsebene erfolgen soll, § 6
Abs. 2 PartIntG.

Der Landesbeirat hat bei der fur Integration zustandigen
Senatsverwaltung eine Geschéftsstelle, § 6 Abs. 6 PartintG.

Der Landesbeirat fur Integration- und Migrationsfragen ist nach Art. Xl
Nr. 2 a) cc) des Artikelgesetzes iiber eine Anderung des § 38 Abs. 3 Nr.
10 des Gesetzes zur Ausfuhrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes in
der Fassung vom 27.04.2001 (GVBI. S. 134) kinftig auch mit beratender
Stimme im Landesjugendhilfeausschuss vertreten.

Ebenso ist der Landesbeirat fur Integration- und Migrationsfragen nach
Art. XIII Nr. 2 und 3 des Artikelgesetzes durch eine Vertreterin oder einen
Vertreter im Beirat fur berufliche Schulen in Berlin und im
Landesschulbeirat vertreten (§ 113 Abs. 2 Satz 3 und § 115 Abs. 4 des
Schulgesetzes).

Integrationsausschiisse auf Bezirksebene

Beirate auf Bezirksebene regelt das Gesetz nicht. In den
Berliner Bezirken bestehen wie auch in vielen anderen
Gemeinden anderer Bundeslander Auslanderbeirate, deren
Bildung ohne besondere gesetzliche Grundlage erfolgt ist.
Diese Auslanderbeirate lasst das Gesetz unberihrt. Aber es
trift eine  umfangreiche und in die bezirkliche
Selbstverwaltung eingreifende Neuregelung far
Integrationsausschisse.

Klnftig hat jede Bezirksverordnetenversammlung einen
Integrationsausschuss zu bilden, Neufassung des § 9 Abs. 1
des Bezirksverwaltungsgesetzes in der Anderungsfassung
des Art. VIII des Artikelgesetzes. Im Integrationsausschuss
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sind mindestens vier bis hoéchstens 7 Birgerdeputierte
vertreten.

Die Birgerdeputierten sind eine besondere Berliner
Einrichtung. Es handelt sich um sachkundige Birger, die
stimmberechtigt an der Arbeit der Ausschisse der
Bezirksverordnetenversammlung teilnehmen kénnen. Auch
Auslander kénnen Birgerdeputierte werden. Das bedeutete
schon bisher, dass in der Arbeit der Ausschiisse auch
Burgerinnen und Burger teilnehmen konnten, die nach dem
Wabhlrecht nicht allgemein wahlberechtigt und nicht wahlbar
waren. Das ist im Hinblick auf die vom Bundes-
verfassungsgericht fir das kommunale Nichtwahlrecht von
Auslandern festgelegten Kriterien unbedenklich, weil die
Ausschiisse nicht beschlieRende Ausschiisse sind, sondern
nur Empfehlungen bzw. Beschlussvorlagen der Bezirks-
verordnetenversammlung vorlegen, Uber deren Annahme
dann die Bezirksverordnetenversammlung, die von den
wahlberechtigten Birgerinnen und Blrgern des Bezirks
gewahlt wurde, entscheiden muss.

Bei den Burgerdeputierten in den Integrationsausschiissen
soll darauf geachtet werden, dass insbesondere Blrgerinnen
und Burger mit Migrationshintergrund bericksichtigt werden,
8 20 Satz 3 des Bezirksverwaltungsgesetzes in der Fassung
des Artikelgesetzes.

Die  Burgerdeputierten werden von der Bezirks-
verordnetenversammlung aufgrund von Wahlvorschlagen
der Fraktionen gewahlt, 8 21 Abs. 1 Satz 1 des Bezirksver-
waltungsgesetzes in der Fassung des Artikelgesetzes.
Verbande, die in der bei der fur Integration zustandigen
Senatsverwaltung zu fihrenden Liste eingetragen sind,
konnen hierzu den Fraktionen Vorschlage unterbreiten, § 21
Abs. 1 Satz 3 des Bezirksverwaltungsgesetzes in der
Fassung des Artikelgesetzes.

Auch fur die Integrationsausschisse der Bezirke trifft das Gesetz
Regelungen, dass eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Integrationsausschusses in bestimmten Gremien vertreten sein muss. So
wird Uber Art. XII Nr. 1 des Artikelgesetzes fur den Jugendhilfeausschuss
auf Bezirksebene festgelegt, dass als ein beratendes Mitglied eine
Vertreterin  oder ein Vertreter des Integrationsausschusses der
Bezirksverordnetenversammlung mitwirkt (8§ 35 Abs. 7 Nr. 8 des
Gesetzes zur Ausfiihrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes).
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Uber Art. XIll des Artikelgesetzes wird das Schulgesetz dahingehend
geandert, dass dem Bezirksschulbeirat eine Vertreterin bzw. ein Vertreter
des Integrationsausschusses der Bezirksverordnetenversammliung mit
beratender Stimme angehort (8 111 Abs. 1 Satz 2 des Schulgesetzes).

Einen anderen Weg geht das Gesetz beim Beirat fir
Sozialhilfeangelegenheiten, der im Allgemeinen Zustandigkeitsgesetz
geregelt ist. Dieser Beirat wird nicht durch Vertreterinnen oder Vertreter
des Integrationsausschusses, sondern durch zwei Vertreter von
Organisationen, die sich fir Belange der sozialhilfeberechtigten
Menschen mit Migrationshintergrund einsetzen, erweitert (8 34 Abs. 3
Buchst. ¢ des Allgemeinen Zustandigkeitsgesetzes in der Fassung durch
Art. VIl des Artikelgesetzes).

Gleichstellung der religiosen Feiertage aller Religions-
gemeinschaften mit den kirchlichen Feiertagen

Wahrend das Gesetz Uber die Sonn- und Feiertage bisher
von kirchlichen Feiertagen gesprochen hat, wird dieses jetzt
dahingehend umformuliert, dass der Begriff ,kirchliche
Feiertage® durch ,religiose Feiertage® ersetzt wird.
AulBerdem wird ausdricklich klargestellt, dass religidse
Feiertage die Feiertage sind, die von den christlichen
Kirchen, den muslimischen Glaubensgemeinschaften, der
judischen Gemeinde zu Berlin und anderen
Religionsgemeinschaften begangen werden (8 2 Abs. 1 des
Gesetzes uber die Sonn- und Feiertage in der Fassung
durch Art. VI Nr. 1 b des Artikelgesetzes).

Der Senat von Berlin hat schon vor Inkrafttreten dieser Anderung des
Gesetzes Uber die Sonn- und Feiertage in der neu gefassten Verordnung
Uber den Schutz der Sonn- und Feiertage vom 05.10.2004 (GVBI. S.
441) nicht nur den Schutz der Kirchen vor insbesondere ruhestérendem
Larm festgeschrieben, sondern an allen Feiertagen, die von den
Religionsgesellschaften begangen werden, alle Uber das gewohnliche
Malf3 hinausgehenden Veranstaltungen und Handlungen verboten, durch
die der Gottesdienst oder andere religidse Feiern in Kirchen, Moscheen,
Synagogen und den entsprechenden Baulichkeiten anderer
Religionsgesellschaften unmittelbar gestort werden (8 3 der Verordnung).

VerstoRe gegen diese Schutzvorschrift sind Ordnungswidrigkeiten und
kénnen als Ordnungswidrigkeiten geahndet werden. Die entsprechende
Ordnungswidrigkeitenvorschrift in der Verordnung benennt ausdrtcklich
neben den Kirchen auch die Moscheen, Synagogen und die
entsprechenden Baulichkeiten anderer Religionsgesellschaften als
Schutzobjekte (§ 6 Nr. 2 der Verordnung).
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Anderung des Bestattungsrechts

Durch Art. X des Artikelgesetzes wird das Bestattungsgesetz
vom 02.11.1973 (GVBI. S. 1830) dahingehend geandert,
dass die Durchfihrung ritueller Waschungen von Leichen
erstmals zugelassen wird. § 10 a des Bestattungsgesetzes
schreibt jetzt vor, dass rituelle Waschungen von Leichen nur
in den vom Bezirksamt hierfir als geeignet anerkannten
Raumen in Leichenhallen oder religiosen Einrichtungen
unter Einhaltung geeigneter hygienischer Schutzmal3-
nahmen durchgefiihrt werden mussen. Verstof3e werden als
Ordnungswidrigkeiten in 8 24 Abs. 1 Nr. 6 a des
Bestattungsgesetzes definiert.

Ebenso bedeutend ist die  Veranderung der
Bestattungspflicht in einem Sarg. Nach dem neuen 8§ 18 Abs.
2 des Bestattungsgesetzes durfen abweichend von der
bisherigen Pflicht, in einem Sarg zu bestatten, Leichen aus
religiosen Grunden auf vom Friedhofstrager bestimmten
Grabfeldern in einem Leichentuch ohne Sarg erdbestattet
werden. Das Gesetz schreibt vor, dass die Leiche aber bis
zur Grabstatte in einem geeigneten Sarg zu transportieren
ist. Der Berliner Gesetzgeber hat sich damit zu einer
Bestattung in einem Leichentuch bekannt, wie es
insbesondere dem islamischen Ritus entspricht. Ob die im
Berliner Bestattungsgesetz enthaltene Beschrankung auf
Bestattungen im Leichentuch aus religiosen Grinden
gerichtsfest ist, bleibt abzuwarten. Die Erdbestattung in
einem Sarg entspricht der christlichen Tradition. Andere
Schutzgrinde, wie der Schutz vor Seuchen, mégen in
friheren Jahrhunderten eine Rolle gespielt haben. Heute
durften sie kaum noch durchschlagend sein. Dann kdnnte
aber der aus der christlichen Tradition herriihrende Brauch
der Bestattung in einem Sarg auf Dauer kaum gesetzlich
verpflichtend geregelt werden. Wenn den Muslimen aus
religiosen Grinden gestattet wird, ihre Toten in einem
Leichentuch zu bestatten, dann ist schwer zu begrinden,
weshalb etwa Nichtchristen, aus der Kirche Ausgetretenen,
vorgeschrieben werden muss, ihre Toten in einem Sarg
erdzubestatten. Grinde der Pietat oder der Gesundheit
kénnen allenfalls fur den Transport einer Leiche bis zur
Bestattung geltend gemacht werden. Insofern kann aber wie
bei den Muslimen auch fur andere, insbesondere alle
Nichtglaubigen, vorgeschrieben werden, die Leiche in einem
geeigneten Sarg zu transportieren.
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2.1.12.

Art. Xl des Artikelgesetzes &ndert entsprechend der Anderung des
Bestattungsgesetzes die Verordnung zur Durchfuhrung des Bestat-
tungsgesetzes vom 22.10.1980 (GVBI. S. 2403). Hierbei werden in § 12
der Verordnung die Schutzmalnahmen bei Ansteckungsgefahr neu
umschrieben, ebenso in § 13 die Schutzkleidung bei Leichenbesorgern.
Die Anderungen sind unabhingig vom Partizipations- und
Integrationsgesetz. Anders ist es bei der Regelung in § 14 Abs. 2 Uber
Sarge bei Erdbestattungen. Diese Vorschrift ist jetzt erweitert worden,
dass die Sargpflicht bei Bestattungen im Leichentuch jedenfalls fir den
Transport der Leiche gilt. Hierbei kann der Sarg wieder verwendbar sein
(8 14 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung). Der wieder verwendbare Sarg ist
zu desinfizieren oder zu entsorgen (§ 14 Abs. 2 Satz 3 und 4 der
Verordnung). Ebenso ist in der Verordnung genauso wie fur Sarge, die
nicht aus schwer vergénglichen Stoffen hergestellt sein drften,
festgelegt, dass auch die Umhiillung einer Leiche, also ein Leichentuch,
nicht aus schwer verganglichen Stoffen hergestellt sein darf (§ 14 Abs. 1
Satz 2 der Verordnung).

Bei den Raumen fir rituelle Waschungen ist in 8 42 a der Verordnung
bestimmt worden, dass sie nicht mit Raumen Uberbaut sein dirfen, die
zu Wohnzwecken dienen.

Berichterstattungspflicht des Senats

Das PartintG schreibt vor, dass der Senat dem
Abgeordnetenhaus alle zwei Jahre Uber die Umsetzung der
Ziele des Gesetzes Bericht erstattet, § 8 PartintG.

Volksinitiative

Schon vor dem PartintG hatte Berlin Auslandern
Mitwirkungsrechte eingerdumt. Art. 2 Abs. 1 der Verfassung
von Berlin vom 23.11.2005 (GVBI. S. 779) bestimmt, dass
Trager der Offentlichen Gewalt die Gesamtheit der
Deutschen ist, die in Berlin ihren Wohnsitz haben. Die
Verfassung lasst aber ausdrticklich bestimmte Mitwirkungen
auch von Auslandern zu. Das betrifft neben dem Wabhlrecht
von Birgerinnen und Blrgern der EU zu den
Bezirksverordnetenversammlungen  das Institut  der
Volksinitiative, Art. 61 der Verfassung von Berlin.

Nach dem Gesetz uber Volksinitiative, Volksbegehren und
Volksbescheid vom 11.06.1997 (GVBI. S. 304) sind zu einer
Volksinitiative teilnahmeberechtigt alle mindestens 16 Jahre
alten Einwohner und Einwohnerinnen Berlins (8 1 des
Gesetzes). Voraussetzung fir eine an das Abgeord-
netenhaus gerichtete Volksinitiative ist, dass der Antrag die
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Unterschrift von mindestens 20.000 Personen tragt, die am
Tage der Unterschrift 16 Jahre alt und mit alleiniger
Wohnung oder mit Hauptwohnung in Berlin im Melderegister
verzeichnet sind (8 5 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes). Die
Volksinitiative ist eine Art Massenpetition und veranlasst das
Abgeordnetenhaus, sich mit dem Anliegen der Volksinitiative
zu befassen. Sie ist aber deutlich unterschieden von einem
Volksbegehren bzw. einem Volksentscheid, bei denen sich
nur die zum Abgeordnetenhaus von Berlin Wahlberechtigten
beteiligen kénnen.

Neben der Mitwirkungsmdglichkeit an einer Volksinitiative
gibt es das Recht, sich als Einzelner an das Parlament zu
wenden, das Petitionsrecht. Deutscher und damit auch
Berliner Verfassungstradition entspricht es, dass das
Petitionsrecht an das Parlament unabhangig von der
Staatsangehorigkeit gewahrt wird. Nach dem Gesetz Uber
die Behandlung von Petitionen an das Abgeordnetenhaus
von Berlin vom 25.11.1969 (GVBI. S. 2511) ist ausdricklich
geregelt, dass petitionsberechtigt jede Person unabhangig
von ihrer Staatsangehdrigkeit ist (8§ 1 Abs. 1 Satz 1 des
Gesetzes).

Ebenso wie die Volksinitiative auf Landesebene gibt es auf
der Ebene des Bezirks einen Einwohnerantrag fur alle
Einwohnerinnen und Einwohner des Bezirks, die das 16.
Lebensjahr vollendet haben (8 44 des Bezirksver-
waltungsgesetzes in der Fassung vom 10.11.2011 (GVBI. S.
693)).

Erste Evaluation des Partizipations- und
Integrationsgesetzes des Landes Berlin

Der Senat von Berlin legte mit Beschluss vom 20.11.2012
seinen Ersten Bericht zur Umsetzung des Partizipations- und
Integrationsgesetzes des Landes Berlin sowie der ubrigen
Bestimmungen des Artikelgesetzes vor.

Der Bericht verweist darauf, dass schon seit Einfuhrung
eines Integrationskonzeptes im Jahre 2007 eine
regelmallige Berichterstattung erfolgte. Er greift deshalb
teilweise Vorhaben auf, die schon vor Inkrafttreten des
Gesetzes begonnen wurden.
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Ein Schwerpunkt des Berichts ist die Umsetzung der
Vorgaben zur interkulturellen Offnung der Verwaltung.
Hierzu nennt er Beispiele.

Die Senatskanzlei hat ein Projekt zum ,Dialog der Religion® neu
erarbeitet. In mehreren Konferenzen sind Uber 100
Religionsgemeinschaften vertreten gewesen.

Die fur Wirtschaft zustéandige Senatsverwaltung hat schon friher einen
Gesprachskreis Migration etabliert, ebenso wie ein Dialogforum mit
Vertreterinnen/Vertretern von Verbanden und Einrichtungen aus
verschiedenen ethnischen Communities in Berlin. Hierbei ist das Ziel
verfolgt worden, Unternehmertum von Menschen mit Migra-
tionshintergrund zu fordern. Ebenso gibt es seit 2003 bereits
Beratungsseminare fir Grinderinnen und Grunder nichtdeutscher
Herkunft.

Die flr Gesundheit zustandige Senatsverwaltung hat bei ihren
themenbezogenen Arbeitsgruppen zur Prévention von HIV/Aids und
anderen Krankheiten eine gesonderte Arbeitsgruppe mit dem Thema
~Pravention mit Migrantinnen und Migranten® eingerichtet.

Auch in den Unternehmen mit Mehrheitsbeteiligung des
Landes Berlin sind Malinahmen zur Umsetzung des PartintG
getroffen worden.

Der Bericht nennt stellvertretend die Vivantes-Netzwerk fiir Gesundheit
GmbH, die einen Grof3teil der Kliniken des Landes Berlin betreibt.
Vivantes hat nicht nur sein Unternehmensleitbild angepasst, sondern
auch personalpolitische Grundséatze erstellt, welche auch die Integration
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Migrationshintergrund
beriicksichtigen. Das schlagt auch durch bei Stellenanzeigen fur die
Kliniken und beim Bildungsangebot bis hin zu den Angeboten des
Instituts fur berufliche Bildung im Gesundheitswesen.

Berlin hat ein Handbuch aufgelegt, um die modellhaften Erfahrungen zu
verallgemeinern und den Fihrungskréaften der Berliner Verwaltung zur
Verfligung zu stellen: ,Praxishandbuch zur interkulturellen Offnung fir
die Berliner Verwaltung®.

Zu den Aktivitdten bei der interkulturellen Offnung gehért auch der am
15.03.2011 in Berlin verabschiedete Landesaktionsplan gegen
Rassismus und ethnische Diskriminierung.

Der Bericht behandelt ferner die interkulturelle Kompetenz
bei den Beschéaftigten des Landes Berlin und den
Landeseinrichtungen und verweist darauf, dass nahezu alle
Bezirksdmter und Senatsverwaltungen die Fortbildungs-
angebote der Verwaltungsakademie oder der Landesstelle
fur Gleichbehandlung und gegen Diskriminierung zum
Thema interkulturelle Kompetenz wahrgenommen haben.
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Der Bericht verweist darauf, dass der Erwerb von interkultureller
Kompetenz fester Bestandteil vieler Ausbildungsgéange ist. Dies gilt fur
den allgemeinen  Verwaltungsdienst ebenso wie fir die
Ausbildungsberufe fiir Burokommunikation. Es gilt aber insbesondere
auch fur die Ausbildung der Laufbahnen der mittleren und gehobenen
Dienste der Berliner Polizei, etwa mit einem Seminar ,Polizei und
Zuwanderer® sowie ein Projekt ,Transfer interkultureller Kompetenz“.
Auch die Berliner Feuerwehr hat in ihrer Ausbildungs- und
Prufungsordnung  die  Vermittlung interkultureller ~ Kompetenz
aufgenommen. Hierzu ist anzumerken, dass die Berliner Feuerwehr nicht
nur in der Brandverhiitung und Brandbekampfung zustandig ist, sondern
in Berlin den weit Uberwiegenden Teil auch des Rettungsdienstes
wahrnimmt, also neben Brandverhitung und Brandbek&mpfung ein
GroRteil der Ersten Hilfe und des Transportes zu Arzten und
Krankenhdusern nach dem Rettungsdienstgesetz des Landes Berlin
durchfihrt.

Der Bericht geht auch auf die Berlcksichtigung interkultureller
Kompetenz bei Beurteilungen, Aufstiegen und Einstellungen ein.
Interkulturelle Kompetenz wird inzwischen in den Anforderungsprofilen
fur alle Stufen des offentlichen Dienstes aufgenommen. Zusatzlich
verweist der Bericht darauf, dass die Berliner Polizei in ihren
Einstellungsverfahren Fremdsprachentests und Fragen zur
interkulturellen Kompetenz aufgenommen haben.

Zur Erhdéhung des Anteils der Beschaftigten mit
Migrationshintergrund im Landesdienst wird berichtet:

Bei Stellenausschreibungen der Berliner Polizei werden ausdricklich
auch Bewerberinnen und Bewerber ermuntert, die Uber - maoglichst
muttersprachliche — Sprachkenntnisse verfligen, insbesondere arabisch,
chinesisch, englisch, franzdsisch, italienisch, kroatisch, polnisch,
russisch, serbisch, spanisch, tirkisch oder viethamesisch.

Berlin flhrt eine Kampagne ,Berlin braucht dich“ durch, an der sich im
Berichtszeitraum 31 Berliner Sekundarschulen und rd. 25 ausbildende
Betriebe des offentlichen Dienstes beteiligten. Ebenso sind Berliner
Unternehmen mit Landesbeteiligung in die Kampagne eingebunden,
darunter die Berliner Stadtreinigung, der Krankenhauskonzern Vivantes
und die Berliner Wasserbetriebe.

Das Land hat als Ziel festgelegt, dass 25 % aller
Beschéaftigten im offentlichen Dienst einen Migrations-
hintergrund haben sollten. Landesweit liegt die Quote bei
den Auszubildenden mit Migrationshintergrund im Jahre
2011 bereits bei 17,5 %, bei den offentlichen Unternehmen
bei 15,8 %. Die Zahlen gelten nicht fir Beamtenstellen.

Die Ausbildungszahlen sagen natirlich nichts dartber aus, wie die
Zahlen im gesamten offentlichen Dienst des Landes Berlin aussehen.
Hierzu wurden keine Angaben erhoben, sodass man auf Befragungen
angewiesen ist, bei denen die Antworten schon aus datenrechtlichen
Grunden auf freiwilliger Basis erfolgen. Eine solche Befragung hat die
Senatsverwaltung fur Finanzen fir ihre Bereiche durchgefiihrt und
festgestellt, dass von 7.702 Beschéftigten 401 Mitarbeiterinnen und
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Mitarbeiter sind, die nicht in der Bundesrepublik Deutschland geboren
wurden. Diese Zahlen dirften auch fir andere Bereiche der 6ffentlichen
Verwaltung typisch sein.

Fir die starkere Beteiligung von Vertreterinnen und
Vertretern mit Migrationshintergrund gemal3 8 4 Abs. 6
PartintG verweist der Bericht darauf, dass inzwischen
Blrgerinnen und Bidrger mit  Migrationshintergrund
beispielsweise im Berliner Vollzugsbeirat und in den
Anstaltsbeirdaten der Justizvollzugsanstalten und im
Krankenhausbeirat sowie im Landespsychiatriebeirat
vertreten sind.

Zum Landesbeirat fur Integration- und Migrationsfragen
gemall 8 6 des PartintG wird berichtet, dass nach einer
breiten Informationskampagne 105 Vereine in die Liste als
wahlberechtigte Vereine aufgenommen wurden. Fir die
sieben Positionen, zu denen die Stellvertreterpositionen, die
von Menschen mit Migrationshintergrund durch die Vereine
gewahlt werden sollten, hatten sich 43 Kandidatinnen und
Kandidaten beworben. Die Wahl fand im Dezember 2011
statt. Aufgrund einer Wahlanfechtung gab es eine
Wiederholungswahl, die am 03.05.2012 stattfand. Diese
scheinbar negative Berichterstattung, namlich
Wahlanfechtung mit Wiederholungswabhl, zeigt andererseits
die Bedeutung, die von den Verbadnden und Vereinen
diesem Landesbeirat zugemessen wird.

Der Bericht geht darliber hinaus auf die in den Art. Il bis Xl
des Artikelgesetzes verfiigten Anderungen einzelner
Landesgesetze ein. Bei der Berichterstattung erscheint ein
Punkt besonders bedeutsam. Keine bezirkliche
Friedhofsverwaltung hat im Berichtszeitraum auf den fir
islamische Bestattungen ausgewiesenen Grabfeldern (des
kommunalen Friedhofs Columbiadamm im Bezirk Neukdlln
und des kommunalen Friedhofs Gatow im Bezirk Spandau)
sarglose Bestattungen oder entsprechende Anfragen
gemeldet.

Der Bericht enthalt keine Aussagen Uber Kosten. Die
seinerzeitige Vorlage zur Beschlussfassung des Gesetzes
zur Regelung von Partizipation und Integration in Berlin
(Drucksache 16/3524) vom 29.09.2010 hatte an Kosten
Mehrkosten durch Sitzungen der Integrationsausschiisse in
den Bezirken von € 34.500,00/Jahr ermittelt. Auf3erdem
waren in geringfigigem Ausmall Mehrkosten fir den
Landesbeirat fiar Menschen mit Behinderung, den
Landesjugendhilfeausschuss und den Landesschulbeirat
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durch Sitzungsgelder von € 40,00 je Sitzung prognostiziert.
Diese Zahlen sagen nichts Uber die tatsachlichen Kosten
aus, sie sind nach voraussichtlichen Mehrkosten gerechnet
worden.

Einen besseren Einblick Uber die Kostenstruktur erhalt man
durch den Haushaltsplan des Landes Berlin fur die Jahre
2012/2013. Im Haushaltsplan 09 des Landes Berlin,
Senatsverwaltung fur Arbeit, Integration und Frauen, hier im
Kapitel 09/10 — Beauftragte/r fur Integration und Migration —
finden sich folgende Zahlen:

Unter Titel 41210 sind fur den Landesbeirat fir Integrations- und
Migrationsfragen fir 2012 und 2013 jeweils € 1.000 an Ausgaben
vorgesehen.

Unter Titel 42201 sind bei den Bezigen der planmaRigen
Beamten/Beamtinnen fir 2012 € 258.000 und fir 2013 € 260.000 an
Ausgaben vorgesehen.

Bei den planmaRigen Tarifbeschéftigten sind im Titel 42801 fir 2012
€ 1.295.000 und fur 2013 € 1.316.000 an Ausgaben vorgesehen. Hinzu
kommen Entgelte der nicht planmé&Rigen Tarifbeschaftigten von € 87.600
fir 2012 und € 89.100 fir 2013.

An Geschéftsbedarf ist unter dem Titel 51101 fur beide Jahre jeweils ein
Betrag von € 17.300 vorgesehen.

Unter Titel 53101 sind fur Veroéffentlichungen und Dokumentation im
Rahmen der Offentlichkeitsarbeit jeweils € 97.000 vorgesehen. Das ist
eine Steigerung um € 20.000 im Verhéltnis zu 2011 und wird begrindet
mit der Erweiterung der Berliner Einblrgerungskampagne.

Im Titel 54010, Dienstleistungen, sind auch spezielle Projekte fir
Integration enthalten. So st fur 2012 fur einen Qualittsdialog
Integrationsprojekte ein Betrag von € 25.000 vorgesehen. Fir 2012 und
2013 sind  fur interkulturelle  Organisationsentwicklung  und
Prozessbegleitung jeweils € 200.000 vorgesehen.

Unter Titel 68569, sonstige Zuschusse fur konsumtive Zwecke im Inland,
ist ein gesonderter Betrag fur 2012 und 2013 von jeweils € 787.000 fur
die Forderung des Zugangs zu schulischer und beruflicher Ausbildung ftr
benachteiligte Jugendliche und junge Erwachsene vorgesehen. Die
entsprechende Foérderung betrug im Jahre 2011 noch € 450.000.
Die Steigerung um € 337.000 jéhrlich wird damit begriindet, dass die
Kampagne ,Berlin braucht dich® auf die Betriebe mit Landesbeteiligung
erweitert wird.

Insgesamt umfasst das Kapitel ,Beauftragter fir Integration
und Migration* Gesamtausgaben im Jahre 2012 von €
9.301.900 und im Jahre 2013 von € 9.326.100. Allein
gegenuber dem Ansatz des Jahres 2011 mit € 8.496.700,00
ist dies eine Steigerung von rd. € 800.000 bzw. 9,5 %. Auch
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wenn der Beauftragte fur Integration und Migration nach der
Berliner Regelung zusatzliche Aufgaben hat, so umfasst das
Landesprogramm gegen Rechtsextremismus und zur
Starkung der Demokratie und zum  Schutz vor
Diskriminierung und Gewalt in den Jahren 2012 und 2013
allein jeweils € 2.325.000,00, lasst sich die Steigerung fur die
Jahre 2012 und 2013 mit jeweils rd. € 800.000,00 wohl
Uberwiegend auf zuséatzliche IntegrationsmalRnahmen
stitzen, die auch durch die Zielsetzung des Partizipations-
und Integrationsgesetzes veranlasst sind.

Zum groRten Tei handelt es aber sich um Sowieso-Kosten,
weil die Malnahmen zur Integration ohnehin anfallen,
unabhéngig davon, ob die entsprechende Verwaltung
ausdrucklich als eine Verwaltung zur Integration und
Migration bezeichnet wird, oder ob eine solche gesonderte
Verwaltungsbezeichnung nicht vorhanden ist, aber die
IntegrationsmalRnahmen dann unter den Begriff ,Soziales®
laufen. Das gilt auch fir die Personalkosten. Der Grof3teil der
Beamtinnen und Beamten und der tariflich Beschaftigten
waren, auch ohne dass die Senatsverwaltung ausdricklich
zusatzlich als solche fur Integration bezeichnet wird, in der
Senatsverwaltung fur Soziales mit Integrationsaufgaben
beschaftigt. Immerhin weist die Anlage 2, die
Stellentbersicht zum Haushaltsplan des Haushaltsplanes 09
des Landes Berlin fur 2012 und 2013, fur das Kapitel 0910,
also die/der Beauftragte fur Integration und Migration, nur ein
Volumen von insgesamt 23 Beschéftigten aus, davon 16
planmafig Tarifbeschaftigte und 7 planmafige
Beamte/innen. Das gilt auch fur die Stelle der/des
Beauftragten fur Integration und Migration. Die Stelle wird
aul3ertarifich  in  Hohe der Dienstbeziige nach
Besoldungsgruppe B 5 bezahlt. Die Stelleninhaberin erhalt
also als Bruttovergiitung die Bezlge, die ein Beamter der
Besoldungsgruppe B 5 erhalten wirde. Der Stellenplan des
Kapitels 0910-Beauftragte/r fur Integration und Migration
weist daflr keine vergleichbare Beamtenstelle aus. Es gibt
also keinen Abteilungsleiter, der verbeamtet ist und nach B 5
besoldet wird. Die/der Beauftragte fir Integration und
Migration nimmt damit praktisch die Aufgaben der
Abteilungsleitung wahr. Die durch sie/ihn entstehenden
Personalkosten sind also im Grunde auch Sowieso-Kosten.

Eine &hnliche Situation zeigt sich, wenn man die Bezirksausgaben
ansieht. Als Beispiel kann der Bezirkshaushaltsplan des Bezirks
Friedrichshain-Kreuzberg dienen. Im Kapitel 3300 - Bezirksbiirgermeister
— sind folgende Ausgaben nachgewiesen:
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Unter Titel 41201 — Aufwendungen fur ehrenamtlich Tatige — sind fur die
Jahre 2012 und 2013 fur den Migrationsbeirat Sitzungsgelder von jeweils
€ 3.300 nachgewiesen. Diese Gelder errechnen sich aus einer
Durchschnittsanwesenheit von ca. 17 Mitgliedern mit einem Sitzungsgeld
pro Sitzung von € 20.

Unter Titel 54053 — Veranstaltungen — sind jeweils fir 2012 und 2013
Ausgaben von € 3.000 bzw. € 5.000 nachgewiesen. Der
Bezirkshaushaltsplan enthalt hierfiir die Aussage, dass es sich hier auch
um Ausgaben fur Veranstaltungen der Beauftragten handelt.

Fur die Personalausgaben gilt entsprechend das, was fiur die
Senatsverwaltung fur Integration ausgefiihrt wurde. Die mit Integration
befassten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen waren auch beschéftigt, wenn
es keinen gesonderten Integrationsbeauftragten des Bezirkes geben
wirde.

Der Integrationsbeauftragte des Bezirks ist dagegen eine Position, die
zwar auch Aufgaben wahrnimmt, die sonst anfallen wirden, andererseits
durch die Zielrichtung seiner Stelle spezifisch auch zuséatzliche Aufgaben
anfallen. Die Stelle kann sowohl eine Beamtenstelle wie auch eine
Angestelltenstelle sein. Die jlingste Stellenausschreibung fir die/den
Integrationsbeauftragte/n des Bezirkamtes Reinickendorf von Berlin
bezieht sich auf die Stelle einer Stadtamtfrau/eines Stadtamtmanns der
beamtenrechtlichen Wertigkeit A 11

Quelle: Stellenausschreibung des Bezirksamtes Reinickendorf vom April
2012 Uber eine Internet-Ausschreibung Berlin.de
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3.1.

3.1.1.

Die Regelung in Nordrhein-Westfalen

Kommentierte Darstellung des Gesetzes zur Forderung
der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in
Nordrhein-Westfalen vom 14.02.2012

Das Nordrhein-Westféalische Gesetz vom 14.02.2012
(GV.NRW S. 95) ist wie das Berliner Gesetz ein
Artikelgesetz — im Folgenden als Artikelgesetz bezeichnet.
Es enthélt in seinem Art. | das ,Gesetz zur Forderung der
gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in Nordrhein-
Westfalen (Teilhabe- und Integrationsgesetz) und in
weiteren Artikeln Regelungen zu einzelnen Gebieten des
Landesrechts.

Ziele und Grundséatze des Gesetzes

8 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz enthalt ausfihrliche
Zielvorstellungen des Gesetzes.

Gemall dem Gesetz ist es das Ziel, ein gedeihliches und
friedvolles Zusammenleben der Menschen zu schaffen (8§ 1
Nr. 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz),

jede Reform von Rassismus und Diskriminierung ist zu
bekampfen (8 1 Nr. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz),

auf der Basis der freiheitlich demokratischen Grundordnung
ist eine Kultur der Anerkennung und des gleichberechtigten
Miteinanders zu pragen (8 1 Nr. 3 Teilhabe- und Inte-
grationsgesetz),

Menschen mit Migrationshintergrund sollen unabhangig von
ihrer sozialen Lage, ihrer Herkunft, ihres Geschlechts, ihrer
sexuellen Identitat, ihre Religion oder Weltanschauung
unterstutzt und begleitet werden; das gilt insbesondere fir
Fragen der Bildung, der Ausbildung und der Beschéaftigung
(8 1 Nr. 4 Teilhabe- und Integrationsgesetz),

die soziale, gesellschaftliche und politische Teilhabe der

Menschen mit Migrationshintergrund ist zu férdern (8 1 Nr. 5
Teilhabe- und Integrationsgesetz),
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die Organisationen der Menschen mit Migrationshintergrund
in demokratische Strukturen und Prozesse sind einzubinden
und zu foérdern (8 1 Nr. 6 Teilhabe- und Integrationsgesetz),

die Landesverwaltung ist interkulturell weiter zu 06ffnen
(8 1 Nr. 7 Teilhabe- und Integrationsgesetz),

die Integration fordernde Struktur auf Landes- und
Kommunalebene ist zu sichern und weiterzuentwickeln
(8 1 Nr. 8 Teilhabe- und Integrationsgesetz)

und die Kommunen sind bei der Erfullung ihrer Leistungen
zu unterstitzen, das Gesetz spricht hier ausdricklich von
Integrationspauschalen, die den Kommunen zu gewahren
sind (8 1 Nr. 9 Teilhabe- und Integrationsgesetz).

Bis auf die Ziffer 9, die auf Integrationspauschalen verweist,
die in 8 14 des Gesetzes spater noch einmal genauer
definiert werden, enthalt § 1 ahnlich wie das Berliner Gesetz
zur Regelung von Partizipation und Integration nur Ziele im
Sinne von Programmzielen, die keine unmittelbare
Regelungswirkung entfalten.

8 2 des Gesetzes enthalt eine Reihe von Grundséatzen, mit
denen die Ziele verwirklicht werden sollen.

Zum einen geht es um gegenseitige Offenheit, Toleranz,
Respekt und Veranderungsbereitschaft, die zu férdern sind,
8 2 Abs. 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz.

Dann geht es um die Anerkennung der sozialen, kulturellen
und ©6konomischen Potentiale und Leistungen der
Zugewanderten und gleichzeitig um die Forderung der
Anerkennung der durch das Grundgesetz und die
Landesverfassung geschitzten gemeinsamen Grundwerte,
8 2 Abs. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz.

Das Nordrhein-Westfdlische Gesetz greift hier auch den in der
politischen Diskussion der letzten Jahre formulierten Grundsatz der
.Forderns und Forderns® auf, in dem es ausdricklich von den
Zugewanderten die Anerkennung der gemeinsamen Grundwerte fordert.
Das ist ein Absatz in § 2, der im urspriinglichen Gesetzentwurf der
Landesregierung nicht enthalten war. Die Opposition im Landtag
Nordrhein-Westfalen hatte dem Gesetzentwurf ohnehin vorgeworfen,
dass er ein ,Zuckerwatte-Universum* darstelle.

Quelle: Redebeitrag des Abgeordneten Michael Solf/CDU in der 45.
Sitzung des Landtags am 20.10.2011, Plenarprotokoll 15/45.
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Der beschlossene Gesetzestext, insbesondere § 2 Abs. 2 st
demgegenuber sehr deutlich und nicht mehr ,Zuckerwatte“. Das Land
fordert von den Zugewanderten wie schon von allen anderen hier
lebenden Menschen auch die Anerkennung der durch das Grundgesetz
und die Landesverfassung geschiitzten gemeinsamen Grundwerte. Das
ist deutlich im Hinblick auf die Rolle der Frau. Das ist aber ebenso
deutlich im Hinblick auf die alleinige Gultigkeit der in Deutschland von
Bundestag und Landesparlamenten beschlossenen Gesetze, die einen
Ruckgriff auf religids begriindete Rechte in die Scharia nicht zulassen.
Es ist auch ein deutlicher Hinweis darauf, dass Rechtsstreitigkeiten in
Nordrhein-Westfalen ausschliellich durch die dafir vorgesehenen
Institutionen, namlich die Gerichte geregelt werden und damit jeder
Ruckgriff auf aus dem arabisch sprachigen Raum kommende
Friedensrichter mit unserem Recht nicht vereinbar ist.

8§ 2 Abs. 3 Teilhabe- und Integrationsgesetz statuiert das
Erlernen der deutschen Sprache als eine zentrale Frage fur
das Gelingen von Integration. Gleichzeitig wird die
Wertschatzung der natirlichen Mehrsprachigkeit anerkannt.

8 2 Abs. 4 enthalt wiederum einen Programmsatz, wonach
verschiedenen Lebenssituationen Rechnung getragen
werden soll. Das betrifft die unterschiedlichen Auswirkungen
auf die Geschlechter, die spezifischen Bedirfnisse von
Familien, aber auch Bereiche wie Tod und Bestattung.

8 2 Abs. 5 fordert auf, das birgerschaftliche Engagement zu
starken. Hierbei verweist das Gesetz auch darauf, dass auf
gemeinsame  Formen  ehrenamtlichen = Engagements
hinzuwirken ist und dass dafir die interkulturelle Offnung von
Vereinen und Organisationen erforderlich sind. 8§ 2 Abs. 5
Teilhabe- und Integrationsgesetz ist reiner Programmsatz.
Die Frage, dass in vielen Herkunftslandern der
Zugewanderten ehrenamtliches Engagement Uberhaupt
nicht eingelbt ist, wird nicht problematisiert. In der Praxis
spielt das dagegen eine grof3e Rolle. Institutionen wie die
freiwillige Feuerwehr, die in der Bundesrepublik Deutschland
und auch im Flachenland Nordrhein-Westfalen eine grol3e
Rolle spielen, sind in den meisten Landern der Zuwanderer
nicht vorhanden und deshalb vollig fremd. Der Gesetzestext
des 8 2 Abs. 5 Teilhabe- und Integrationsgesetz geht
deshalb an der Wirklichkeit, soweit es das ehrenamtliche
Engagement betrifft und hierfir die interkulturelle Offnung
von Vereinen und Organisationen gefordert wird, vorbei. Zu
allererst ist den Zugewanderten der Wert ehrenamtlichen
Engagements nahe zu bringen.
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Eine spezifische Regelung enthélt Art. 3 Nr. 1 des Artikelgesetzes mit
dem das Schiedsamtsgesetz in § 3 Abs. 2 um einen Satz 2 ergénzt wird,
nachdem die Gemeinden darauf hinweisen sollen, dass Bewerbung von
Menschen mit Migrationshintergrund ausdriicklich gewtinscht wird.

8§ 2 Abs. 6 Teilhabe- und Integrationsgesetz fordert dazu auf,
das allgemeine Verstandnis fur Integration und kulturelle
Vielfalt ~ durch  alle  Bildungs-, Erziehungs- und
Informationstrager zu verbessern.

8§ 2 Abs. 7 Teilhabe- und Integrationsgesetz schitzt die
kulturellen Identitdten von Menschen mit Migrationshinter-
grund, die bei der Integration zu bericksichtigen sind.

§ 2 Abs. 8 Teilhabe- und Integrationsgesetz verweist darauf,
dass auch die Medienkompetenz zu starken und
interkulturelle Offnung der Medien zu unterstitzen ist.

§ 2 Abs. 9 Teilhabe- und Integrationsgesetz schliel3lich legt
fest, dass die Einblirgerung derjenigen Auslander und
Auslanderinnen, die die Voraussetzungen dafur erfullen, im
Interesse des Landes liegt.

8§ 2 Abs. 9 Teilhabe- und Integrationsgesetz ist eine
interessante Vorschrift, weil sie fur die
Einburgerungsbehdrden von Bedeutung sein kdnnte. Gemaf3
8§ 3 Abs. 1 Nr. 5 des Staatsangehotrigkeitsgesetzes, zuletzt
geandert durch Art. 2 des Gesetzes zur Umsetzung der
hochqualifizierten Richtlinie der européaischen Union vom
01.06.2012 (BGBI. | S. 1224), wird die Staatsangehdérigkeit
auch im Wege der Einbirgerung durch einen Auslander
erworben.

8 8, 8 9 und 8 10 des Staatsangehorigkeitsgesetzes
umschreiben die Voraussetzungen fur die Einburgerung
eines Auslanders. Der Bundesgesetzgeber hat damit
festgelegt, unter welchen Voraussetzungen Einbirgerungen
stattfinden kdnnen. Gemaf Art. 73 Abs. 1 Nr. 2 GG hat der
Bund namlich die ausschlief3liche Gesetzgebung Uber die
Staatsangehorigkeit im Bunde. Damit stellt sich die
verfassungsrechtliche Frage, ob der Landesgesetzgeber
Uberhaupt Regelungen zum Einblrgerungsrecht treffen
kann. Anders als bei der konkurrierenden Gesetzgebung, bei
der die Lander die Befugnis zur Gesetzgebung haben,
solange und soweit der Bund von = seinem
Gesetzgebungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat, gilt flr
die ausschlie3liche Gesetzgebungskompetenz des Bundes
in Art. 73 und das betrifft auch das Staatsange-
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3.1.2.

horigkeitsrecht des Art. 73 Abs. 1 Nr. 2 GG, dass
landesrechtliche Regelungen nicht zuldssig sind. Der
Landesgesetzgeber kann nur Zustandigkeiten regeln, weil
diese im Bundesgesetz weitgehend den Landern tberlassen
sind. Der Landesgesetzgeber kann aber keine
Auslegungsvorschriften schaffen, die zu einer bestimmten
Auslegung der abschlieend durch den Bundesgesetzgeber
geregelten Vorschriften fuhren.

Wenn 8§ 2 Abs. 9 Teilhabe- und Integrationsgesetz also eine
zusatzliche Auslegungsregelung fur das Staatsangehorig-
keitsgesetz beinhalten wirde, ware die Vorschrift wegen
VerstoBes gegen die ausschliel3liche Gesetzgebungs-
kompetenz des Art. 73 Abs. 1 Nr. 2 GG nicht haltbar. Umso
erstaunlicher ist, dass die Vorschrift im Landtag in
Nordrhein-Westfalen von der oppositionellen CDU nicht
deshalb kritisiert wurde, weil sie ggf. an die Grenzen der
Gesetzgebungskompetenz des Landes Nordrhein-Westfalen
geht, sondern weil sie der Opposition ,zu schichtern®
formuliert war. Der Abgeordnete Michael Solf/CDU hat diese
Vorschrift als ,tautologische Banalitat® kritisiert und sie fr zu
schiichtern gehalten. Es sei nicht nur im Interesse des
Landes, sondern es sei in unser aller Interesse, auch im
Interesse der Zuwanderinnen und Zuwanderer, die
Einburgerung dieser Auslander zuzulassen. Er hat dann
ausgefuhrt, dass die CDU naturlich wolle, dass jeder, der mit
einer Zuwanderungsgeschichte, einen Migrationshintergrund
oder wie immer das genannt werden wolle, die deutsche
Staatsburgerschaft erwirbt, wenn er in Deutschland lebt und
die entsprechenden Voraussetzungen erfullt

Quelle: Plenarprotokoll des Landtages Nordrhein-Westfalen 50/45 vom
20.10.2012

Man wird 8 2 Abs. 9 Teilhabe- und Integrationsgesetz
grundgesetzkonform zu interpretieren haben, dass diese
Vorschrift nur darauf verweist, was im  Staats-
angehorigkeitsgesetz geregelt ist.

Verwirklichung der Ziele

8 3 Teilhabe- und Integrationsgesetz umschreibt, wie die
Ziele des Gesetzes verwirklicht werden.

Die Behorden des Landes haben die Verwirklichung der
Integrationsziele und die Anwendung der Integrations-
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grundsatze zu unterstitzen (8 3 Abs. 1 Teilhabe- und
Integrationsgesetz). Das Land hat den Zugang zur
Integrationsangeboten zu unterstiitzen (8 3 Abs. 2 Satz 2
Teilhabe- und Integrationsgesetz).

Das Land schafft und unterstitzt Strukturen und
MalBRnahmen zur Teilhabe (8 3 Abs. 3 Teilhabe- und
Integrationsgesetz).

MaRgebend fur die Verwirklichung der Ziele ist § 3 Abs. 4
Teilhabe- und Integrationsgesetz. Die Vorschrift verweist
zum einen auf § 14 des Gesetzes und darauf, dass letztlich
Uber finanzielle Forderung der Landeshaushalt entscheidet
(8 3 Abs. 4 Satz 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz). Das
Gesetz sagt ausdricklich, dass uber die Leistungen nach §
14 (Integrationspauschalen) hinaus kein Anspruch auf
finanzielle Férderung und Unterstiitzung besteht (8 3 Abs. 4
Satz 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz). Und schlief3lich
verweist das Gesetz noch einmal ausdricklich darauf, dass
das Gesetz auch keine subjektiv-6ffentliche Rechte
begriindet (8 3 Abs. 4 Satz 3 Teilhabe- und Integra-
tionsgesetz). Das Gesetz macht insbesondere in § 3 Abs. 4
sehr deutlich, dass es als Programmgesetz angelegt ist, die
der einzelnen Birgerin/dem einzelnen Blrger keine
einklagbaren Rechte gewahrt. Das Gesetz will politisches
Handeln an Zielvorgaben binden, nicht aber der einzelnen
Birgerin/dem einzelnen Blrger die Mdglichkeit geben, sich
mit konkreten Vorhaben einzuklagen.

Begriffsbestimmung der Menschen mit
Migrationshintergrund

8 4 Abs. 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz umschreibt die
Menschen mit Migrationshintergrund. Das sind:

1. Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Art. 116
Abs. 1 des GG sind,

2. im Ausland geborene und nach 1949 nach
Deutschland ein- und zugewanderte Personen und

3. Personen, bei denen mindestens ein Elternteil die
Kriterien der Nr. 2 erfullt.
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In der Sache entspricht die Begriffsbestimmung derjenigen
des PartintG des Landes Berlin, sodass auf die dortigen
Ausfuhrungen verwiesen wird.

Teilhabe in Gremien

In allen Gremien des Landes, die einen Bezug zu den
Belangen der Menschen mit Migrationshintergrund
aufweisen, sollen Menschen mit Migrationshintergrund
angemessen vertreten sein. Gleichzeitig verweist das
Gesetz auf den Grundsatz der geschlechterparitatischen
Besetzung (8 5 Teilhabe- und Integrationsgesetz).

§ 5 Teilhabe- und Integrationsgesetz beschrénkt sich auf Gremien des
Landes, die einen Bezug zu den Belangen der Menschen mit
Migrationshintergrund aufweisen. Es geht damit nicht so weit, wie 8§ 4
Abs. 6 des Partizipations- und Integrationsgesetzes des Landes Berlin,
dass eine starkere Beteiligung von Vertreterinnen und Vertretern mit
Migrationshintergrund in  den Gremien aller Einrichtungen, also
unabhéangig davon, ob sie einen Bezug zu den Belangen der Menschen
mit Migrationshintergrund aufweisen oder nicht, vorschreibt. Das Berliner
Gesetz strebt eine starkere Beteiligung an. Das Nordrhein-Westfalen-
Gesetz schreibt eine entsprechende Vertretung vor, indem es auf
~-angemessene”“ verweist. Die Menschen mit Migrationshintergrund sollen
.,angemessen® vertreten sein. Der Sache nach ist auch das Nordrhein-
Westfédlische Gesetz nicht einklagbar, sondern eine Zielvorgabe, die das
Land flr seine eigenen Gremien selber realisieren kann.

Spezifische Regelungen gibt es fiur die Einbeziehung der
Integrationsréate oder Integrationsausschisse.

In Art. 4 Nr. 1 des Artikelgesetzes wird das erste Gesetz zur Ausfuhrung
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes dahingehend in 8 5 Abs. 1 Nr. 8
erganzt, dass auch eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Integrationsrates oder Integrationsausschusses den Gremien angehort,
die oder der durch den Integrationsrat oder Integrationsausschuss
gewahlt wird. Das gilt dann auch fur die Wahl einer Stellvertreterin oder
eines Stellvertreters, Art. 4 Nr. 2 des Artikelgesetzes.

Eine ahnliche Regelung gilt fir den Landesjugendhilfeausschuss, dem
jetzt auch eine Vertreterin oder ein Vertreter des Landesintegrationsrates
angehort, die oder der durch dieses Gremium gewdahlt wird, auch
insoweit ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu bestellen, Art. 4
Nr. 3 und 4 des Artikelgesetzes.

Fir das Gremium nach den Wohn- und Teilhabegesetz werden dem

Landesgremium jetzt auch Vertreter des Landesintegrationsrats
angehdoren, Art. 9 des Gesetzes.
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Interkulturelle Offnung der Landesverwaltung

Die Landesverwaltung in  Nordrhein-Westfalen  soll
interkulturell weiter geo6ffnet werden (8 6 Abs 1 Satz 1
Teilhabe- und Integrationsgesetz). Das erfolgt durch
Malnahmen zur Erh6hung des Anteils der Menschen mit
Migrationshintergrund im 6ffentlichen Dienst (8 6 Abs. 1 Satz
2 Nr. 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz) und durch eine
Forderung der interkulturellen Kompetenz der Bediensteten
(8 6 Abs. 1 Nr. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz).

Das Nordrhein-Westfalische Gesetz sieht keine Erhdhung
des Anteils der Menschen mit Migrationshintergrund im
offentlichen Dienst entsprechend dem Anteil an der
Bevolkerung vor, sondern nur eine Erhéhung des Anteils.

Die interkulturelle Kompetenz wird in 8§ 4 Abs. 2 definiert als

1. die Fahigkeit insbesondere in beruflichen Situationen
mit Menschen mit und ohne Migrationshintergrund
erfolgreich und zur gegenseitigen Zufriedenheit
agieren zu kénnen;

2. die  Fahigkeit bei  Vorhaben,  MalRnahmen,
Programmen etc. die verschiedenen Auswirkungen
auf Menschen mit und ohne Migrationshintergrund
beurteilen und entsprechend handeln zu kdnnen
sowie

3. die Fahigkeit die durch Diskriminierung und
Ausgrenzung entstehenden integrationshemmenden
Auswirkungen zu erkennen und zu Gberwinden.

Auch hier geht das Gesetz uber den urspringlichen
Gesetzentwurf der Landesregierung hinaus, indem es in 8§ 4
Abs. 2 Nr. 3 noch einmal besonders die Fahigkeit
umschreibt, die durch Diskriminierung und Ausgrenzung
entstehenden integrationshemmenden Auswirkungen zu
erkennen und zu Gberwinden.

Der Sache nach geht es — auch wenn die Definition der interkulturellen
Kompetenz mit mehr Worten als im Berliner Partizipations- und
Integrationsgesetz umschrieben wird - letztlich darum, dass eine
handelnde Person die Fahigkeit haben muss, bei ihrem Denken und
Handeln Folgen fir Menschen mit und ohne Migrationshintergrund
»mitzudenken® und mit zu beriicksichtigen.
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8 6 Abs. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz schreibt der
Landesregierung vor, hierbei eine fachubergreifende
Abstimmung zu Fragen der Teilhabe sicherzustellen.

Integrationsbeauftragte der Bezirksregierungen

8 6 Abs. 3 Teilhabe- und Integrationsgesetz verweist auf die
von den Bezirksregierungen bestellten Integrations-
beauftragten, die integrationsfordernde Aspekte unterstiitzen
sollen. Das Teilhabe- und Integrationsgesetz schreibt die
Bestellung von Integrationsbeauftragten nicht direkt vor und
regelt sie nicht. Der Begrindung des Gesetzentwurfs der
Landesregierung ist aber zu entnehmen, dass bei den
Bezirksregierungen eine Integrationsbeauftragte oder ein
Integrationsbeauftragter bestellt werden soll. Es handele sich
hier um eine bewahrte Struktur in den Bezirksregierungen,
die nun gesetzlich bestatigt werden soll. Der
Landesgesetzgeber hat darauf verzichtet, die Aufgaben und
auch die Rechte der Integrationsbeauftragten (sie beraten
die Behordenleitung und werden in Entscheidungsprozesse
eingebunden) abschlieBend gesetzlich festzulegen und hat
die Aufgabe nur im GroRen und Ganzen umschrieben.
Gleichwohl ist aus der Festlegung der Integrations-
beauftragten der Bezirksregierungen in § 6 Abs. 3 zu folgern,
dass jede Bezirksregierung verpflichtet ist, eine
Integrationsbeauftragte/einen Integrationsbeauftragten zu
bestellen und ihm mindestens den Wirkungskreis
einzuraumen, der in 8 6 Abs. 3 Teilhabe- und Integra-
tionsgesetz umschrieben ist.

8 6 Abs. 4 Teilhabe- und Integrationsgesetz schreibt die
Forderung der interkulturellen Kompetenz sowohl in
staatlichen wie auch in landesgeférderten Aus-, Fort- und
beruflichen Weiterbildungsangeboten vor. Das Land kann
die Auswahl an Foérderung der Angebote von der
Bereitschaft der Malinahmetrager zur Forderung der
interkulturellen Kompetenz abhéngig machen (8 6 Abs. 4
Satz 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz). Die Vorschrift
Uberrascht insofern, als die Regel des § 6 Abs. 4, namlich
dass diese Forderung der interkulturellen Kompetenz
aufgenommen werden soll, bei der Auswahl und Forderung
nicht voll durchschlagt, weil das Land nicht in der Regel
dann die Auswahl an Férderung davon abhangig machen
,Soll“, sondern nur noch abhangig machen “kann®. Hier
nimmt das Gesetz Rucksicht auf eine offensichtlich
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vorhandene Situation. Nicht alle Aus-, Fort- und beruflichen
Weiterbildungsangebote beinhalten derzeit die Forderung
der interkulturellen Kompetenz. Der Gesetzgeber will durch
seine ,Kann“-Vorschrift vermeiden, dass diese Aus-, Fort-
und beruflichen Weiterbildungsangebote nicht mehr
ausgewahlt und gefordert werden. Er will also offensichtlich
den MalRnahmetragern einen Zeitraum lassen, ihre
Angebote umzustellen. Deshalb wird die eigentliche
Forderung, dass alle Angebote eine derartige Forderung der
interkulturellen Kompetenz beinhalten sollen, bei der
Auswahl und Férderung nicht sofort umgesetzt, sondern das
Land ,kann“ Defizite bei der Auswahl an Foérderung
berticksichtigen.

Dartber hinaus wird die interkulturelle Kompetenz in
verschiedenen Gesetzen verankert.

Uber Art. 2 des Artikelgesetzes wird das Schulgesetz von Nordrhein-
Westfalen dahingehend geandert, dass in 8 2 Abs. 5 Nr. 5 als ein Ziel der
schulischen Bildung formuliert wird, Menschen unterschiedlicher Herkunft
vorurteilsfrei zu begegnen, die Werte der unterschiedlichen Kulturen
kennenzulernen und zu reflektieren sowie fir ein friedliches und diskrimi-
nierungsfreies Zusammenleben einzustehen.

Uber Art. 6 Nr. 2 des Artikelgesetzes wird das Gesetz iiber den
offentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen in § 2
Abs. 1 Satz 2 geandert, indem bei Krankheiten auch die kulturellen
Hintergriinde zu berlcksichtigen sind. AuRerdem wird im Rahmen der
Personalentwicklung vorgeschrieben, dass die Vielfalt der Bevolkerung
angemessen bertcksichtigt und interkulturellen Kompetenz gefdérdert
werden soll, 8 22 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes uber den o6ffentlichen
Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen.

Uber Art. 7 des Artikelgesetzes wird das Kurortgesetz dahingehend
erganzt, dass in § 3 Ziffer 13 auch auf die Bedurfnisse von Menschen mit
Migrationshintergrund hingewiesen wird.

Uber Art. 8 des Artikelgesetzes wird das Krankenhausgestaltungsgesetz
des Landes Nordrhein-Westfalen dahingehend erganzt, dass in 8 3 Abs.
1 ein Satz 2 zugefigt wird, wonach weltanschaulichen, soziokulturellen
und religidsen Unterschieden Rechnung getragen werden soll.

Uber Art. 10 Nr. 1 des Artikelgesetzes wird in § 2 des
Landesaltenpflegegesetzes ein neuer Absatz 2 angeflgt, wonach im
Rahmen der Ausbildung auf soziokulturelle Unterschiede eingegangen
werden soll.

Uber Art. 11 Nr. 1 des Artikelgesetzes wird das Weiterbildungsgesetz
Alten-, Gesundheits- und Krankenpflege dahingehend erganzt, dass bei
den Ausbildungen auch die soziokulturellen Unterschiede zu
bertcksichtigen sind, § 1 Abs. 3 des Weiterbildungsgesetzes.
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Uber Art. 12 Nr. 1 des Artikelgesetzes wird das Landeshebammengesetz
in 8 1 Abs. 1 Satz 1 dahingehend erganzt, dass auch insoweit
soziokulturelle Unterschiede zu beriicksichtigen sind.

Kommunale Integrationszentren

8 7 Teilhabe- und Integrationsgesetz schafft eine neue
Struktur zur Foérderung der Integration. Das Land wird
aufgrund von  Forderrichtlinien, kommunale Integra-
tionszentren in Kreisen und kreisfreien Stadten fordern, die
Uber ein Integrationskonzept verfliigen (§ 7 Abs. 1 Satz 1
Teilhabe- und Integrationsgesetz).

Im Einvernehmen mit den Gemeinden sollen damit Angebote
im Bildungsbereich geférdert werden (8 7 Abs. 1 Nr. 1
Teilhabe- und Integrationsgesetz) und die auf die Integration
und das Zusammenleben in Vielfalt bezogenen Aktivitaten
und Angebote der kommunalen Amter und Einrichtungen
sowie der freien Trager vor Ort koordiniert werden (8 7 Abs.
1 Nr. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz).

Die Entscheidung uber die Einrichtung eines kommunalen
Integrationszentrums liegt bei dem Kreis bzw. bei einer
Stadt, so die Begrindung im Gesetzentwurf der
Landesregierung. Nattrlich kbnnen derartige Zentren auch in
interkommunaler Zusammenarbeit errichtet werden. Die
kommunalen Integrationszentren erganzen das kommunale
Personal. Insofern  verursachen die  kommunalen
Integrationszentren zusatzliche Kosten.

Die kommunalen Integrationszentren sollen auRerdem Angebote zur
Qualifizierung der Beschéftigten, der Forderung von Kindern und
Jugendlichen und der Zusammenarbeit mit zugewanderten Eltern
machen (8§ 7 Abs. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz).

Das Land soll eine zentrale Stelle fir die Beratung, Begleitung und den
Informationsaustausch der Zentren unterhalten (8 7 Abs. 3 Teilhabe- und
Integrationsgesetz).

Schlie3lich sagt 8§ 7 Abs. 4 Teilhabe- und Integrationsgesetz, dass bei
Integrationsvorhaben mit landesweiter Bedeutung das Land im
Einvernehmen mit den betroffenen Kommunen die dort vorhandenen
Strukturen der kommunalen Integrationszentren nutzen kann.

Das Gesetz offnet mit der Mdoglichkeit von kommunalen
Integrationszentren Spielraume fir die Kreise und kreisfreien
Stadte. Letztlich hangt es davon ab, welche Finanzmittel zur
Verfiugung gestellt werden. Hierzu verweist das Gesetz
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darauf, dass das Land Forderrichtlinien erlasst, mit denen
festgelegt wird, in welchem Umfang kommunale
Integrationszentren finanziell geférdert werden, d.h. in
welchem Umfang sie Projekte durchfihren koénnen, in
welchem Umfang sie Personal beschaftigen kénnen. In der
Begrindung zum Gesetzentwurf der Landesregierung
werden die Kosten fiir die Kommunalen Integrationszentren
mit jahrlich 7,4 Mio. € beziffert.

Integration durch Beruf/Arbeit

8 8 Abs. 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz sieht in
Menschen mit Migrationshintergrund ein wichtiges Potential
an  Fachkraften (8 8 Abs. 1 Teilhabe- und
Integrationsgesetz). Deshalb fordert das Land alle
Bestrebungen, die zu einer beruflichen Integration dieser
Menschen fuhren. Das Gesetz verweist ausdrticklich auf das
Berufsbildungsgesetz, die Handwerksordnung sowie auf das
Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (Il) — Grundsicherung
fr Arbeitssuchende und SGB Ill — Arbeitsforderung (8 8
Abs. 1 Satz 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz).

Das Land wird sich hierfur mit allen Akteuren dafiir einsetzen, die
Ausbildungs- und Beschaftigungsfahigkeit zu starken. Die Potentiale der
Menschen mit Migrationshintergrund, die Mehrsprachigkeit und
berufliche Qualifikation aus dem Herkunftsland sind einzubeziehen (§ 8
Abs. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz).

Gezielt wird noch einmal betont, dass fur die im Rahmen der
auf Landes- und Regionalebene existierenden Gremien ein
besonderer Schwerpunkt auf die Umsetzung der Ziele und
Grundsatze der Integration gelegt wird. Auch insoweit ist
eine angemessene Vertretung der Menschen mit
Migrationshintergrund  sicherzustellen. Die Vorschriften
beziehen sich auf die Integration durch Beruf/Arbeit, also
beschranken sich auf die Gremien, die in diesem Bereich
tatig sind.

Ein Einzelaspekt wird fur Kinder und Jugendliche geregelt:

Uber Art. 5 des Artikelgesetzes wird das Kinder- und
Jugendférderungsgesetz nicht nur um § 10 Abs. 1 Nr. 7 dahingehend
erganzt, dass eine Zielvorstellung ist, andere Wertvorstellungen
kennenzulernen und die Fahigkeit der jungen Menschen zu
respektvollem Umgang im gemeinschaftlichen Handeln zu foérdern,
sondern es wird dartber hinaus ausdricklich der Begriff der
integrationsfordernden Kinder- und Jugendarbeit in § 10 Abs. 1 Nr. 10
des Kinder- und Jugendférdergesetzes eingefligt, die der Integration von
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Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund in die Gesellschaft
mit dem Ziel dienen soll, ihre Bildungschancen und ihre Chancen auf
dem Arbeitsmarkt zu verbessern.

Integrationsmaflinahmen freier Trager

8 9 Teilhabe- und Integrationsgesetz sieht vor, dass das
Land Angebote zur Integration von Menschen mit
Migrationshintergrund  und  zur  Verbesserung des
Zusammenlebens in Vielfalt férdert. Das bezieht sich auf das
Zusammenleben in Stadtteilen, Wohnquartieren und
Nachbarschaften (8 9 Nr. 1 Teilhabe- und Integrations-
gesetz). Es bezieht sich auf die Weiterentwicklung der
interkulturellen Quialifizierung und Offnung (8 9 Nr. 2
Teilhabe- und Integrationsgesetz), auf die Forderung des
burgerschaftlichen Engagements (8 9 Nr. 3 Teilhabe- und
Integrationsgesetz), auf eine angestrebte Sozialisation und
insbesondere die Partizipation junger Menschen (8 9 Nr. 4
Teilhabe- und Integrationsgesetz), auf den aktiven Einsatz
gegen Diskriminierung (8 9 Nr. 5 Teilhabe- und Integra-
tionsgesetz), auf die Erziehungs- und Bildungskompetenz in
Zuwandererfamilien (8 9 Nr. 6 Teilhabe- und Integrations-
gesetz) und auch auf die Rolle der Menschen mit
Migrationshintergrund als Verbraucherinnen und
Verbraucher (8 9 Nr. 7 Teilhabe- und Integrationsgesetz).

Wie bei allen Katalogen, die Programmumschreibungen fur
einzelne Bereiche enthalten, ist darauf zu verweisen, dass
es sich eben um Programmsétze handelt. Es handelt sich
um Umschreibungen. Der Gesetzgeber umschreibt
bestimmte Fragestellungen in den einzelnen Vorschriften
nicht mit den identischen Worten. So umschreibt der
Gesetzgeber in 8§ 1 Nr. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz,
dass ein Ziel des Gesetzes ist, jede Form von Rassismus
und Diskriminierung einzelner Bevolkerungsgruppen zu
bekdmpfen. In 8 9 Nr. 5 Teilhabe- und Integrationsgesetz
umschreibt er, dass das Land Angebote fordert, die sich dem
aktiven Einsatz gegen Diskriminierung von Menschen mit
Migrationshintergrund stellen. Die Umschreibung in 8 1 Nr. 2
ist durch die Einbeziehung des Begriffs ,Rassismus” praziser
als die Umschreibung in 8 9 Nr. 5. Trotzdem wird man davon
auszugehen haben, dass der Gesetzgeber das Gleiche
meint. Programmgesetzgebung gerét in Gefahr, sich zu
wiederholen und durch unterschiedlich verwendete Begriffe
in den einzelnen Abschnitten und Paragraphen
Schwierigkeiten bei der Interpretation hervorzurufen. Das ist
der Preis, wenn Gesetze sich nicht darauf beschranken,
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einen bestimmten rechtlichen Sachverhalt zu regeln,
sondern gesetzgeberische Ziele und Winsche fur die
Zukunft formulieren.

Landesbeirat fur Vertriebenen-, Fluchtlings- und
Spataussiedlerfragen

Das Nordrhein-Westfalische Teilhabe- und Integra-
tionsgesetz regelt die Bildung eines Landesbeirats fir
Vertriebenen-, Fluchtlings- und Spataussiedlerfragen, § 10
Abs. 3 Teilhabe- und Integrationsgesetz.

Dagegen wird die Bildung eines Landesbeirats fur Menschen
mit Migrationshintergrund nicht gesetzlich geregelt.

Das Land fordert aber die Arbeit der von den kommunalen
Integrationsraten und Integrationsausschiissen gebildeten Vertretung
von Menschen mit Migrationshintergrund auf Landesebene durch
finanzielle Zuwendung. Das bedeutet, dass die Vertretung der Menschen
mit Migrationshintergrund auf Landesebene, die sich aus kommunalen
Integrationsraten  und  Integrationsausschiissen  zusammensetzt,
finanziell geférdert wird. (Diese Vertretung ist in NRW der
.Landesintegrationsrat’, der im Teilhabe- und Integrationsgesetz nicht
genannt wird, indessen spater in Art. 4 und Art. 9 des Artikelgesetzes
ausgefuhrt wird.)

Das Land hort bei der Erfillung von Integrationsaufgaben die Vertretung
der Menschen mit Migrationshintergrund auf Landesebene an, § 10 Abs.
1 und 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz.

In der Begriindung des Gesetzentwurfs der Landesregierung werden die
Kosten zur Stabilisierung und Ausweitung der Arbeit des
Landesintegrationsrates NRW mit 0,1 Mio. € jahrlich beziffert.

Fur Vertriebene, Flichtlinge und Spataussiedler kbnnen im
Einvernehmen mit dem zustandigen Ministerium auch bei
den Bezirksregierungen Beirate gebildet werden, 8§ 10 Abs. 4
Teilhabe- und Integrationsgesetz.

Die ndheren Einzelheiten des Landesbeirats flr
Vertriebenen-, Fluchtlings- und Spataussiedlerfragen und fir
etwaige bei den Bezirksregierungen gebildete Beiréte regelt
das zustandige Ministerium durch Rechtsverordnung, § 10
Abs. 5 Teilhabe- und Integrationsgesetz.

Nordrhein-Westfalen hat also bei den Menschen mit

Migrationshintergrund  und  ihrer  Partizipation eine
Zweiteilung vorgenommen.
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Es gibt fir Menschen mit Migrationshintergrund eine selbstorganisierte
Vertretung auf Landesebene, die sich aus kommunalen Integrationsraten
und Integrationsausschiissen gebildet hat. Diese Vertretung wird
gefordert und auch bei Erfillung der Integrationsaufgaben angehort.

Daneben gibt es fur Vertriebene, Fluchtlinge und Spataussiedler einen
Landesbeirat. Dieser Landesbeirat ist stéarker verrechtlicht als die
Vertretung von Menschen mit Migrationshintergrund.

Neue Zuwanderer

In 8 11 umschreibt das Gesetz die Gruppe der neu
zugewanderten Personen. Das sind:

Spataussiedlerinnen und Spataussiedler und deren
Familienangehdrige,

Zugewanderte, die als Auslanderinnen oder als Auslander
mit einer oder einem spat Ausgesiedelten im
Aufnahmeverfahren eingereist sind,

Auslanderinnen und  Auslander mit ihren  Fami-
lienangehdorigen, die eine Aufenthaltserlaubnis auf der
Grundlage des 8 23 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes
(Aufnahme bei besonders gelagerten politischen Interessen)
erhalten haben

sowie

Auslanderinnen und Auslander im Sinne des 8§ 22 des
Aufenthaltsgesetzes, also Auslanderinnen und Auslénder, zu
deren Aufnahme sich die Bundesrepublik Deutschland aus
volkerrechtlichen oder dringenden humanitaren Grinden
erklart hat.

Die Aufnahme und Betreuung der Gruppe der neu
zugewanderten Personen obliegt gemall § 12 Abs. 1 den
Gemeinden als Pflichtaufgabe. Die Gemeinden sind insofern
nicht weisungsfrei, sondern unterliegen der Weisung durch
die staatlichen Stellen.

Das Gesetz schreibt dann in § 12 Abs. 2 allgemein vor, wie die Aufgaben
der Aufnahme und Betreuung der neu zugewanderten Personen zu
erfullen sind. Die Gemeinden muiussen die Bedirfnisse der
aufgenommenen Personen einschliel3lich des Bedarfs an spezifischer
Beratung und Begleitung berticksichtigen, § 12 Abs. 2 Nr. 1 Teilhabe-
und Integrationsgesetz. Auflerdem missen sie natirlich die
Mdoglichkeiten der aufnehmenden Gemeinde, der Einrichtungen und
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freien Trager der Integrationsarbeit vor Ort bei der Aufgabenerfiillung
berlcksichtigen.

§ 12 Abs. 3 schliellich sieht vor, dass die Gemeinden den neu
zugewanderten Personen vorrangig endgultigen Wohnraum vermitteln
sollen. Wenn dies nicht méglich ist, soll die aufnehmende Gemeinde eine
angemessene Unterkunft flr einen vorlibergehenden Zeitraum zur
Verflgung stellen, es sei denn, die Nichtvermittiung eines endgiiltigen
Wohnraums ist von den Zugewanderten zu vertreten. Durch die
Formulierung in 8 12 Abs. 3, nach der die Gemeinden die neu
zugewanderten Personen vorrangig in endgultigen Wohnraum vermitteln
sollen, entsteht nicht nur eine Verpflichtung der Gemeinde. Die Vorschrift
ist so formuliert, dass sich daraus auch ein Anspruch der neu
zugewanderten Personen gegentber der Gemeinde ergibt, tatig zu
werden. Die Vorschrift des 8§ 12 Abs. 3 steht zwar wie der gesamte § 12
unter der Uberschrift ,Aufgabe und Ziele“, sodass man damit auch eine
Zielvorstellung verbindet. Die wie Vorstehend beschriebene Verpflichtung
der Gemeinde geht darliber indessen hinaus.

§ 12 Abs. 4 wiederum enthélt einen allgemeinen Programmsatz, néamlich
dass die zustandige Landesbehdrde, die aufnehmenden Gemeinden und
die freien Tréager der Integrationsarbeit vor Ort vertrauensvoll
zusammenarbeiten.

Die neu zugewanderten Personen werden landesweit
verteilt. Hierfir zustandig ist das Kompetenzzentrum fir
Integration bei der Bezirksregierung Arensberg, 8 13 Abs. 1
Teilhabe- und Integrationsgesetz. Das Kompetenzzentrum
kann Uber eine Zuweisung an bestimmte Gemeinden nur bei
den Auslanderinnen und Auslandern gemafd 8 11 Nr. 3 und 4
Teilhabe- und Integrationsgesetz entscheiden. Diese
Zuweisung soll nach pflichtgeméaflem Ermessen geschehen.
Dabei sollen bericksichtigt werden die Aufnahmesituation
der Gemeinden, die verwandtschaftliche Beziehung und der
Wohnortwunsch der betroffenen Personen, die Integrations-,
Betreuungs- und Beschaftigungsmaoglichkeit vor Ort, die
gleichmafiige Verteilung im Land.

Die Ermessenskriterien sind sehr weit gefasst. Es gibt keine
Rangfolge der Ermessenskriterien, sodass alle gleichmalig
bei der Entscheidung der Zuweisung zu beriicksichtigen
sind, § 13 Abs. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz.

Fur die Spataussiedlerinnen und Spataussiedler und die
zugewanderten  Auslanderinnen und Auslander die
zusammen mit einem/einer spat Ausgesiedelten im
Aufnahmeverfahren eingereist sind, gibt es keine
Zuweisung. Das Kompetenzzentrum kann lediglich die
Verteilung und Aufnahme dieser Personen koordinieren,
§ 13 Abs. 3 Teilhabe- und Integrationsgesetz.
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Die oberste Aufsichtsbehtrde ist das fur Integration
zustandige Ministerium. Dieses hat gegenlber den
Gemeinden ein  Unterrichtungsrecht hinsichtlich  der
Zuweisung sowie der Integrationsmal3nahmen und der
Integrationsvorhaben, 8 13 Abs. 4 Satz 1 Teilhabe- und
Integrationsgesetz.

Fir die Aufnahme der neu Zugewanderten werden
Integrationspauschalen in 8 14 gesetzlich festgelegt.

Fur Personen, die Sozialhilfe beziehen, wird den Gemeinden fir die
Dauer von zwei Jahren eine Vierteljahrespauschale in Héhe von €
1.050,00 gezahlt, § 14 Abs. 1 Nr. 1 Teilhabe- und Integrationsgesetz. Fir
jede Person, die Grundsicherung fir Arbeitsuchende bezieht, wird eine
Vierteljahrespauschale in Hohe von € 250,00, ebenfalls flir die Dauer von
zwei Jahren, gezahlt, § 14 Abs. 1 Nr. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz.

Auf Antrag der Gemeinden konnen im begrindeten Einzelfall bei
Vorliegen einer besonderen Harte die Integrationspauschalen
.-angemessen® um bis zu 20 % erhéht werden, also bei den
Sozialhilfeempfangern um bis zu € 210,00, bei denjenigen, die
Grundsicherung fir Arbeitsuchende beziehen, um bis zu € 50,00 pro
Vierteljahr, § 14 Abs. 3 Teilhabe- und Integrationsgesetz. Auch hier wird
alles Nahere durch Rechtsverordnung geregelt, 8 14 Abs. 4 Teilhabe-
und Integrationsgesetz.

Die Auszahlung der Pauschalen an die Gemeinden erfolgt durch das
Kompetenzzentrum fr Integration.

Mit den Integrationspauschalen wird den Gemeinden die
Aufnahme von Zuwanderergruppen erleichtert. Hierbei muss
man aber sehen, dass diese Erleichterungen nur fir
zugewanderte Personen, die in 8 11 Teilhabe- und
Integrationsgesetz ausdrucklich definiert sind, gelten. Diese
Erleichterung betreffen also diejenigen Gruppen, bei denen
Uber eine landesweite Verteilung und Zuweisung bzw. Uber
die Koordinierung der Aufnahme das Kompetenzzentrum fir
Integration zustandig ist. Andere Zuwanderer,
Auslanderinnen und Auslander, die nicht Gber die 88 22 und
23 des Aufenthaltsgesetzes erfasst werden, z.B. die
durchaus bedeutsame Gruppe der lllegalen, ebenso z.B. die
durchaus bedeutsame Gruppe der Zuwanderer aufgrund der
Freizugigkeitsbestimmungen der Europaischen Union,
insbesondere aus den neu hinzugekommenen Staaten der
Européaischen Union, also insbesondere aus Bulgarien und
Rumanien, werden nicht erfasst. Finanzielle Lasten der
Gemeinden werden hier nicht durch besondere Integra-
tionspauschalen aufgefangen. Das gilt auch fir die
Binnenwanderung von Auslandern innerhalb der Bundes-
republik Deutschland. Dementsprechend geht die Be-
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3.1.12.

3.2.

grindung des Gesetzentwurfs der Landesregierung auch nur
von jahrlichen Kosten von 1,8 Mio. € fur die Erstattung von
Integrationspauschalen aus.

Landesintegrationsbericht und Statistik

Die Landesregierung hat alle funf Jahre einen
Integrationsbericht vorzulegen, 8§ 15 Abs. 1 Teilhabe- und
Integrationsgesetz. Zusatzlich hat die Landesregierung bis
zum 31.12.2016 dem Landtag eine Uberprifung der
Auswirkung des Gesetzes vorzulegen und diese
Uberprifung auch jeweils im Abstand von funf Jahren zu
wiederholen, 8 16 Abs. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz.

Neben dem Landesintegrationsbericht und dem bis zum
31.12.2016 vorzulegenden Erfahrungsbericht Uber die
Auswirkungen des Gesetzes wird jahrlich eine kommentierte
Zuwanderungs- und Integrationsstatistik veroffentlicht, § 15
Abs. 3 Teilhabe- und Integrationsgesetz.

Das Gesetz verweist darauf, dass bei der Erstellung der
Statistiken das Prinzip des Gender mainstreaming zu
beachten ist, § 15 Abs. 2 Teilhabe- und Integrationsgesetz.
Auch bei dieser Vorschrift zeigt sich die Neigung des
Gesetzgebers Selbstverstandlichkeiten in  gesetzlichen
Regelungen zu wiederholen.

Das Gesetz ist am 01.01.2012 in Kraft getreten.

Erste kommentierte Zuwanderungs- und Integrations-
statistik Nordrhein-Westfalen

Eine Evaluation mit Bericht zum Teilhabe- und
Integrationsgesetz ist nach 8§ 16 Abs. 2 Teilhabe- und
Integrationsgesetz erst zum 31.12.2016 und danach jeweils
alle funf Jahre vorgesehen. Eine derartige Berichterstattung
liegt noch nicht vor.

8 15 Abs. 3 schreibt aber dariber hinaus vor, dass jahrlich
eine kommentierte Zuwanderungs- und Integrationsstatistik
veroffentlicht wird. Die erste kommentierte Zuwanderungs-
und Integrationsstatistik Nordrhein-Westfalen vom
Ministerium flr Arbeit, Integration und Soziales des Landes
Nordrhein-Westfalen ist im Mérz 2013 erstellt worden.
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In der Statistik finden sich ahnliche Entwicklungen, wie sie
zu Beginn des Gutachtens fur Baden-Wirttemberg
vorgestellt worden sind.

23,1 % der Menschen in Nordrhein-Westfalen, namlich 4,1
Mio. Menschen, haben einen Migrationshintergrund. Den
hochsten Anteil hat die Stadt Remscheid mit 34,7 %.

Auch die Altersstruktur in NRW ist bei Menschen mit
Migrationshintergrund anders als bei Menschen ohne
Migrationshintergrund. Altere Menschen Uber 65 Jahre
haben nur zu 10 % einen Migrationshintergrund, dagegen
haben fast 40 % der Kinder unter 6 Jahren einen derartigen
Hintergrund.

Auslandische Schulerinnen und Schiler der 8. Klasse be-
suchen mit einem Anteil von 14,8 % deutlich seltener ein
Gymnasium als deutsche Schilerinnen und Schiler
(38,7 %).

14,6 % der auslandischen, aber 37,5 % der deutschen
Schulabgéangerinnen und Schulabgéanger erlangten 2011 die
Hochschulreife.

46,1 % aller Menschen mit Migrationshintergrund haben
keinen Dberuflichen Abschluss. Bei den Menschen ohne
Migrationshintergrund sind es nur 13,1 %.

Gleichzeitig zeichnet sich eine Entwicklung ab, die
bemerkenswert ist. Zwischen 2000 und 2011 sind in
Nordrhein-Westfalen 630.000 Menschen zugewandert.
Diese neu  Zugewanderten bringen ein  hohes
Qualifikationsniveau mit. 40,2 % haben die Fach- und
Hochschulreife und schneiden damit sogar besser ab als die
Menschen ohne Migrationshintergrund in  Nordrhein-
Westfalen (38,0 %). In der ersten kommentierten
Zuwanderungs- und Integrationsstatistik NRW wird deshalb
festgestellt, dass Nordrhein-Westfalen von der
Neuzuwanderung im ersten Jahrzehnt des neuen
Jahrhunderts erheblich profitiert hat

Quelle: S. 26 der Statistik
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Darstellung des nicht verabschiedeten Gesetzentwurfs
im Bayerischen Landtag

Die Fraktion der SPD im Bayerischen Landtag hat einen
Gesetzentwurf eines Bayerischen Integrationsgesetzes und
zur Anderung von Landesgesetzen zur Unterstiitzung der
Integration von Menschen mit Migrationshintergrund in den
Bayerischen Landtag eingebracht

Quelle: Drucksache 16/7033 — vom 27.01.2011

Der Bayerische SPD-Gesetzentwurf enthalt in seinem Art. 1
allgemeine Grundsatze zur gleichberechtigten Teilhabe.

In seinem Art. 2 definiert er die Menschen mit
Migrationshintergrund anders als das Berliner Gesetz und
das Nordrhein-Westfalische Gesetz. Der Bayerische Entwurf
sieht namlich vor, dass auch die Kinder aller in Deutschland
als Deutsche Geborenen mit zumindest einem
Zugewanderten oder als Auslander in Deutschland
geborenen Elternteil Menschen mit Migrationshintergrund
sind. Dementsprechend will der Gesetzentwurf auch die
dritte Generation mit einbeziehen.

Der Geltungsbereich wird in Art. 3 ahnlich umschrieben wie
im Berliner Gesetz.

Auch der Bayerische Gesetzentwurf will alle Einrichtungen
verpflichten, fur gleichberechtigte Teilhabe und interkulturelle
Offnung zu sorgen. Ebenso wird die interkulturelle
Kompetenz fur die Beschaftigten verlangt. Auch die
Erhoéhung des Anteils der Beschaftigten mit
Migrationshintergrund entsprechend ihrem Anteil an der
Bevolkerung wird in Bayern nach dem Gesetzentwurf
angestrebt (Art. 4 Abs. 3).

Der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion sieht einen
Landesbeirat fur Integrationsfragen vor, der sowohl den
Landtag wie auch die Staatsregierung beraten soll. Der
Integrationsbeirat soll aus neun Vertretern aus der
Bevolkerung mit Migrationshintergrund, davon ein Vertreter
der Aussiedler, und Vertretern der zustandigen Ministerien,
der kommunalen Spitzenverbande, der Kammern, der
Gewerkschaften, der Wohlfahrtspflege, des Sports und des
Bayerischen Flichtlingsrates zusammengesetzt werden. Die
Wahl zum Landesbeirat fur Integrationsfragen soll durch
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Gemeindeintegrationsbeirate erfolgen (Art. 6 Abs. 1 Satz 3
des Entwurfs).

Die Zusammensetzung der Gemeindeintegrationsbeirate
wird in Art. 7 des Gesetzentwurfs nicht geregelt. Die
Begrindung des Gesetzentwurfs verweist darauf, dass es
derartige Integrationsbeirate, vielfach als Auslanderbeirate
bezeichnet, seit 1974 in vielen Staddten und Gemeinden in
Bayern gibt. Der Gesetzentwurf schreibt jetzt vor, dass sie in
Gemeinden mit Uber 30.000 Einwohnern verpflichtend
einzurichten sind, Art. 7 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs.

Der Bayerische Entwurf sieht ebenfalls in Art. 8 einen
Landesintegrationsbeauftragten vor, der vom Landtag
gewahlt werden soll, Art. 8 Abs. 1 Satz 3 des Entwurfs. Der
Landesintegrationsbeauftragte soll in der Ausibung seiner
Tatigkeit unabhangig und weisungsfrei und nur dem Gesetz
unterworfen sein, Art. 8 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzentwurfs.

Der Landesbeirat fur Integrationsfragen kann nach Art. 9 des
Gesetzentwurfs in eine ganze Reihe von Gremien Personen
entsenden.

Von besonderer Bedeutung ist Art. 10 Abs. 1 des Entwurfs,
wonach Menschen mit Migrationshintergrund das Recht auf
Mitberatung in Bulrgerversammlungen nach Art. 18 der
Gemeindeordnung haben sollen. Nach der jetzigen
Bayerischen Rechtslage kdnnen Nicht-Gemeindeburger,
also Auslander, nur nach Beschluss der Blrgerversammiung
mitwirken. Der Gesetzentwurf will dies erleichtern, indem er
die Mitberatung vorschreibt. Naheres findet sich dann in § 2
des Gesetzentwurfs, mit dem die Gemeindeordnung fur den
Freistaat Bayern geandert wird.

Weitgehend sind die Vorstellungen zum Bildungsbereich:

Forderung der Beherrschung der deutschen Sprache in den
Kindertageseinrichtungen,  Sprachlernklassen in  den
Schulen, verpflichtender Besuch einer Kindertages-
einrichtung im letzten Jahr vor Beginn der Schulpflicht,
Kostenfreiheit fir den Besuch der Kindertageseinrichtung,
Anspruch auf einen Ganztagsschulplatz.

Im Hinblick darauf, dass der Entwurf nicht Gesetz wurde,

wird auf eine detaillierte Darstellung der kostentrachtigen
Vorstellungen im Bildungsbereich verzichtet.
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Art. 17 des Gesetzentwurfs will Kindertageseinrichtungen,
Schulen, Hochschulen sowie Einrichtungen des
Gesundheitswesens  verbieten, Daten tber den
aufenthaltsrechtlichen Status von Personen zu erheben oder
weiterzugeben. Die Vorschrift soll die sogenannten sans
papiers schitzen.

Art. 19 des Gesetzentwurfs will fur die Schulen den
islamischen Religionsunterricht als Pflichtfach vorschreiben.

Art. 20 des Gesetzentwurfs will Bestattungen im Leinentuch
ermoglichen. Der Bayerische Gesetzentwurf stellt nicht auf
Bestattungen aus religiosen Grinden ab, sondern will sie
allgemein zulassen.

Der Gesetzentwurf verweist in seinem Vorblatt darauf, dass
die Unterstitzung der Integration Geld kosten wird. Eine
auch nur annahernde Bezifferung, insbesondere fur die
umfangreichen gesetzlichen Vorschlage im Bildungswesen,
enthalt der Gesetzentwurf nicht.
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Gesetzesvorhaben in Niedersachen

Auch in Niedersachsen wird Uber ein Partizipations- und
Integrationsgesetz nachgedacht. Den Mitteilungen der
Landtagsfraktion Niedersachsen der SPD vom Marz 2013 ist
zu entnehmen, dass die Arbeitsgemeinschaft Integration der
SPD-Landtagsfraktion an einem Partizipations- und
Integrationsgesetz arbeitet. Eine Rickfrage bei der
Landtagsfraktion der SPD in Niedersachsen hat ergeben,
dass mit einem kurzfristigen Abschluss der Uberlegungen
nicht zu rechnen ist. Ein etwaiger niedersachsischer
Gesetzentwurf ist deshalb fur das Gutachten nicht verfigbar.

Inzwischen hat auch die Tirkische Gemeinde Deutschland
einen Gesetzentwurf zur Foérderung der Eingliederung und
Teilhabe von Menschen mit  Migrationshintergrund
(MigTeilnG) vorgelegt. Da dieser Gesetzentwurf sich auf
Anderungen des Bundesrechts bezieht, kann auf eine
kommentierte Darstellung verzichtet werden.
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6. Tabelle 1:
Die Regelungen in Berlin, Nordrhein-Westfalen und der
Entwurf in Bayern im Vergleich

Berlin Nordrhein- Bayern
PartintG Westfalen Entwurf der SPD
Teilhabe- und
Integr.G
Ziele §1 §81,2 Art. 1
Betroffene 8§82 8§84 Art. 2
1. 1. 1.
Personen, die nicht Personen, die Personen, die nicht
Deutsche sind; nicht Deutsche Deutsche sind;
sind;
2. 2.
im Ausland Geborene und | 2. im Ausland geborene
nach 1949 Zugewanderte | aulBerhalb des und nach 1949
heutigen Zugewanderte;
3. Gebietes der
Kinder mit mindestens BRD geborene 3. alle in Deutschland
einem Elternteil von 2. und seit dem als Deutsche
01.01.1950 Geborenen mit einem
Zugewanderte; zugewandertem oder
auslandischem
3. Kinder mit | Elternteil;
mindestens
einem Elternteil | 4.
von 2. Kinder von 3.
Geltungs- §3 §3 Abs. 1 Art. 3
bereich
Berliner Verwaltung, Behorden des Behorden,
Or Korperschaften, Landes or Korperschaften,
Hinwirken bei Hinwirken bei

Landesgesellschaften

Landesgesellschaften

interkulturelle

84 Abs. 1und 3

8§ 6 Abs. 1und 4

Art. 4 Abs. 1 und 3

Offnung

mehr § 4 Abs. 5 bis 6 §6 Abs. 1 Nr. 1 Art. 4 Abs. 3und 4
Beschaftigte mit

Migrations- angestrebt wird Erhéhung | angestrebt wird angestrebt wird

hintergrund im
offentlichen
Dienst

entsprechend dem
Bevdlkerungsanteil

allgemein
Erhéhung

Erhéhung
entsprechend dem
Bevdlkerungsanteil
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Landesbeauftrag-
telr

§5

in die zustandige
Senatsverwaltung
eingegliedert
(weisungsgebunden)

keine Stelle auf
Landesebene

Art 8

unabhéngige/r
Landesintegrations-
beauftragte/r

Kommunal-
Beauftragte/r

§7

in jedem der zwolf Bezirke

86 Abs. 3

bei den
Bezirksregie-
rungen bestellt
(im Grunde
verweist das
Gesetz nur auf
bestehende
Strukturen),
ohne gesetzliche
Regelung, aber
Praxis:
Beauftragte in
den Gemeinden

Art. 7

ohne gesetzliche
Regelung

Landesbeirate

§6

von zugelassenen
Vereinen und Verbanden
gewabhlter Landesbeirat fur
Integrations- und

§10

Land fordert den
ohne gesetzliche
Grundlage von
den Kommunen

Art. 6

Landesbeirat fur
Integrationsfragen,
gewahlt von den
Gemeindeintegra-

Migrationsfragen gebildeten tionsbeiraten
Landes-
integrationsrat
(NRW)
besondere §6 Abs. 1 Nr. 1 8§10 Abs. 3 Art. 6 Abs. 1 Nr. 1
Regelungen fur
Aussiedler ein/e Vertreter/in der Landesbeirat fir ein Vertreter der

Aussiedlerinnen und
Aussiedler

Vertriebenen-
,Fluchtlings- und
Spataussiedler-
fragen

Beirate kdnnen
auch auf der
Ebene der
Bezirksregie-
rungen gebildet
werden

Aussiedler
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kommunale ohne gesetzliche ohne gesetzliche | Art. 7

Beirate Regelung Regelung

(Auslénder- Gemeindeintegra-

Fluchtlinge) tionsbeirate in

Gemeinden ab
30.000 Einwohnern
Integrationsausschuss in
den Bezirksverordneten-
versammlungen
(8 89 Abs. 1 BezVG)

Beamtenrecht § 4 Abs. 3 und Art. IX § 6 Abs. 1 Nr. 2 Art. 4 Abs. 2
Forderung der inter- Forderung der Forderung der
kulturellen Kompetenz interkulturellen interkulturellen
wird bei Einstellungen und | Kompetenz Kompetenz wird bei
Aufstiegen berlcksichtigt Einstellungen

bertcksichtigt

Sonn- und Art. VI keine keine Regelung

Feiertage Neuregelung
der Begriff kirchliche
Feiertage wird durch
religiose Feiertage fur alle
Religionsgemeinschaften
ersetzt
(8 2 des Gesetzes Uber
Sonn- und Feiertage),
damit schulfrei fir das
jeweilige Bekenntnis,
arbeitsfrei ohne
Bezahlung,
kein gesetzlicher Feiertag

Bestattungen Art. X keine Art. 20

Bestattungen aus
religibsen Grinden im
Leinentuch

(8 18 Abs. 2
Bestattungsgesetz),

rituelle Waschungen in
Leichenhallen oder

religiose Einrichtungen
(8 10 a BestattungsG)

Neuregelung

NRW bereitet
eine Novelle vor,
mit der Friedhofe
far Muslime
zugelassen
werden (Quelle:
Minstersche
Volkszeitung
30.04.2013)

generell auch
Bestattungen im
Leinentuch
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Kosten der
Gemeinden

keine Regelung

das Land fordert
Uber
Forderrichtlinien
LJKommunale
Integrations-
zentren®

(8 7 Abs. 1),

fir bestimmte
Zuwanderer
werden
Integrations-
pauschalen an
die Gemeinden
fur die Dauer von
zwei Jahren
gezahlt

(8 14)

Vorblatt unter D):
soweit den
Kommunen Kosten
entstehen, erstattet
sie der Staat
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7.1.

Die wichtigsten Regelungen Uber Integrationsbeaufragte
und Integrationsbeirate in den anderen Bundeslandern

Bayern

Die Bayerische Staatsregierung hat ein Mitglied des
Landtages als Integrationsbeauftragten berufen. Der
Integrationsbeauftragte hat eine Geschaftsstelle beim
Arbeits- und Sozialministerium. Mit seiner Arbeit erfullt er,
wie es wortwortlich in der Startseite des Internetauftritts
heildt, eine ,politische Ombudsfunktion®.

Quelle: www.integrationsbeauftragter.bayern.de/amt.html

Die Bestellung eines Mitglieds des Landtags mit einem Amt, das
zumindest exekutivnah ist, verstof3t nicht gegen lbergeordnetes Recht.
Zwar bekennt sich das Grundgesetz in Art. 20 Abs.3 zur Gewal-
tenteilung. Dieses Prinzip wird aber nicht lupenrein durchgehalten. Am
deutlichsten wird das bei der Verknipfung eines Bundestagsmandats
oder eines Landtagsmandats und einem Regierungsamt. Dass die
Bundeskanzlerin/der Bundeskanzler gleichzeitg MdB sein kann,
entspricht deutscher Verfassungstradition.

Vergleiche Herzog, in Maunz-Durig, Grundgesetz-Kommentar, Stand
Nov. 2012, RdNrn.45/46 zu Nr. V zu Art. 20 GG

Fur Integrationsfragen zustandig ist das Arbeits- und
Sozialministerium. Die Bayerische Staatsministerin fur Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frauen fuhrt zwar in ihrer
Amtsbezeichnung die Integration nicht auf, in einer
Pressemitteilung vom 24.07.2012 wird sie aber ausdricklich
als ,Bayerns Integrationsministerin“ bezeichnet.

Quelle: www.bayern.de/Pressemitteilungen-.1255.10389257/index.htm

Der Integrationsbeauftragte ist gleichzeitig Vorsitzender des
Integrationsrates in Bayern (BIR). In dem Gremium sind
Migrations- und  Wohlfahrtsverbande, Kirchen und
Religionsgemeinschaften,  staatliche @ Behdrden  und
gesellschaftliche Gruppen vertreten. AuRerdem sind seit der
Grindung im Januar 2010 Vertreter aller finf Fraktionen im
Bayerischen Landtag Mitglieder des Integrationsrats. Dieser
versteht sich als ein Forum flr einen intensiven und
konstruktiven Dialog mit den in Bayern lebenden
Migrantinnen und Migranten.

Quelle: www.bayern.landtag.de/de/16 _5500.php
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7.2.

7.3.

Die kommunalen Integrationsrate werden aufgrund der
Gemeindesatzungen gebildet, teilweise in Urwahl, z.B. in
Bamberg, Erlangen, Minchen, Nurnberg.

Quelle: Ausléander- und Integrationsbeirat in Bayern, Handreichung fur
die Bayerischen Kommunen, 2012, Nurnberg, S. 14

Brandenburg

Brandenburg hat eine Integrationsbeauftragte. Sie ist Leiterin
des Referats ,Migration, Integration im Sozialministerium.
Eine ihrer Hauptaufgaben ist die Beratung der Landes-
regierung in  migrationspolitischen  Angelegenheiten.
AulRerdem st sie beratendes Mitglied der
Hartefallkommission.

Quelle: www.masf.brandenburg.de/sixcms/detail.php/bb1.c.1867975.de

Im Jahre 2002 hat sich in Brandenburg ein
Landesintegrationsbeirat als beratendes Gremium
konstituiert. Der Integrationsbeirat wird vom Staatssekretéar
des Ministeriums fur Arbeit, Soziales, Frauen und Familie
geleitet. Stellvertretende Vorsitzende ist die
Integrationsbeauftragte.

Quelle: www.masf.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.186686.de

8 25 der Gemeindeordnung ermoglicht in der Hauptsatzung
die Bildung von Auslanderbeirdten, die von den
auslandischen Einwohnern gewahlt werden.

Quelle: Gemeindeordnung i.d.F. vom 10.10.2001 (GVBI. | S. 154)

Bremen

Migrations- und Integrationsbeauftragte ist in Bremen die
Referatsleiterin far Grundsatzangelegenheiten der
Zuwanderungs- und Integrationspolitik des bremischen
Senats. Angesiedelt ist das Referat bei der Senatskanzlei.
Zentrale Aufgabe ist eine Entwicklungsplanung fir
Partizipation- und Integration. Sie arbeitet mit dem Bremer
Rat fur Integration zusammen.

Quelle: www.rathaus.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen54.c.11244.de
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7.4.

In Bremen gibt es einen Rat fir Integration, der aus 28
ehrenamtlich arbeitenden Mitgliedern zusammengesetzt
wurde. Diese Mitglieder werden von sogenannten
Akteursgruppen benannt. Dazu gehoren u.a. die
Wohlfahrtsverbande. Der Rat fir Integration wahlt seinen
Vorsitzenden.

Quelle: www.bremer-rat-fuer-integration.de/

Bremen hat dartiber hinaus bei der Bremer Polizei einen
eigenen Integrationsbeauftragten bestellt. Zurzeit ist es ein
Kriminalhauptkommissar, der die besonderen Belange im
Umgang mit Migrantinnen und Migranten begleiten soll.

Quelle: Nachrichten aus Bremen, Local XXL, 09.02.2010

Hamburg

Als Integrationsbeauftragte fungiert die Amtsleiterin im Amt
fur Arbeit und Integration der Behdrde fur Arbeit, Soziales,
Familie und Integration.

Hamburg hat einen Integrationsbeirat unter dem Vorsitz des
Sozialsenators. Der Integrationsbeirat hat sich im Januar
2012 neu konstituiert. Zum einen wurde die Zahl der
Mitglieder von bisher 70 auf 52 gesenkt, zum anderen ist der
Anteil der gewahlten Mitglieder mit Migrationshintergrund
von 19 auf 24 Personen gestiegen, darunter vier
Spéataussiedler/innen.

Ein Teil der Mitglieder wird vom Sozialsenator berufen.

Quelle: www.hamburg.de/basfi/mitglieder/

Die Mitglieder mit Migrationshintergrund werden gewahlt.
Ihre Wahl erfolgt durch die Migrationsorganisationen, die in
einer bei der Behdrde fur Arbeit, Soziales, Familie und
Integration gefuhrten 6ffentlichen Liste eingetragen sind.

Quelle: www.hamburg.dse/contentblob/549034/data/wahlordnung.pdf
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7.5.

7.6.

Hessen

Hessen hat noch einen ,Landesauslanderbeauftragten®, der
die Interessen der Auslander wahrnehmen soll. Er ist
Referatsleiter im zustandigen Ministerium.

Die Landesregierung lasst sich durch einen
Integrationsbeirat der Hessischen Landesregierung beraten.
Dieser Integrationsbeirat besteht seit April 2000 und ist damit
der erste von einer Landesregierung eingerichtete
Integrationsbeirat. Er steht unter dem Vorsitz des fir
Integration zustandigen hessischen Ministers der Justiz, fur
Integration und Europa und unter dem stellvertretenden
Vorsitz des Staatssekretars. Die Fraktionen des Hessischen
Landtags sind im Integrationsbeirat vertreten, ebenso wie
eine Reihe von Stadten, die Religionsgemeinschaften,
einzelne Migrantinnen und Migranten sowie verschiedene
Vereine und Verbande mit Migrationshintergrund, darunter
auch eine Vertreterin der Aussiedler, hier: der deutschen
Jugend aus Russland.

Quelle: verwaltung.hessen.de/iri/HMdJ _Internet?cid=01d8083df203ad
126f5aec25ad0671c9

Auf der kommunalen Ebene sieht die Gemeindeordnung in
ihren 88 84 bis 88 die Wahl von Auslanderbeiréaten durch die
auslandischen Einwohner vor.

Quelle: Hessische Gemeindeordnung i.d.F. vom 07.03.2005, GVBI. |
2005, 142

Mecklenburg-Vorpommern

Die Aufgaben auf Landesebene des Integrations-
beauftragten werden von einem Referatsleiter vom
Sozialministerium Mecklenburg-Vorpommern wahrgenom-
men. Die groReren Stadte und Landkreise haben regionale
Integrationsbeauftragte, so die Landeshauptstadt Schwerin
einen Beauftragten fur die Integration der Zuwanderer- und
Auslanderangelegenheiten und die Hansestadt Rostock eine
Beauftragte fur Integration.

Landesweit existiert ein vom Sozialministerium geftrdertes
Netzwerk der Migrantenorganisationen (Migranet-MV). Der
Sprecher wird gewahlt.

Quelle: www.migranet-mv.de
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7.7.

Niedersachsen

Niedersachsen hat die Rolle der Integrationsbeauftragten
neu geregelt. Im April 2013 wurde eine
Landtagsabgeordnete zur Landesbeauftragten flr Migration
und Teilhabe ernannt. Zu ihrem Aufgabenbereich gehodren
auch die Fragen der Spéataussiedler und
Heimatvertriebenen. Die Verknupfung von Landtagsmandat
und Exekutivnahe ist verfassungskonform. Auf die
Ausfuhrungen zu Bayern wird verwiesen.

Ihr  Amt ist angebunden an die Niedersachsische
Staatskanzlei. Damit werden die strategischen Fragen der
Integrationspolitik als Aufgabe des Ministerprasidenten
betont. Andererseits ist fir die operativen Aufgaben der
Integrationspolitik das niedersachsische Ministerium fur
Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration
zustandig.

Quelle: www.stk.niedersachen.de/aktuelles/presseinformation/114428.html

Damit besteht in Niedersachsen durch das Ministerium
einerseits und durch die Landesbeauftragte andererseits
eine doppelte Zustandigkeit. Doppelte Verwaltungs-
zustandigkeiten sollten immer etwas skeptisch betrachtet
werden. Einerseits konnten sie zwar zu einem fruchtbaren
Dialog, nach dem Motto ,Vier Augen sehen mehr als zwei*
fuhren, andererseits bedeuten doppelte Zustandigkeiten
mehr  Burokratie und eine  Verlangsamung von
Entscheidungsprozessen.

In Niedersachsen besteht auf Landesebene ein
Niedersachsischer Integrationsrat (NIR). Er ist ebenfalls der
Staatskanzlei zugeordnet. Er wahlt seinen Vorsitzenden.

Quelle: www.nds-integrationsrat.de/

Das Niedersachsische Ministerium fir Soziales, Frauen,
Familie, Gesundheit und Integration stellt jahrlich 80 Mio. €
zur Verfugung, aus denen u.a. die ,kommunalen Leitstellen
fur Integration® geférdert werden, fur die derzeit 15
Kommunen Personal zur Verfligung gestellt wird. Der grol3te
Teil des Geldes flief3t in Bildung und Sprachférderung.

Quelle: www.ms.niedersachens.de/themen/integration/integrationspolitik_und
beratungsangebote/91258.html
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7.8.

7.9.

Nordrhein-Westfalen

Bei der Darstellung des Gesetzes Uber Teilhabe und
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen wurde
ersichtlich, dass Nordrhein-Westfalen die  Funktion
eines/einer Integrationsbeauftragten des Landes in diesem
Gesetz nicht geregelt hat. Integrationsbeauftragte des
Landes Nordrhein-Westfalen ist die Staatssekretarin beim
Minister flr Arbeit, Integration und Soziales.

Ebenso ist der Landesintegrationsrat als Selbstver-
waltungsgremium nicht im Gesetz Uber Teilhabe- und
Integration geregelt. Er setzt sich zusammen aus Vertretern
von 105 Integrationsraten/Integrationsaus-schiissen aus
Stddten und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen. Der
Integrationsrat wahlt seinen Vorsitzenden.

Quelle: www.laga-nrw.de/xd/public/contint/index.html?pid=782

Auf kommunaler Ebene werden die Integrationsrate und
Ausschisse auf der Grundlage des 8§ 27 Abs. 10 GONW
durch die auslandischen Einwohner gewahlt.

Quelle: Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen i.d.F. vom
14.07.1994 (GV NRW S.666) mit spateren Anderungen

Rheinland-Pfalz

In  Rheinland-Pfalz wurde seit 1987 eine Stelle als
Landesbeauftragte/er flur Auslanderfragen eingerichtet.
Inzwischen  heit die Stelle ,Beauftragte/er der
Landesregierung fur Migration und Integration®. Sie ist im
Ministerium fur Integration, Familie, Kinder, Jugend und
Frauen eingebunden.

Quelle: mifkjf.rlp.de/integration/landesbeauftragter-fuer-migration-und-
integratio/n/

Seit 2007 gibt es in Rheinland-Pfalz einen Landesbeirat fur
Migration und Integration unter Vorsitz der Ministerin fur
Integration. Er setzt die Arbeit der friheren Rheinland-
Pfalzischen Initiative fur Integration fort. Dem Landesbeirat
gehoren derzeit 54 Mitglieder an, auch der Landes-
beauftragte flr Migration und Integration.

Quelle: www.mifkjf.rlp.de/integration/landesbeirat-fuer-migration-und-
integration
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7.10.

7.11.

Auf kommunaler Ebene werden Beirate fur Migration und
Integration durch die auslandischen Einwohner und die
Spéataussiedler gewahlt.

Quelle: 8 56 der Gemeindeordnung i.d.F. vom 20.10.2010, GVBI. S. 319

Saarland

Die Integrationsbeauftragte der Landesregierung im
Saarland ist die Staatssekretarin im Ministerium fur Arbeit,
Familie, Pravention, Soziales und Sport.

Quelle: www.saarland.de/71476.htm

Das Saarland hat einen Saarlandischen Integrationsrat
(SIR), der sich aus der frlheren Arbeitsgemeinschaft der
Saarlandischen Auslanderbeirate entwickelt hat. Er ist ein
Dachverband der Kommunalen Integrationsbeirate. Der SIR
wahlt seinen Vorsitzenden.

Quelle: www.igsaarland.de

Die Integrationsbeirdate in acht Stadten und Gemeinden im
Saarland werden durch die auslandische Wohnbevélkerung
gewabhilt. Ilhre Funktion ist im kommunalen
Selbstverwaltungsgesetz festgeschrieben.

Quelle: 8 50 Kommunalselbstverwaltungsgesetz i.d.F. vom 27.06.1997
(Amtsblatt S. 682)

Sachsen

Der Sachsische Auslénderbeauftragte ist Abgeordneter des
Sachsischen Landtags und wurde vom Sachsischen Landtag
gewahlt. Seine Arbeit ist im Gesetz Uber den S&chsischen
Auslanderbeauftragten vom 07.03.1995 (SachsGVBI. S.
465) festgelegt. Er erstattet jahrlich einen Bericht zur
Situation der in Sachsen lebenden Auslander an das
Parlament. Auf3erdem hat er den Vorsitz der Hartefall-
kommission. Die Verknupfung von Landtagsmandat und
Exekutivnahe ist verfassungskonform. Insoweit wird auf die
Ausfihrungen zu Bayern verwiesen.

Quelle: www.landtag.sachsen.de/de/integration _migration/der
sachsische landesbeauftragte/index.aspx

-74 -


http://www.saarland.de/71476.htm
http://www.igsaarland.de/
http://www.landtag.sachsen.de/de/integration_migration/der_%20sächsische_landesbeauftragte/index.aspx
http://www.landtag.sachsen.de/de/integration_migration/der_%20sächsische_landesbeauftragte/index.aspx

7.12.

7.13.

In Sachsen gibt es ein Netzwerk Integration und Migration
Sachsen (NIMS), das sich zwei Mal jahrlich auf Einladung
des Sachsischen Auslanderbeauftragten trifft. Eingeladen
werden Vereine, Initiativen, Projekttrager, Beauftragte und
Beratungsstellen.

Quelle: www.landtag.sachsen.de/de/integration _migration/der
sachsische landesbeauftragte/7697.aspx

Sachsen-Anhalt

In  Sachsen-Anhalt ist die Integrationsbeauftragte der
Landesregierung beim Ministerium fir Arbeit und Soziales
angesiedelt. Sie berat die Landesregierung in allen Fragen
der Zuwanderungs- und Integrationspolitik.

Quelle: www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=5592

Auf Landesebene gibt es einen Landesintegrationsbeirat, der
ebenfalls die Landesregierung beraten und ihre
Zusammenarbeit mit Migrantenorganisationen intensivieren
soll. Er steht unter dem Vorsitz des Ministers fur Arbeit und
Soziales.

Quelle: www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=42184

Schleswig-Holstein

In Schleswig-Holstein wird der Beauftragte fur Fluchtlings-,
Asyl- und  Zuwanderungsfragen @ vom  Schleswig-
Holsteinischen Landtag gewabhlt. Er ist beim Prasidenten des
Landtages angebunden. Die Aufgaben sind gesetzlich
geregelt im Gesetz Uber die Beauftragte oder den
Beauftragten fur Fluchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen
vom 28.10.1998.

Quelle: GVOBI. Schleswig-Holstein 1998, 320 mit spateren Anderungen

8 2 des Gesetzes umschreibt als Funktion des Beauftragten,
die Belange der Migrantinnen und Migranten zu férdern hat.
Er ist an Rechtssetzungsverfahren beteiligt. Damit ist er
neben dem fur Integrationsfragen zustandigen Ministerium
tatig. Auf die Probleme derartiger Doppelzustandigkeiten in
verschiedenen Ressorts bzw. durch ressortunabhangige
Beauftragte wird auf die Ausfihrungen zu Niedersachsen

-75 -


http://www.landtag.sachsen.de/de/integration_migration/der_%20sächsische_landesbeauftragte/7697.aspx
http://www.landtag.sachsen.de/de/integration_migration/der_%20sächsische_landesbeauftragte/7697.aspx
http://www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=5592
http://www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=42184

7.14.

verwiesen. Der Beauftragte ist nach 8 6 Abs. 1 Satz 1 des
Gesetzes in der Ausubung des Amtes unabhéangig.

In  Schleswig-Holstein gibt es einen landesweiten
Flichtlingsrat, der zu allen integrationspolitischen Fragen
Stellung nimmt.

Quelle: www.frsh.de

Thuringen

In Thuringen ist eine Auslanderbeauftragte beim Thiringer
Ministerium  fir Soziales, Familie und Gesundheit
angesiedelt. Ihre Arbeit hat die Auslanderbeauftragte unter
ein Zitat von Goethe gestellt: ,Das Land, das die Fremden
nicht beschatzt, geht bald unter®.

Quelle: www.erfurt.de/ef/de/leben/fuer/migranten/beratung/108722. html

Im Januar 2013 hat die Thiringer Landesregierung einen
Landesintegrationsbeirat berufen. Der Beirat besteht aus 24
Mitgliedern. Ihm gehéren Vertreter der Kommunalen
Spitzenverbande, der Gewerkschaften, der Kirchen, der
Wirtschaft, der Verwaltung und finf Migranten sowie die
Auslanderbeauftragte der Landesregierung an. Den Vorsitz
fuhrt der Staatssekretar im Tharinger Innenministerium.

Quelle: www.thueringen.de/th3/tim/aktuell/veranstaltung/52883

-76 -


http://www.frsh.de/
http://www.erfurt.de/ef/de/leben/fuer/migranten/beratung/108722.%20html
http://www.thueringen.de/th3/tim/aktuell/veranstaltung/52883

8. Tabelle 2:
Landesintegrationsbeauftragte und Landesintegrations-
beirate in den anderen Bundesléandern

Landesintegrationsbeauftragte

Landesintegrationsbeirate

Bayern Landesintegrationsbeauftragter der | Integrationsrat in Bayern (BIR)
Bayerischen Staatsregierung (MdL | (mit Vertretern aller Fraktionen)
mit Geschaftsstelle im Arbeits- und | Vorsitz:

Sozialministerium) Landesintegrationsbeauftragte

Brandenburg Integrationsbeauftragte Landesintegrationsbeirat
(Referatsleiterin im (Vorsitz: Staatssekretar des
Sozialministerium) Ministeriums flr Arbeit, Soziales,

Frauen und Familie)

Bremen Migrations- und Rat fur Integration
Integrationsbeauftragte (Vorsitz: vom Rat fiir Integration
(Referatsleiterin in der gewabhilt)

Staatskanzlei)

Hamburg Integrationsbeauftragte Integrationsbeirat
(Amtsleiterin im Amt fur Arbeit und (Vorsitz: Sozialsenator)
Integration der Behorde fir Arbeit,

Soziales, Familie und Integration)

Hessen Landesauslanderbeauftragter Integrationsbeirat
(Referatsleiter im Ministerium fur (Vorsitz: Minister flr Justiz,
Justiz, Integration und Europa) Integration und Europa)

Mecklenburg- Referatsleiter ,Sozialpolitik, Migranet-MV Netzwerk der

Vorpommern Zuwanderung, Integration® im Migrantenorganisationen in

Sozialministerium

Mecklenburg-Vorpommern
(Sprecher: vom Netzwerk
gewahlt)

Niedersachsen

Landesbeauftragte fur Migration
und Teilhabe
(angebunden bei der Staatskanzlei)

Niedersachsischer
Integrationsrat (NIR
(Vorsitz: vom Integrationsrat
gewahlt)

Nordrhein- Integrationsbeauftragte Landesintegrationsrat

Westfalen (Staatssekretarin beim Minister fir (Vorsitz: vom Integrationsrat
Arbeit, Integration und Soziales) gewahlt)

Rheinland- Beauftragter fur Migration und Landesbeirat flr Migration und

Pfalz Integration Integration
(angebunden im Ministerium fur (Vorsitz: Ministerin fur
Integration, Familie, Kinder, Jugend | Integration, Familie, Kinder,
und Frauen) Jugend und Frauen)

Saarland Integrationsbeauftragte Saarlandischer Integrationsrat
(Staatssekretarin im Ministerium fur | (SIR)
Arbeit, Familie, Pravention, (Vorsitz: vom Integrationsrat
Soziales und Sport) gewahlt)

Sachsen Auslanderbeauftragter Netzwerk Integration und

(vom Landtag aus der Mitte des
Landtags gewahlt; angebunden
beim Landtag und dessen
Présidenten)

Migration Sachsen (NIMS)
(einberufen vom Séachsischen
Auslanderbeauftragten)
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Sachsen- Integrationsbeauftragte der Landesintegrationsbeirat

Anhalt Landesregierung (Vorsitz: Minister fur Arbeit und
(angebunden beim Ministerium fir Soziales)
Arbeit und Soziales)

Schleswig- Beauftragter fur Flichtings-, Asyl- und Fliichtlingsrat

Holstein Zuwanderungsfragen (Vorsitz: vom Flichtlingsrat
(gewahlt vom Landtag und angebunden | gewahlt)
beim Présidenten des Landtages)

Thiringen Ausléanderbeauftragte Landesintegrationsbeirat
(angebunden beim Ministerium fur (Vorsitz: Staatssekretar im
Soziales, Familie und Gesundheit) Innenministerium)

Neben den genannten Beirdten auf Landesebene gibt es
noch eine Vielzahl von  Auslanderbeirdten  und
Zusammenschlissen auf der Ebene des jeweiligen

Bundeslandes. Ein Teil der oben genannten,
selbstorganisierten  Integrationsrate  (Niederséchsischer
Integrationsrat, Landesintegrationsrat NRW und

Saarlandischer Integrationsrat) und eine Vielzahl von
Auslanderbeiraten haben sich auf Bundesebene zum
Bundeszuwanderungs- und Integrationsrat, ebenfalls eine
Selbstorganisation, zusammengeschlossen.

Die fur das Gutachten dargestellten Beirdte haben
unterschiedliche  Rechtsgrundlagen. Es gibt  zwei
Grundtypen: Entweder sind sie als Selbstorganisationen
Ansprechpartner von Politik und Verwaltung oder sie sind
von Politik und Verwaltung zur Beratung ins Leben gerufen
worden.

Der zweite Grundtyp beinhaltet ein Beiratsmodell, in dem die
Verwaltung, Kirchen, Wohlfahrtsverbande und teilweise auch
die Fraktionen vertreten sind. In den Bundesldndern ist man
verschiedene Wege gegangen, deshalb ist eine
Vergleichbarkeit nur begrenzt moglich.
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9.1.

9.1.1.

Regelungen in anderen européischen Staaten, die wie
Deutschland eine groRRere Bevolkerungsgruppe mit
Migrationshintergrund haben, bezlglich Partizipation
und Integration dieser Personen

Belgien
Bevolkerung

Belgien ist flachen- und bevoélkerungsmallig (30.400
Quadratkilometer, ca. 11 Mio. Einwohner) mit Baden-
Wirttemberg (35.700 Quadratkilometer, ca. 10,5 Mio.
Einwohner) vergleichbar. Von den rund 11 Mio. Einwohnern
Belgiens (Stand 2011) leben 6.117.740 Einwohner in
Flandern, 3.435.879 Einwohner in Wallonien und 1.031.215
Einwohner in Brussel.

Quelle:  Auswartiges Amt — Belgien, Stand Marz 2013,
www.auswaertiges-amt.de

Laut Eurostat (Zahlen von 2011) sind rund 1,163 Millionen
der Einwohner Belgiens Auslanderinnen und Auslander, was
einem Anteil von 10,6 Prozent entspricht. Rund 413.000 der
Auslanderinnen und Auslander, mithin ca. 35,5 Prozent,
stammen aus Landern aul3erhalb der EU.

Quelle: Eurostat: Online-Datenbank: Bevolkerung nach
Staatsangehdrigkeitsgruppen

Nachdem es seit 1945 ca. 2,8 Millionen ,neue“ Belgier
auslandischer Abstammung gegeben hat, hatten im Jahr
2012 ca. 25 % der Gesamtbevilkerung Belgiens einen
Migrationshintergrund. Von diesen ,Neu-Belgiern® sind rund
1,2 Millionen europdaischer Abstammung (vorwiegend
Italiener, Franzosen und Niederlander), rund 1,35 Millionen
stammen aus nicht-westlichen Landern (vorwiegend aus
Marokko und der Tirkei sowie Algerien und dem Kongo
(ehemalige Kolonie von Belgien)).

Quelle: Wikipedia, htp://de.wikipedia.org/wiki/Belgien
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9.1.2.

Institutionalisierte  politische  Partizipation  durch
Auslanderwahlrecht

Lange Zeit waren Migranten durch Verweigerung jedweden
Wahlrechts politisch ausgegrenzt. Trotz Forderung eines
Wabhlrechts fur Migranten in einem Regierungsabkommen
der frihen 1980er Jahre erwies sich der Widerstand
dagegen als starker. Die Einfuhrung eines Wahlrechts fur
Nicht-Belgier hatte eine Anderung der Verfassung mit Zwei-
Drittel-Mehrheit im Abgeordnetenhaus erfordert, woflr der
politische Wille fehlte. Stattdessen wurde ein alternativer
Weg dahingehend beschritten, die Voraussetzungen fir den
Erwerb der belgischen Staatsangehorigkeit zu erleichtern,
um damit das Recht an Wahlen teilnehmen zu kdnnen, zu
eroffnen.

Quelle: Bram Wanters/Floor Edelbode, Political participation of ethnic
minorities in Belgium: From enfranchisement to ethic vote, veréffentlicht
in: Dossier Politische Partizipation und Représentation in der
Einwanderungsgesellschaft, Heinrich-Baoll-Stiftung

In Anlehnung an den Vertrag von Maastrich anderte Belgien
1998 seine Verfassung, infolge dessen ausléandischen
Burgern, EU-, aber auch Nicht-EU-Burgern, das Recht auf
Teilnahme an Kommunal- und Europawahlen durch
einfaches Gesetz zuerkannt werden konnte. Infolge
entsprechend verabschiedeter Gesetze konnten EU-Birger
erstmals im Jahr 2000 und Nicht-EU-Blrger mit gewissen
Einschrankungen erstmals im Jahr 2006 an Kommunal-
wabhlen teilnehmen.

Quelle: Bram Wanters/Floor Elbode, a.a.O.

Die insbesondere im Jahr 2012 schwachelnde
Wabhlbeteiligung von Ausléndern hat der seinerzeitige
belgische Innenminister vornehmlich darauf zurlick gefthrt,
dass diese nicht hinreichend Uber ihre Rechte aufgeklart
wirden.

Quelle: Grenz-Eucho, 2. Juni 2012; ebenso: Index Integration und
Migration Ill, S. 30, www.MIPEX/EU/BELG

Bei den aus Nicht-EU-Landern stammenden Bulrgern gibt es
Einschrdnkungen. Das Gesetz raumt ihnen lediglich das
aktive, nicht hingegen ein passives Wahlrecht ein und knupft
die Wahlberechtigung fiir Auslander aus Nicht-EU-Landern
unter anderem an die Voraussetzungen, dass diese erst
nach einem funfjahrigen Aufenthalt in Belgien wahlberechtigt
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9.1.3.

sind, sich zur Wabhl registrieren lassen missen und erklaren
mussen, dass sie die belgische Verfassung und die
europaische Konvention zum Schutz der Menschenrechte
und Grundfreiheiten achten.

Soweit Auslander nicht nur das aktive, sondern auch ein
passives Wabhlrecht haben, also EU-Burger, ist ihre Prasenz
auf der lokalen Ebene stark steigend, wie insbesondere das
Beispiel Brissel zeigt, wo im Jahr 1994 nur 14 der 651
Gemeinderate einen ethnischen Hintergrund hatten, im Jahr
2000 bereits 90 der 652 Ratsmitglieder und im Jahr 2006
138 der 653 Ratsmitglieder. Auf der Ebene der finf
regionalen Regierungen und auf nationaler Eben zeichnete
sich eine derartige Tendenz nicht ab. Beispielsweise betrat
der erste Vertreter ethnischer Minderheit erst 1999 das
Reprasentantenhaus, in der Wahlperiode 2007 - 2010 waren
es funf von 150 und in der folgenden Wahlperiode sieben
Vertreter.

Eine andere Form informeller politischer Partizipation auf
lokaler Ebene sind Auslanderbeirate, die erstmals in den
1970er Jahren in einer Reihe von Gemeinden installiert
worden sind, indessen nur beratende Funktion haben.
Politisch einflussreicher ist demgegenuber das
Minderheitenforum, eine unabhangige und von Migranten
geleitete ,Partizipationsorganisation®, das von der flamischen
Gemeinschaft finanziert wird und das Berichte und
Empfehlungen zu den Bedirfnissen der ethnischen
Minderheiten in Flandern und Briissel erarbeitet.

Quelle: Wanters/Edelbode; Index Integration und Migration Ill, S. 30,
www.MIPEX.EU/BELGIUM

Integration durch Einblirgerung

Durch das reformierte und am 01.01.2013 in Kraft getretene
,Gesetz Uber die Zuteilung des Erwerbs der belgischen
Staatsangehorigkeit® wurde das Einblrgerungsverfahren
verscharft, gleichzeitig aber auch vereinfacht. Nur noch wer
(gesellschaftlich und wirtschaftlich) integriert ist, hat Anrecht
auf die belgische Staatsangehorigkeit. Danach kénnen u.a.
folgende Auslander eingebtrgert werden:

Wer 18 Jahre alt ist, eine Aufenthaltsgenehmigung von
unbefristeter Dauer hat und eine der drei Landessprachen
kennt, kann nach funf Jahren legalen Aufenthalts Belgier
werden, wozu er seine wirtschaftliche Beteiligung durch
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Arbeit sowie soziale Integration beispielsweise in Form einer
bestimmten Schul- bzw. Berufsbildung bzw. durch einen
Einburgerungskurs nachweisen muss.

18-jahrige Auslander mit Aufenthaltsgenehmigung von
unbefristeter Dauer und funfjahrigem legalem Aufenthalt in
Belgien sowie Kenntnis mindestens einer der drei
Landessprachen werden eingebirgert, wenn sie mit einem
Belgier verheiratet sind und drei Jahre mit diesem in Belgien
zusammen gelebt haben oder Elternteil eines minderjahrigen
Kindes belgischer Staatsangehoérigkeit sind und ihre soziale
Integration nachweisen kénnen.

Nach 10 Jahren legalen Aufenthalts und Kenntnis
mindestens einer der drei Landessprachen werden 18-
jadhrige Auslander eingebirgert, die eine Aufenthalts-
genehmigung von unbefristeter Dauer haben, wenn sie ihre
Teilnahme am wirtschaftlichen und soziokulturellen Leben
der aktuellen Lebensgemeinschaft in Belgien nachweisen.

Quelle: Stadtverwaltung Eupen -— Belgische Staatsangehdrigkeit,
http://www.eupen.be/stadt-buerger/lebenssituation/buergerschaft.aspx

Integration durch Gleichstellungspolitik

Sowohl auf nationaler Ebene als auch auf den regionalen
Ebenen bestehen Antidiskrimierungsregelungen (beispiels-
weise das landesweite Allgemeine Antidiskrimierungsgesetz
aus Mai 2007), die Betroffenen belastbare Verfahren zur
Durchsetzung ihrer Rechte zur Verfigung stellen und
wodurch auch das 1993 gegrindete belgische Zentrum fur
Gleichberechtigung und die Bekampfung des Rassismus,
einer offentlichen Einrichtung (u.a. mit 13 Kontaktbiros in
Flandern), seine Arbeit effektiver koordinieren kann.

Quelle: Index Integration und Migration 1, S. 31,
www.MIPEX.EU/BELGIUM

Integrationspolitisch  unterstitzen  flamische  Behdrden
Dienste fur soziales Dolmetschern und Ubersetzen, dessen
Angebote insbesondere von Schulen, Krankenh&ausern und
dem offentlichen Dienst genutzt werden kdnnen.

Quelle: (Belgische) Agentur fir Innenverwaltung, AGENTSCHAP VOOR
BINNENLANDES BESTUUR, S. 13
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9.2.

9.2.1.

Integration durch Bildung

Wahrend die birgerliche Integration von erwachsenen
Migranten durch Integrationsprogramme erfolgt, die
insbesondere gesellschaftliche- und Sprachkenntnisse sowie
berufliche Perspektiven betreffen, erfolgt die burgerliche
Integration minderjahriger Migranten durch den
Schulbesuch, wo sie in weiterfuhrenden Schulen ein Jahr
lang in getrennten Aufnahmeklassen in Sprache und
anderen schulischen Fertigkeiten unterrichtet werden bzw.
wo Grundschulden mit vielen Migranten zusatzliche Mittel
erhalten, um die Sprache bzw. soziale Integration zu fordern.
In diesem Rahmen gibt es mehrere Projekte, um Roma-
Kinder dem Unterricht ndher zu bringen.

Quelle: Bericht der Hochschule fir Wirtschaft und Recht Berlin tber das
internationale Seminar ,Europa braucht innovative Programme zur
Integration von  Migranten und ethnischen  Minderheiten -
landesspezifische  Problemlagen  sowie neue staatliche und
zivilgesellschaftliche Ansatze zur Integration im Bereich Bildung®, 2011,
herausgegeben von Prof. Dr. Heinrich Blicker-Gértner, S. 61 ff.

Niederlande
Bevoélkerung

Statistiken Uber die Einwanderungsbevdlkerung der
Niederlande orientieren sich - im Gegensatz zu den
Statistiken der meisten anderen L&nder - nicht an der
Nationalitdt oder dem Geburtsland, sondern an der
ethnischen Zugehdrigkeit und unterscheiden zwischen
Einheimischen  (Autochthonen) und Menschen mit
Migrationshintergrund (Allochthonen). Allochthonen sind
Menschen, die mindestens ein Elternteil haben, das nicht in
den Niederlanden geboren wurde. Innerhalb der
Allochthonen wird zudem unter westlichen Allochthonen
(Menschen, die aus Europa -mit Ausnahme der Turkei-,
Nordamerika, Ozeanien, Indonesien und Japan stammen)
und nicht-westlichen Allochthonen unterschieden
(Menschen, die aus der Turkei, Afrika, Lateinamerika und
den Ubrigen Teilen Asiens kommen).

19,3 % der in den Niederlanden lebenden 16.493.156
Menschen (Januar 2009) sind Allochthonen (10,6 % nicht-
westlich). 9,8 % Allochthonen sind nicht in den Niederlanden
geboren und 6,2 % Allochthonen haben keine
niederlandische Staatsbirgerschatft.
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Neben den Bevolkerungsgruppen, die urspriinglich aus den
(ehemaligen) Kolonien der Niederlande (33.000 Surinamer,
130.000 von den niederlandischen Antillen und Aroba) bzw.
aus Landern stammen, in denen Gastarbeiter angeworben
wurden (359.000 Turken, 314.000 Marokkaner), kommen
Einwanderer Uberwiegend aus den Nachbarlandern:
Deutschland (106.000), England (84.000) und Belgien
(56.000).

Die meisten der Einwanderer leben in stadtischen Gebieten.
Insgesamt leben fast 29 % der Allochthonen in den vier
grofdten Stadten der Niederlande: Amsterdam, Rotterdam,
Den Haag und Utrecht.

Quelle: Eveline Ersanili, Landerprofile 11: ,Niederlande, November 2007,
herausgegeben von der Bundeszentrale fir politische Bildung; Floris
Vermeulen, The political participation of immigrants in the Netherlands,
September 2011, verdffentlicht im wvon der Heinrich-Boll-Stiftung
herausgegebenen Dosier: Politische Partizipation & Représentation in
der Einwanderungsgesellschaft; Wikipedia, http://de.wikipedia.org/wiki/
Niederlande

Institutionalisierte  politische  Partizipation  durch
Auslanderwahlrecht

Infolge einer 1983 durchgefuhrten Verfassungsanderung
haben Migranten, die sich seit funf Jahren rechtmafiig in den
Niederlanden aufhalten, unabhangig von ihrer Nationalitat
auf lokaler Ebene das aktive und passive Wahlrecht
erhalten, was zu einer wachsenden Zahl von Ratsmitgliedern
mit Migrationshintergrund gefhrt hat. 1994 wurden
beispielsweise bei den Kommunalwahlen 73 Ratsmitglieder
mit Migrationshintergrund gewahlt, bei den Kommunal-
wahlen 2006 erhohte sich diese Zahl bereits auf 302
Ratsmitglieder mit Migrationshintergrund, was 3 % der
Gesamtzahl der Ratsmitglieder entspricht.

Quelle: Eveline Ersanili, a.a.0., Floris Vermeulen, a.a.O.

Integration durch Einblrgerung

Durch das 1985 reformierte Gesetz zur Staatsburgerschaft
wurde fur Migranten der zweiten Generation das Erlangen
der niederlandischen Staatsbirgerschaft erleichtert. Kinder
von Zugewanderten, die in den Niederlanden geboren sind,
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kobnnen bspw. zwischen ihrem 18. und 25. Lebensjahr
entscheiden, ob sie die niederlandische Staatsangehdrigkeit
annehmen wollen. Die dritte Generation von Einwanderern,
die in den Niederlanden geboren wurde, erhélt die
niederlandische  Staatsangehoérigkeit aufgrund  dieses
Gesetzes bei der Geburt.

Nach funf Jahren rechtm&Rigen Aufenthalts in den
Niederlanden bzw. drei Jahren bei Verheiratung mit einem
niederlandischen Staatsangehdrigen kénnen Einwanderer
sich einbirgern lassen, wofur bis zum Jahr 2003 lediglich
vorgewiesen werden musste, dass sie keine erheblichen
Vorstrafen hatten und ein verhaltnismaRig anspruchsloser
Sprachtest absolviert werden musste. Im Einklang mit der
allgemeinen Verscharfung der Zuwanderungspolitik in den
Niederlanden wurde 2003 ein offizieller EinblUrgerungstest
eingefuhrt, bei dem EinblUrgerungsbewerber ein schriftliches
Examen ablegen mussen, das sowohl niederlandische
Sprachkenntnisse als auch Wissen uber die niederlandische
Kultur und Gesellschaft abfragt.

Quelle: Ersanili, a.a.O.

Im Januar 1992 wurde bei Einblrgerung zugelassen, dass
die bisherige Staatsburgerschaft beibehalten werden konnte.
1997 wurde die Aufgabe der bisherigen Staatsangehdrigkeit
als Voraussetzung der Einbirgerung im Prinzip wieder
eingefuhrt, gleichzeitig aber eine Vielzahl von Ausnahme-
regelungen zugelassen.

Quelle: Ersanili, a.a.O.

In den Niederlanden verfigen auch nicht eingebirgerte
Zuwanderer Uber eine Vielzahl von Rechten, die in vielen
anderen Landern nur Staatsburgern zugesprochen wird,
bspw. Zugang zum o6ffentlichen Dienst, wovon allerdings der
Dienst bei Polizei und Militar ausgenommen ist.

Quelle: Ersanili, a.a.O.

Integration durch Inkooperation ethnischer Communities

Nachdem sich die Vorstellung der Ruckkehr von
Gastarbeitern und ihrer Familien als nicht zutreffend erwies
hat, entwickelten sich im Verlauf der 1970er Jahre in den
Niederlanden politische Diskussionen, die in der
gruppenbezogenen gesellschaftlichen Integration in Form
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der Inkorporation ethnischer Communities muindete,
wahrend andere Lander auf die entgegen gesetzte Variante
der Integration Uber Gleichstellung von Individuen, zumeist
verbunden mit Assimilation setzten.

Quelle: Rosemarie Sackmann, Integration von Zuwanderern in
Frankreich und den Niederlanden in: Multikulturelle Gesellschaft —
Integration in der Kommune, Marga Prohl (Hrsg.) Verlag Bertelsmann-
Stiftung, 1998

Mitte der 1980er Jahre stellte die niederlandische Regierung
Migranten sodann eine nationale Beratschlagungs- und
Konsultationsstruktur  zur  Verfigung, die sogenannte
Landelijke Advies — en Overlegsstructuur minderhedenbeleid
(LAO), uber die Migranten starker am Prozess der
Politikformulierung beteiligt werden sollten.

Die  diesem Politikinstrument ~ zugrunde  gelegen habende
Minderheitenpolitik basierte auf den Prinzipien der Emanzipation der
ethnischen Gemeinschaften in einer multikulturellen Gesellschaft, der
Gleichheit vor dem Gesetz und der Forderung der rechtlichen
Gleichberechtigung.

Migranten  bildeten Initiativgruppen, aus denen spater die
Mitspracheverbande hervorgingen. Die an der LAO beteiligten
Minderheitenorganisationen  reprasentierten  Tirken,  Antillianer,
Surinamer, Marokkaner und Tunesier, sudeuropédische Migranten,
Molukker, Fluchtlinge und sogenannte Wohnwagenbewohner und Roma.

Neben der Beratungs- und Beratschlagungsfunktion hatten die LAO-
Verbéande auch eine unterstiitzende Funktion gegeniber den Mitgliedern
inrer jeweiligen Minderheitengruppe, die sowohl eine finanzielle
Unterstitzung als auch die Informationsweitergabe beinhaltete. Fir die
Auslbung ihrer Funktionen erhielten die LAO-Verbande auf der
Grundlage einer Subventionsregelung Subventionen von der Regierung.

Erneute politische Diskussionen, die eine striktere Trennung
zwischen Beratungs- und Konsultationsfunktion forderten,
mindeten darin, dass 1997 die LAO durch das sogenannte
Landelijk Overleg Minderheden (LOM) ersetzt wurde, die im
Gesetz Wet Overleg Minderheden Beillid (WOM) eine
institutionelle, gesetzliche Grundlage erhielt. Seither liegt der
Schwerpunkt des Gremiums in der regelmaldigen
Beratschlagung (Overleg) zwischen den beiden Akteuren.

Das WOM regelt u.a. Zulassung und den Ausschluss von
Verbanden bzw. Verbandsmitgliedern, die Organisation und
Arbeitsweise, die Funktion und Inhalte der Konsultationen
sowie die Subventionierung der beteiligten LOM-Verbande.
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Quelle: Elisabeth Musch, Politische Beteiligung durch Dialog?
Konsultationsstrukturen zwischen Staat und Migrationverbanden in
Deutsch-Niederlandischen Vergleich

Die gemeinsamen politischen Konsultationen finden zwischen dem
Integrationsminister, der mindestens drei Mal im Jahr zu den
Verhandlungen einzuladen hat und den verschiedenen zum LOM
zugelassenen Migrationsverbdnden statt. Auflerdem nimmt eine
Delegation Beamter der Abteilung fir Eingliederung und Integration teil.
Abhéngig von den behandelten Themenfeldern (vornehmlich
Beschaftigung und Arbeitsmarkt, Bildung und Erziehung, soziale
Sicherheit und Eingliederung in die niederlandische Gesellschaft) kommt
der entsprechende Fachminister oder Staatssekretar eines anderen
Ministeriums zu den Gesprachen.

Neben der Kanalisationsfunktion der LOM-Verb&nde nennt das WOM als
weitere Funktionen die der Stérkung der gesellschaftlichen Akzeptanz,
die Antennen- und Signalfunktion, die Emanzipations- und
Qualifikationsfunktion sowie die Vorbildfunktion, womit das auf nationaler
Ebene eingerichtete Konsultationsgremiums insbesondere auch
Vorbildcharakter fir die Kommunen haben soll.

Die am LOM beteiligten Verb&nde, die die Rechtsform einer
Stiftung haben missen, sind mehr oder weniger aus den an
der LAO Dbeteiligten Minderheitenverbédnden hervor-
gegangen. Vor ihrer Zulassung wurden sie von der
Regierung aufgrund im WOM normierter Kriterien auf ihre
Reprasentativitat geprift. Nach  Zulassung erfolgen
periodische Prufungen der Reprasentativitat.

Bei den gesetzlich definierten Kriterien der Représentativitat handelt es
sich um folgende: der Kooperationsverband muss die wichtigsten
nationalen Strémungen der jeweiligen Minderheitengruppe
reprasentieren. Der Verband muss seine Aufmerksamkeit und Tatigkeit
auf relevante Politikfelder richten, wie Bildung und Erziehung, Arbeit,
Wohnungswesen, Gesundheitswesen und Gemeinwohl. In der
Zusammensetzung seines Vorstandes und Mitarbeiter-Teams muss der
Verband sogenannte besondere Personengruppen (Frauen, Jugendliche
und Senioren) berlcksichtigen.

Das Zulassungs- und Ausschlussverfahren féllt unter das allgemeine
Verwaltungsrecht, ein Mitspracheverband kann mithin den Beschluss des
Integrationsministers rechtlich anfechten.

Die Mitgliederverbdnde des LOM sind: Inspraakorgaan Turken (IOT),
Samenwerkingsverband Marokkanen in  Nederland (SMN), Lize
Overlegpartner Rijksoverheid Zuideuropese gemeenschappen, das
Surinaams Inspraakorgaan (SIO), Stichting Vluchtelingen-Organisaties
Nederland (VON), Overlegorgaan Caribische Nederlanders (O-CAN),
Stichting Landelijk Inspraak Antillianen (LIA)

Quelle: Elisabeth Musch, a.a.O.
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9.3.

9.3.1.

Integrationsvertrag

Seit 1998 wurden in den Niederlanden verschiedene
Zuwanderungs- und Integrationsgesetze eingefihrt, von
denen jedes einzelne eine Verscharfung der zum Zeitpunkt
bestehenden Gesetzeslage darstellte. Gleichwohl bleiben
kulturelle Zugehorigkeit und kulturelle Vielfalt wichtige
Grundlagen der niederlandischen Integrationspolitik und des
politischen Diskurses, weil Zuwanderer und ihre Nachfahren
als Menschen wahrgenommen werden, die aus anderen
Kulturkreisen stammen.

Quelle: Evelyn Ersanili, a.a.O.

Somit missen alle Migranten, die in den Niederlanden mit
ihrem Ehepartner zusammen leben wollen, seit 2006 in der
niederlandischen Botschaft ihres jeweiligen Heimatlandes
einem ,Integrations-Test im Ausland® absolvieren, wobei
Fragen zur niederlandischen Sprache und Kultur beantwortet
werden mussen.

Bis 2007 hatten neu in den Niederlanden Zugewanderte
verpflichtend an einem Integrationskurs teilzunehmen. Auch
wenn es seither diese Verpflichtung nicht mehr gibt, miissen
Zuwanderer einen seit 2007 von ihnen selbst zu zahlenden
Integrationskurs  bestehen, um  eine  unbefristete
Aufenthaltsgenehmigung erhalten zu koénnen. Ebenso
verpflichtet eine weitere MalRnahme alle Zuwanderer, die
von 1998 in die Niederlande gekommen sind, den
Integrationskurs abzulegen, wovon Zuwanderer
ausgenommen sind, die seit acht Jahren das
Bildungssystem der Niederlande durchlaufen haben. Die
,LOudkomer® mussen binnen funf Jahren nach
entsprechender Vorladung durch die Behodrden das
Integrationsexamen bestehen, andernfalls IThnen ein Bul3geld
abverlangt werden kann.

Osterreich

Bevdlkerung

2012 lebten rund 958.500 Personen mit auslandischer
Staatsangehorigkeit in Osterreich, was einem Anteil von rd.
11,5 % an der Gesamtbevolkerung Osterreichs mit

8.351.700 Einwohnern entspricht. Unter den nicht-
Osterreichischen Staatsangehdrigen stammen rund 396.400
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Personen aus Landern der europaischen Union, davon uber
200.000 aus Deutschland, die sich in den letzten Jahren
verstarkt Chancen auf einen Arbeitsplatz, insbesondere in
der Tourismusbranche, versprochen haben. Es folgen
Menschen aus Ex-Jugoslawien (294.000), aus der Turkei
(186.000), aus Bosnien und Herzegowina (133.000),
Rumanien (75.000), Kroatien (70.000), Polen (63.000),
Ungarn (46.000), aus der Tschechischen Republik (44.000)
und aus Italien (30.000).

Die auslandische Wohnbevélkerung ist nicht gleichméafiig
Uber das Bundesgebiet verteilt. Betrachtet man die
Bundeslander, so weist die Bundeshauptstadt Wien mit
21,5 % den hochsten Auslanderanteil auf. Die Bundeslander
Vorarlberg (13,1 %) und Salzburg (12,8 %) sowie Tirol
(11 %) liegen ebenfalls deutlich Gber den anderen
Bundeslandern. Die geringsten Auslanderanteile haben das
Burgenland (5,7 %) und Niederdsterreich sowie die
Steiermark (je 6,9 %), knapp gefolgt von Karnten (7 %) und
Oberdsterreich (8,1 %).

Von den rund 8.351.700 in Osterreich lebenden Menschen
hatten 2012 1.578,900 Menschen einen Migra-
tionshintergrund, von denen 1.166.800 Zuwanderer der
Zweiten Generation waren.

Von den 1.578.900 Menschen mit Migrationshintergrund
stammen 546.600 aus EU-L&ndern und 1.032.300 aus Nicht-
EU-Landern ab.

Quelle: STATISTIK AUSTRIA — Bevdlkerung nach Staatsangehorigkeit
und Geburtsland, www.statistik.at/web de/statistiken/bevoelkerung;
Wikipedia, http://de.wikipedia.org/wiki/oesterreich

Integration durch Einblirgerung

Grundsatzlich gibt es zwei Arten, die 0dsterreichische
Staatsburgerschaft zu erhalten, Erwerb durch Abstammung
oder Erwerb durch Verleihung.

Eheliche Kinder erwerben mit der Geburt automatisch die
Osterreichische  Staatsbirgerschaft, wenn zu diesem
Zeitpunkt ein Elternteil Osterreichischer Staatsbirger ist.
Uneheliche Kinder erwerben mit Geburt automatisch die
Osterreichische Staatsbirgerschaft, wenn die Mutter zum
Zeitpunkt der Geburt 6sterreichische Staatsburgerin ist, ohne
dass es auf den Geburtsort des Kindes oder die
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Staatsangehorigkeit des unehelichen Vaters ankommt.
Wenn die verheirateten Eltern unterschiedliche
Nationalitditen haben und das Herkunftsland des fremden
Elternteils — wie Osterreich — das Abstammungsprinzip hat,
ist das Kind Doppelstaatsbirger, ohne dass sich dieses mit
Volljahrigkeit fur eine Staatsangehdrigkeit entscheiden muss.

Fir den Erwerb der 0Osterreichischen Staatsbiurgerschaft
durch Verleihung gibt es nach dem 0&sterreichischen
Staatsbirgerschaftsgesetz von 1985 mehrere Moglichkeiten,
u.a. Verleihung aufgrund eines Rechtsanspruchs oder
Verleihung aufgrund freien Ermessens. Fur den Erwerb
durch  Verlelhung missen insbesondere folgende
Bedingungen erflillt sein:

- mindestens 10-jahriger rechtmagiger und
ununterbrochener Aufenthalt in Osterreich, davon
mindestens 5-jahrige Niederlassungsbewilligung;

- Unbescholtenheit, keine gerichtlichen Verurteilungen,
keine anhangigen Strafverfahren sowohl im In- als
auch im Ausland, keine schwerwiegenden
Verwaltungsubertretungen;

- hinreichend gesicherter Lebensunterhalt (Nachweis
fester und regelméanRiger Einktnfte);

- Deutschkenntnisse  und  Grundkenntnisse  der
demokratischen Ordnung, Geschichte Osterreichs
und des jeweiligen Bundeslandes (Nachweis durch
schriftliche Prifung), wenn keine
Ausnahmeregelungen bestehen (bspw. Deutsch
Muttersprache ist, Schulbesuch mit positiver
Beurteilung im Unterrichtsgegenstand Deutsch);

- bejahende Einstellung zur Republik Osterreich und
Gewabhrleistung, dass keine Gefahr fur die 6ffentliche
Ruhe, Ordnung und Sicherheit besteht;

- keine Nahe zu einer extremistischen oder
terroristischen Gruppierung;

- keine wesentliche Beeintrachtigung der inter-
nationalen Beziehungen Osterreichs und keine
Schadigung der Interessen Osterreichs durch die
Verleihung der Staatsbirgerschaft.
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Aufgrund einer Regierungsvorlage aus April 2013 soll das
Staatsbirgerschaftsgesetz von 1985 geandert werden. Ein
wesentlicher Eckpunkt dieser Regierungsvorlage ist, dass
kinftig besonders gut integrierte ,Fremde® nicht erst nach in
der Regel 10 Jahren, sondern bereits nach einer
Aufenthaltsdauer von sechs Jahren eingeblrgert werden
konnen. Nach der Regierungsvorlage weisen sich besonders
gut integrierte ,Fremde® durch ein gehobenes Sprachniveau
oder durch Darlegung nachhaltiger personlicher Integration
aus, wie freiwilliges ehrenamtliches Engagement in einer
bestimmten gemeinnitzigen Organisation oder Berufs-
ausubung im Bildungs-, Sozial- oder Gesundheitsbereich
oder Bekleidung einer Funktion in  bestimmten
Interessenverbanden oder Interessenvertretungen aus.

Quelle: Leben in Osterreich - Staatsbirgerschaft
https://www.help.gv.at/Portal Node/hlpd/public/content/26

Osterreichischer Integrationsfonds (OIF)

Der Osterreichische Integrationsfonds wurde 1960 vom UN-
Flichtlingshochkommissariat und vom @Osterreichischen
Bundesministerium fur Inneres unter dem Namen
Flichtlingsfonds der Vereinten Nationen gegrindet. Die
Ungarn-Krise des Jahres 1956 und die damit verbundene
Flichtlingswelle hatte deutlich gemacht, dass Osterreich zur
Betreuung von Flichtlingen einen entsprechenden
institutionellen Rahmen braucht. Seit 2002 wurde er
schrittweise auch fir die Integration von Migranten
verantwortlich und erhielt den Namen Osterreichischer
Integrationsfonds. Ziel des Osterreichischen Integrations-
fonds ist die sprachliche, berufliche und gesellschaftliche
Integration von Migranten in Osterreich sowie die sachliche
Information der Osterreichischen Aufnahmegesellschaft tUber
Herausforderungen und Chancen von Integration. Der OIF
fuhrt Integrationszentren in vier Bundeslandern sowie das
Haus der Bildung und beruflichen Integration in Wien und ist
mit Projekten in den dbrigen Bundeslandern aktiv. In den
Zentren bietet der OIF Integrationsberatung fir Migranten,
erteilt Ausklnfte Uber die Integrationsvereinbarung und
vermittelt Unterstltzungen, etwa fir Deutschkurse und
Berufsausbildungen.

Quelle: Osterreichischer Integrationsfonds,
http://www.integrationsfonds.at/wir_uebe_uns/geschichte
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Partizipation durch Auslanderwahlrecht

Osterreich gewahrt — wie alle EU-Staaten — allen Unions-
birgern das integrale Wahlrecht in kommunalen
Angelegenheiten. In der Stadt Wien, die eine Doppelrolle als
Gemeinde und Bundesland hat, ist dieses Recht auf die
Gemeindebezirke beschrankt, da auf der Ebene der
Bundeslander — auch fir Unionsbirger — keinerlei politischen
Rechte vorgesehen sind.

Quelle: Werner Bauer, Das kommunale Auslanderwahlrecht im
europaischen Vergleich, hrsg. von der Friedrich-Ebert-Stiftung;
Alexandra Grasl, Migrantinnen als Akteure der 6sterreichischen Politik,
Diplomarbeit, Universitat Wien

Im Jahr 2003 hat das Bundesland Wien beschlossen, das
Wabhlrecht in den Gemeindebezirken auch auf Nicht-EU-
Auslander auszuweiten, die seit wenigstens funf Jahren
ihren Hauptwohnsitz in Wien haben. Der Verfassungs-
gerichtshof Osterreich hat die dem zugrunde liegenden
Vorschriften der 88 16 Abs. 2 Ziffer 2 und 19 a Abs. 1 Ziffer 3
der Wiener Gemeindeordnung als verfassungswidrig
aufgehoben.

Quelle: Osterreichischer Verfassungsgerichtshof, Urteil vom 30.06.2004,
G 218/03-16

Der Osterreichische Verfassungsgerichtshof hat die
Entscheidung damit begrindet, dass die 0sterreichische
Bundesverfassung fir die Wahlen zum Nationalrat, zu den
Landtagen und Gemeinderaten ein in den Grundzigen
einheitliches Wahlrecht festlege, zu denen gehore, dass das
Wahlrecht nur Osterreichischen Staatsbirgern zukomme,
was eine Auspragung des demokratischen Grundprinzips
des Art. 1 der Bundesverfassung sei, wonach Osterreich
eine demokratische Republik sei und ihr Recht vom Volk
ausgehe. Der Begriff des Volkes knupfe an die
Osterreichische Staatsbirgerschaft an. Da nach standiger
Rechtsprechung des Osterreichischen Verfassungsgerichts-
hofs auch Bezirksvertretungen in Wien allgemeine
Vertretungskorper sind, hat das Verfassungsgericht weiter
argumentiert, dass die Bestellung der Bezirksvertretungen in
Wien den 0Osterreichischen Staatsbirgern im jeweiligen
Bezirk vorbehalten seien, wovon es aufgrund gemein-
schaftsrechtlicher Regelungen nur eine einzige Ausnahme
fur Angehdrige anderer EU-Staaten gabe, die ihren Wohnsitz
in Osterreich haben.

-92 -



9.3.3.

9.3.5.

Ein Auslanderwahlrecht fur Nicht-EU-Burger auf kommunaler
Ebene bedurfte mithin einer Verfassungsanderung auf
Bundesebene mit Zweidrittelmehrheit, zu der es bislang nicht
gekommen ist. Der Erwerb der Staatsburgerschaft bleibt
vorlaufig also der einzige Weg fur Nicht-EU-Blrger zur
Erlangung politischer Teilhaberechte in Osterreich.

Partizipation durch Auslanderbeirate

Um die Interessen der zugewanderten Bevolkerung auf
lokaler Ebene zu vertreten, wurde 1995 aufgrund eines
Gemeinderatsbeschlusses der erste Auslanderbeirat in Graz
eingerichtet. Andere Gemeinden folgten. Die Beirate werden
in geheimer Wahl von den auslandischen Bewohnern
gewahlt. Ein Auslanderbeirat hat das Recht, Antrage an den
Gemeinderat, die die Lebenswelt von Migranten betreffen,
zu begutachten sowie eigene Antrage einzubringen.

Quelle: Alexandra Grasl, a.a.O.

Als erstes Bundesland beschloss der Steierische Landtag
1999 alle Kommunen mit mindestens 1.000 ausléandischen
Bewohnern zur Einrichtung von Auslander-/Integra-
tionsbeiraten zu verpflichten, die von Gemeinderaten in allen
Agenden, die Auslander in der Kommune betreffen, zu
konsultieren sind. Die Auslander-/Integrationsbeirate haben
lediglich  beratende Funktion und dementsprechend
eingeschrénkte Partizipationswirkungen

Quelle: Alexandra Grasl, a.a.0.; Zentrum zur sozialmedizinischen,
rechtlichen und kulturellen Betreuung von Auslandern und
Auslanderinnen in Osterreich, ZEBRATZ — das Magazin des Vereins
ZEBRA, Nr. 5/2002

Integrationsvereinbarung fir Auslander

Aufgrund des im Jahr 2003 in Kraft getretenen
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes i.V.m. der
Integrationsvereinbarungsverordnung, die der Integration
rechtmallig im Bundesgebiet niedergelassener ,Fremder”
dienen sollen und den Erwerb von vertieften Kenntnissen der
deutschen Sprache bezwecken, wurde in Osterreich die
sogenannte Integrationsvereinbarung eingefiihrt, die sich
aus zwei aufeinander aufbauenden Modulen zusammen-
setzt. Drittstaatsangehorige sind mit erstmaliger Erteilung
von bestimmten Aufenthaltstiteln zur Erfullung des
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9.4.1.

sogenannten Sprach-Moduls 1 verpflichtet, das dem Erwerb
von Kenntnissen der deutschen Sprache zur vertieften
elementaren Sprachverwendung dient. Die Erflillung beginnt
mit der erstmaligen Erteilung des Aufenthaltstitels. Der
Pflicht ist binnen zwei Jahren nachzukommen, wobei sowohl
fur die Verpflichtung als auch die Frist Ausnahmeregelungen
gelten.

Nach dem Vorbild des niederlandischen Integrations-
vertrages gilt die Integrationsvereinbarung zudem fir
Auslander, die sich weniger als fiinf Jahre in Osterreich
aufhalten.

Wird der positiv absolvierte Sprachkurs nicht fristgeman
nachgewiesen, drohen stufenweise Sanktionen bis zur Aus-
weisung.

Das Modul 2 dient dem Erwerb von Kenntnissen der
deutschen Sprache zur selbststandigen Sprachverwendung.
Eine generelle Pflicht zur Erfillung von Modul 2 besteht nicht
und folglich drohen auch keine Sanktionen im Fall der
Nichterfullung. Allerdings konnen nur bei Erfullung von
Modul 2 ein Daueraufenthaltsrecht und die Staats-
birgerschaft erworben werden

Quelle: Leben in Osterreich - Aufenthalt und  Visum,
www.help.gv.at/Portan.Node/hlpd/public/content.

Schweden
Bevoélkerung

Schweden hat rund 9,56 Millionen Einwohner (Stand: Januar
2013). Etwa 15,4 % der schwedischen Bevolkerung wurde
im Ausland geboren, groRte Gruppe hierbei sind Menschen
aus Finnland (rund 2,5 %), die Uberwiegend in Tornedalen
leben.

Quelle: Auswartiges Amt — Schweden, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/AuBRenpolitik/Laender; Wikipedia — Schweden, http://de. wiki-
pedia.org/wiki/Schweden

Dies ist historisch bedingt. Zum einen war Finnland fur gut
1.000 Jahre ein Teil von Schweden, zum anderen kamen
nach dem 2. Weltkrieg viele Einwanderer aus Finnland nach
Schweden.
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Weitere grofe Gruppen der im Ausland geborenen, in
Schweden lebenden Menschen stellen Personen aus dem
Irak (109.000), dem ehemaligen Jugoslawien (72.000) bzw.
Bosnien-Herzegowina (55.000), Polen (63.000) und dem
Iran (57.000) dar.

Soweit Schweden in den 1960er und frihen 1970er Jahren
Arbeiter zunéchst in den Niederlanden, Westdeutschland,
Italien, Osterreich, Belgien und Griechenland sowie spater
zudem in Jugoslawien und der Turkei angeworben hat,
verfolgte die schwedische Regierung dabei keine
Gastarbeiterpolitik. ~ Vielmehr ging die schwedische
Regierung davon aus, dass die zugewanderten Arbeitskrafte
im Land bleiben und sich integrieren wirden.

Zuvor hatte sich Schweden 1954 mit Danemark, Norwegen
und Island im Rahmen des ,Nordischen Rates“ auf einen
gemeinsamen Arbeitsmarkt geeinigt, infolge dessen sich alle
Birger der nordeuropéischen Lander bereits seither frei tber
die Binnengrenzen hinweg bewegen konnen und keine
Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis bendtigen, wenn sie in
einem nordischen Partnerstaat arbeiten wollen. Diesem
Abkommen trat spater Finnland bei.

Nach der EU-Erweiterung im Mai 2004 war Schweden eines
der wenigen Lander der ,alten® EU, dass keine
Ubergangsregelungen gegen die Freiziigigkeit der Birger
der ,neuen® Staaten einflUhrte, mithin diese Blrger sofort
nach Schweden einreisen konnten, ohne zuvor eine
Arbeitserlaubnis beantragen zu missen, wovon im Jahr der
Erweiterung insbesondere polnische Zuwanderer Gebrauch
machten. Bedenken gegeniiber einer fehlenden Uber-
gangsregelung erwiesen sich als unbegrindet, weil die
meisten EU-Birger als Arbeitskrafte nach Schweden kamen
und die ,neuen” EU-Blrger Sozialleistungen nicht Gbermafig
in Anspruch nahmen, weswegen Schweden auch 2007, als
Rumanien und Bulgarien der EU beitraten, Kkeine
freiztigigkeitsrechtlichen Restriktionen einfuhrte.

Quelle: Bernd Parusel, Landerprofii Schweden, hrsg. von der
Bundeszentrale fir politische Bildung

Partizipation durch Auslanderwahlrecht
Schweden gehort zu den Landern, in denen schon vor dem

Inkrafttreten des Maastrichter Vertrages das aktive und
passive Kommunalwahlrecht auf alle dort Iebenden
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Auslander ausgedehnt war. Bereits 1975 erhielten alle
mindestens seit drei Jahren in Schweden lebenden
Auslander Uber 18 Jahren das aktive und passive Wahlrecht
auf kommunaler und auch auf regionaler Ebene, wofur es
einen Konsens aller im Parlament vertretenen Parteien
gegeben hat. Die von der Wahlrechtskommission im Jahr
1983 empfohlene Ausweitung des kommunalen und
regionalen Auslanderwahlrechts auf nationale
Parlamentswahlen und Referenden wurde indessen bis
heute nicht umgesetzt.

Integration durch Einblirgerung

Seit 2001 gibt es in Schweden ein vergleichsweise liberales
Staatsangehorigkeitsgesetz, das sowohl auf dem Abstam-
mungs- als auch dem Territorialprinzip beruht.

Nach dem  Abstammungsprinzip ist primar die
Staatsangehorigkeit der Eltern mal3gebend daftr, welche
Staatsangehorigkeit ihr Kind bei der Geburt erhalt. Ein Kind
einer schwedischen Mutter erhalt automatisch die schwe-
dische Staatsangehoérigkeit. Wenn ein schwedischer Mann
ein Kind mit einer auslandischen Frau bekommt, erhalt das
Kind ebenfalls die schwedische Staatsangehorigkeit, sofern
das Kind innerhalb Schwedens geboren wird oder die
Elternteile verheiratet sind.

Wer als Auslander mindestens funf Jahre in Schweden
gewohnt hat, volljahrig ist, eine unbefristete
Aufenthaltserlaubnis besitzt und keine Straftaten begangen
hat, kann die schwedische Staatsangehdrigkeit beantragen.
Sprachkenntnisse, spezielle Kenntnisse der Staats- und
Gesellschaftsordnung oder auch Einkommensnachweise
werden dabei nicht verlangt.

Fur bestimmte Nationalitditen gibt es Ausnahmen von der
Mindestaufenthaltszeit von funf Jahren. So kodnnen
staatenlose Personen oder anerkannte Flichtlinge bereits
nach vier Jahren Aufenthalt in Schweden einen Antrag auf
die schwedische Staatsburgerschaft stellen. Danen, Finnen,
Islander und Norweger kénnen bereits nach zwei Jahren
Aufenthalt in Schweden die schwedische Staats-
angehorigkeit bekommen. Zustdndig fur Antrage auf
Einbldrgerung ist die Einwanderungs- und Asylbehdrde
,Migrationsverket®, die in den Jahren 2004 bis 2008 120.000
Einblrgerungsantrage positiv beschieden hat.
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Friher lie3 das schwedische Recht keine doppelten
Staatsbirgerschaften zu. Seit 2001 durfen Auslander ihre
ursprungliche Staatsbirgerschaft behalten, wenn sie die
schwedische annehmen.

Quelle: a.a.O.

Zuwanderungspolitik

Die Einwanderungs- und Asylbehdrde Migrationsverket ist
ebenfalls zustandig fur die Regelung der Zuwanderung nach
Schweden. 2008 traten in Schweden neue Regeln fur die
Zuwanderung von Arbeitskraften aus Nicht-EU-Staaten in
Kraft, wobei die wichtigste Neuerung ist, dass die
Arbeitsmigration nunmehr fast ausschlielich von der
Nachfrage schwedischer Arbeitgeber abhangt, eine von der
Arbeitsmarktbehérde  durchgefihrte  Prifung, ob die
Zuwanderung auslandischer Arbeitskréfte wirtschaftlich
erforderlich ist, nicht mehr stattfindet und alle
Qualifikationsniveaus bertcksichtigt werden kdnnen.

Wenn ein Arbeitgeber fiir eine zu besetzende Stelle keinen
geeigneten Arbeitnehmer innerhalb Schwedens findet, ist er
zundchst verpflichtet, die Stelle Uber die Arbeits-
marktbehorde oOffentlich  auszuschreiben. Wenn sich
daraufhin kein schwedischer Arbeitnehmer findet, darf der
Arbeitgeber nach der Reform des Zuwanderungsgesetzes
einen Bewerber aus jedem beliebigen Land der Welt
anwerben. Gegenuber der Migrationsbehérde muss er
lediglich nachweisen, dass die Stelle tatsachlich mindestens
10 Tage lang EU-weit ausgeschrieben war. Migrationsverket
genehmigt  daraufhin die Anwerbung eines  Dritt-
staatsangehdrigen und der Arbeitgeber stellt dem
auslandischen Bewerber ein Vertragsangebot zu, mit dem
sich dieser bei Migrationsverket zu melden hat und eine
Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung fir zwei Jahre mit
Verlangerungsmoglichkeit erhalt. Nach einmaliger Verlange-
rung, mithin nach vier Jahren, geht die Genehmigung in eine
unbefristete Aufenthaltserlaubnis tber.

Quelle: Bernd Parusel, a.a.O.

Der Reformierung der Zuwanderungsgesetzgebung
entspricht die Auffassung der Politik, dass die beste Art der
Integration in die schwedische Gesellschaft eine schnelle
Integration in den Arbeitsmarkt sei. Dementsprechend haben
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Asylbewerber, die in Schweden als Fluchtlinge anerkannt
werden oder aus humanitaren Grinden ein Aufenthaltsrecht
bekommen, einen obligatorischen ,Schwedisch flir Einwan-
derer” Kurs zu belegen, in dem nicht nur die schwedische
Sprache gelehrt, sondern auch Kenntnisse Uber die
Gesellschaftsordnung und schwedische Tradition vermittelt
werden. Der Kurs wird mit einer Prifung abgeschlossen, die
als eine wichtige Voraussetzung fir die Arbeitssuche gilt.

Um  unverhaltnismalRig starke  Konzentrationen an
bestimmten Orten zu vermeiden, versucht die Regierung neu
ins Land gekommene Asylbewerber und anerkannte
Flichtlinge Uber das ganze Land zu verteilen, was in den
vergangenen Jahren ein Problem heraufbeschworen hat.
Gemeinden in Regionen, die unter Abwanderung und
Uberalterung leiden, haben Asylbewerber und Flichtlinge
aufgenommen, gleichwohl es dort oftmals keine
entsprechenden Arbeitsplatze gab, sodass die Asylbewerber
und Flichtlinge haufig versuchten, so schnell als maéglich
Arbeit in grof3eren Stadten wie Goteborg, Malmd oder
Stockholm zu finden, wo es eher freie Stellen gab, dafir
aber nur wenige preiswerte Wohnungen. Dadurch kommt es
zu Konzentrationen auf engem Raum in Vororten, verbunden
mit sozialen Spannungen.

Danemark
Bevoélkerung

In Danemark wohnen etwas mehr als 5,4 Millionen
Menschen. 85 % der Bevdlkerung lebt in Stadten, allein in
Kopenhagen und der umliegenden Region wohnen knapp
1,6 Millionen Menschen.

Quelle: Danisches Ministerium fur Flichtlinge, Einwanderer und
Integration, Mitbdrger in Danemark

Ungefahr 278.000 Menschen, mithin rund 5,1 % der
Bevdlkerung (Stand August 2009) sind ausléndische
Staatsbirger, was aus internationaler Perspektive gering ist.
Die Uberwiegende Mehrzahl von ihnen lebt in gréRReren
Stadten (die meisten im Grofsraum Kopenhagen), die mehr
Arbeitsplatze und Migrantennetzwerke als Ddorfer und
kleinere Stadte bieten.
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Nach Herkunftsnationen unterschieden stellt sich die
Verteilung wie folgt dar (Stand August 2008): 165.461
Auslander stammen aus Europa (18 % davon aus den
Ubrigen nordischen Landern), 21.762 aus Afrika, 6.692 aus
Nordamerika, 4.921 aus Sud- und Mitteleuropa, 76.939 aus
Asien und 1.676 aus Ozeanien.

Bei den aus Afrika, Asien und Lateinamerika stammenden
Auslandern handelt es sich ganz (berwiegend um
Fluchtlinge. Die Zahl der aus den nordischen Landern
stammenden Auslander ist aus der sehr grof3zigigen
Aufnahme von Zuwanderern aus Finnland, Island, Norwegen
und Schweden zurtick zu fuhren.

Die zehn groten Ausléandergruppen stammen aus den
Landern Tarkei (28.999), Irak (17.196), Deutschland
(14.495), Bosnien-Herzegowina (12.012), Norwegen
(11.896), Polen (9.950), GroRRbritannien (9.832), Schweden
(9.466), Afghanistan (9.303) und ehemals Jugoslawien
(9.203), Stand August 2008.

Quelle: Jenny Bonin, Migrations- und Integrationspolitik in D&nemark und
Finnland, ein nordischer Sonderweg, Dissertation 2010; Dénisches
Ministerium fur Flichtlinge, Einwanderer und Integration, a.a.O.

Nach der Statistik lebten 2007 rund 477.000 Einwanderer
und deren Nachkommen in Danemark, was bei einer
Gesamtbevdlkerungszahl von 5,4 Millionen Menschen einen
Anteil von 8,8 % ergibt. Von diesen Menschen hatten rund
4 % die danische Staatsbirgerschaft angenommen.

Quelle: Danisches Ministerium fur Fliachtlinge, Einwanderer und
Integration, a.a.0.; Werner T. Bauer, Das 0sterreichische
uslanderwahlrecht im europaischen Vergleich, hrsg. von der Friedrich-
Ebert-Stiftung

Partizipation durch Auslanderrecht

In Danemark sind die Burger nordischer Staaten schon seit
1974 auf lokaler und regionaler Ebene wahlberechtigt. Seit
1981 besitzen alle weiteren Drittstaatsangehoérigen das
aktive und passive Wahlrecht in kommunalen und regionalen
Angelegenheiten, wobei fur Nicht-EU-Birger ein Aufenthalt
in Danemark von drei Jahren Voraussetzung ist.

Quelle: Werner T. Bauer, a.a.O.
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Damit gehort Danemark mit Schweden, Finnland, Irland und
den Niederlanden zu der Gruppe der ,Vorreiter®, die schon
vor dem Jahr 1994 das aktive und passive
Kommunalwahlrecht auf alle dort lebenden Auslander
ausgedehnt hatten.

Quelle: Werner T. Bauer, a.a.O.

Partizipation durch Integrationsrate

70 danische Kommunen haben sogenannte Integrationsrate
eingerichtet, die die lokalen Behtrden bei kommunalen
Integrationsleistungen beraten. Integrationsrate wahlen im
Rahmen der Kommunalwahlen Reprasentanten fir den
landesweiten ,Rat fur ethnische Minderheiten®. Dieser Rat
besteht aus 14 Einwanderern und Flichtlingen und kommt in
jedem Quartal mit dem Integrationsminister zusammen, um
ihn in den flir ethnische Minderheiten relevanten Fragen zu
beraten.

Quelle: Jenny Bonin, a.a.O.

Partizipation durch Einbilrgerung

Nach dem heute geltenden, 1776 als ,Recht der im Land
Geborenen® eingeflihrten Staatsangehorigkeitsrecht erhalten
Kinder bei der Geburt automatisch die d&nische
Staatsangehorigkeit, falls die Eltern verheiratet sind und ein
Elternteil Déane ist. Gleiches gilt, wenn die Eltern nicht
verheiratet sind, die Mutter aber die d&anische
Staatsbirgerschaft hat. Falls nur der Vater Dane ist, erhalt
das Kind automatisch die danische Staatsbirgerschaft,
wenn es in Danemark geboren wird oder die Eltern vor dem
18. Lebensjahr des Kindes heiraten.

Quelle: Danisches Ministerium fur Fluchtlinge, Einwanderer und
Integration, a.a.O.

Auslander, die mindestens 18 Jahre alt sein mussen, kénnen
die danische Staatsburgerschaft auf Antrag unter folgenden
Voraussetzungen erlangen. Personen mit Aufenthaltsstatus
als Flichtling oder Staatloser missen sich acht Jahre in
Danemark aufgehalten haben; Auslander im Ubrigen
benttigen eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis und
mussen sich neun Jahre in D&nemark aufgehalten haben.Bis
Dezember 2005 war eine schriftiche Loyalitatserklarung,
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eine Erklarung Uber Straffreiheit sowie das Bestehen eines
Sprachtests der Niveaustufe 2 ausreichend.

Im Dezember 2005 wurden weitere Voraussetzungen fur den
Erhalt der danischen Staatsbirgerschaft eingefuhrt, ndmlich
Nachweis eines Sprachtests der hdchsten Niveaustufe,
Stufe 3, bei einem Sprachzentrum sowie Nachweis einer
Staatsburgerschaftspriufung mit Kenntnissen zu danischer
Gesellschaft, Kultur und Geschichte. Weiterhin wurden die
Anforderungen an die Selbstversorgung so erhoht, dass
Sozialhilfe in den fanf Jahren vor der Antragstellung nicht
langer als ein Jahr in Anspruch genommen werden durfte.
Zu den weiteren Verscharfungen der Einblrgerung zahlen
die Aufhebung der Moglichkeit der Befreiung vom
Spracherfordernis flr Personen Uber 65 Jahre, die
Verlangerung der Karenzfrist fur kriminelle Auslander je nach
Art des Deliktes und der Ausschluss vom Erwerb der
danischen Staatsangehorigkeit fur Auslander, die zu mehr
als zwei Jahren Haft verurteilt wurden.

Im internationalen Vergleich ist das danische Staats-
angehorigkeitsrecht nach den Gesetzesdnderungen von
2002 und 2005 sehr restriktiv, was sich in sinkenden
Einblrgerungszahlen widerspiegelt. Die danische Regierung
sieht den Erwerb der danischen Staatsbirgerschaft als
besondere Auszeichnung an, um die man sich bemihen
muss. Erst wer sehr gut danisch spricht, sich mit den Werten
des Landes auskennt und sich lange legal, ohne Vorstrafen
und Schulden, in Danemark aufgehalten hat, soll die
Moglichkeit zur Einburgerung erhalten.

Quelle: Jenny Bonin, a.a.O.; Danisches Ministerium fir Fllchtlinge,
Einwanderer und Integration, a.a.O.

Einbldrgerungswillige missen grundséatzlich auf ihre
bisherige Staatsangehorigkeit verzichten. Die doppelte
Staatsangehorigkeit ist offiziell in Danemark nicht mehr
vorgesehen, indessen in bestimmten Fallen geduldet.

Quelle: Jenny Bonin, a.a.O.

Wer friher bereits die danische Staatsbirgerschaft hatte,
kann durch Erklarung (wieder) danischer Staatsbirger
werden. Ebenso kénnen Staatsbirger eines nordischen
Landes durch Erklarung danische Staatsburger werden.

Quelle: Danisches Ministerium fur Fluchtlinge, Einwanderer und
Integration, a.a.O.
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Integration durch EinfiUhrungsprogramme und Inte-
grationsvertrage

Auch in Danemark wurde trotz Zuwanderung ausléndischer
Arbeitskrafte bis 1973 und dem Nachzug ihrer
Familienangehdrigen lange Zeit keine Integrationspolitik
betrieben, weil auch in Danemark die Annahme bestand, die
auslandischen Arbeitskrafte wuirden freiwillig in ihre
Herkunftslander zuriickkehren. Erst Ende der 1990 er Jahre
trat das ,Gesetz Uber die Integration der Auslander in
Déanemark® in Kraft, dessen Mallnahmen nach dem damals
fur Einwanderungen- und Flichtlingsfragen zustandigen
Innenministerium  dazu beitragen sollte, das neu
ankommende Auslander am politischen, wirtschaftlichen,
sozialen, religiosen und kulturellen Leben der Gesellschaft
und am Arbeitsmarkt auf gleiche Weise teilhaben konnen,
wie andere Burger, sie sich zugig selbst versorgen kénnen
und ihnen ein Verstandnis fur die grundlegenden Werte und
Normen der danischen Gesellschaft vermittelt wird. Nach
dem Regierungswechsel wurde 2001 unter der Mitte-
Rechts-Regierung das fir Integration zustandige Ministerium
fur Flichtlinge, Einwanderer und Integration gegrindet, das
alle Initiativen dahingehend blndelte, Zuwanderer tUber den
Arbeitsmarkt in die Gesellschaft zu integrieren, wobei
angestrebt wurde, dass kinftig die Aufnahme einer
qualifizierten Arbeit Hauptgrund fur die Einwanderung sein
sollte.

Quelle: Jenny Bonin, a.a.O.

Das 2004 novellierte Gesetz richtet sich an erwachsene
Einwanderer, die im Rahmen der Familienzusammenfihrung
nach Danemark kommen sowie an Fluchtlinge. Nicht davon
betroffen sind Migranten aus nordischen, EU- und EWR-
Landern und diejenigen, die vor dem 01.01.1999 (also vor
Inkrafttreten des Gesetzes) eingereist sind. Ausgenommen
sind ferner Migranten, die im Rahmen einer
Familienzusammenfihrung einreisen und Partner haben,
denen aus Arbeitsgrinden der Aufenthalt gewahrt wird,
beispielsweise Botschaftsangestellte oder Forscher.

Quelle: Jenny Bonin, a.a.O.; Danisches Ministerium fir Flichtlinge,
Einwanderer und Integration, a.a.O.

Hauptinstrument des Gesetzes ist das sogenannte
Einfihrungsprogramm, zu dem die Déanischausbildung und -
falls erforderlich - andere MaRnahmen gehoren, die einen
Einstieg in die Arbeitswelt erméglichen oder in einer
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Ausbildung, mit der sich der Auslander fiir eine erfolgreiche
Arbeitssuche qualifizieren kann, wobei flr das staatliche
finanzierte Einfuhrungsprogramm die Kommunen zustandig
sind, die die Programme in Absprache mit den Migranten
aufstellen.

Das ,Vollzeitprogramm®, zu dem ein Integrationsvertrag
zwischen dem Migranten und der Kommune geschlossen
wird, dauert fur arbeitslose Neuzuwanderer drei Jahre. Auch
Neuzuwanderer aus Drittstaaten, die einer Arbeit
nachgehen, erhalten einen Integrationsvertrag und ein
EinfGhrungsprogramm, wobei fir Sie Danisch-Unterricht am
Abend oder am Wochenende stattfindet.

Mit Inkrafttreten des ,Gesetzes Uber danische Sprachkurse
fur erwachsene Auslander und sonstige Personen® am
01.01.2004 sind die Kurse in danischer Sprache und Kultur
starker beschaftigungsorientiert geworden.

Zuwanderer, die am Einfihrungsprogramm teilzunehmen
haben und keine Arbeit und keinen Ehegatten haben, der sie
versorgen kann, erhalten Eingliederungshilfe, die mit einem
Sanktionsmechanismus verbunden ist. Wenn Teilnehmer
ohne triftigen Grund einen oder mehrere Teile des
Einfuhrungsprogramms verpassen oder dauerhaft fehlen,
konnen die Kommungen die Gelder kirzen oder auch die
komplette Streichung anordnen. Der Sanktionsmechanismus
greift jedoch noch weiter, da die Absolvierung von
Einfuhrungsprogrammen eine Voraussetzung fur die
Erteilung einer unbefristeten Arbeitserlaubnis und der
Verleihung der danischen Staatsangehorigkeit ist.
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10.

Tabelle 3: Darstellung des kommunalen Auslanderwahl-
rechts und der Auslanderbeirate in den dargestellten
europaischen Landern

Européischer Auslanderwahl- Politische
Vergleich recht Partizipation
durch Gremien
(insbes. Auslander-
beirate/Integrations-
beirate)
Belgien Aktives Wahlrecht
fur Drittstaatsange-
hdrige seit 2006
Niederlande Wahlrecht seit 1983 | gruppenbezogene
unabhangig von der | gesellschaftliche
Nationalitat Integration in Form
ethnischer Commun-
ities auf nationaler
Ebene
Osterreich Auslanderbeirate in
den Gemeinden
(geheime Wahl)
Schweden Wabhlrecht seit 1975
unabhéngig von der
Nationalitat
Danemark Wahlrecht seit 1981 | Integrationsrate auf
unabhéangig von der | kommunaler Ebene
Nationalitat mit beratender
Funktion,
landesweiter ,Rat fir
ethnische Minderhei-
ten® mit beratender
Funktion

Die Darstellung in den ausgewahlten europaischen Landern
zeigt, dass Regelungen dort in erster Linie auf Gebieten
getroffen wurden, die in der Bundesrepublik Deutschland auf
bundesgesetzlicher Grundlage erfolgen (insbesondere des
Staatsangehorigkeitsrechts und des Aufenthaltsrechts). Der
Vergleich zu den ausgewéhlten europdischen Landern gibt
daher wenig Hinweise zu moglichen Integrations- und
Partizipationsgesetzen auf der Ebene der Bundeslander.
Soweit es nicht die bundesstaatliche Ebene betrifft, gibt es
Modelle der Partizipation durch Auslanderbeirate und andere
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Gremien. Insbesondere in Belgien gibt es zudem ein Modell
zur  besseren  Sprachférderung von Kindern und
Jugendlichen durch getrennte Aufnahmeklassen
(vergleichbar den Sprachlernklassen, die im nicht
verabschiedeten Gesetzentwurf im Bayerischen Landtag
vorgesehen waren). Allgemein zeigt der Vergleich mit den
ausgewahlten europaischen Léandern, dass meistens
Regelungen getroffen wurden, die denjenigen in der
Bundesrepublik Deutschland entsprechen. Die Darstellung
zeigt, dass auch in den dargestellten européischen L&ndern
die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund
ahnliche Probleme aufwirft wie in der Bundesrepublik
Deutschland und dass zur besseren Integration ahnliche
Instrumente entwickelt wurden und eingesetzt werden.
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1.1

Rechtliche Vorgaben durch Bundesrecht

Ausschluss des Wahlrechts fir Auslander mit
Ausnahme der Unionsburger

Das Bundesland Hamburg hat durch ein Gesetz zur
Einfuhrung des Wahlrechts fir Auslander zu den
Bezirksverordneten vom 20.02.1989 das Wahlrecht fur
Auslander eingefiihrt, die sich am Wahltag seit mindestens
acht Jahren im Geltungsbereich des Grundgesetzes
aufgehalten haben.

Das Land Schleswig-Holstein hat durch das Gesetz zur
Anderung des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes vom
21.02.1989 das Wahlrecht fur Angehérige der Staaten
Danemark, Irland, Niederlande, Norwegen, Schweden und
Schweiz, die sich seit mindestens funf Jahren im
Geltungsbereich des Grundgesetzes aufhalten, eingefthrt.

Das Bundesverfassungsgericht hat die Einfuhrung des
kommunalen Wahlrechts fur Schleswig-Holstein mit Urtell
vom 31.10.1990 fur unvereinbar mit dem Grundgesetz
erklart. Es hat dazu ausgefuhrt, dass das Staatsvolk, von
dem die Staatsgewalt in der Bundesrepublik Deutschland
ausgeht, nach dem Grundgesetz von den Deutschen
gebildet wird. Das gilt nach der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts auch fur die  Gebiets-
korperschaften auf dem Territorium der Bundesrepublik
Deutschland, also fiir Gemeinden und Kreise.

Im Einzelnen hat das Bundesverfassungsgericht ausgefihrt:

L,Es trifft nicht zu, dass wegen der erheblichen Zunahme des Anteils der
Auslander an der Gesamtbevolkerung des Bundesgebietes der
verfassungsrechtliche Begriff des Volkes einen Bedeutungswandel
erfahren habe. Hinter dieser Auffassung steht ersichtlich die Vorstellung,
es entspreche der demokratischen Idee, insbesondere dem in ihr
enthaltenen Freiheitsgedanken, eine Kongruenz zwischen den Inhabern
demokratischer politischer Rechte und den dauerhaft einer bestimmten
staatlichen Herrschaft Unterworfenen herzustellen. Das ist im
Ausgangspunkt zutreffend, kann jedoch nicht zu einer Auflésung des
Junktims zwischen der Eigenschaft als Deutscher und der Zugehorigkeit
zum Staatsvolk als dem Inhaber der Staatsgewalt fihren. Ein solcher
Weg ist durch das Grundgesetz versperrt. Es bleibt unter diesen
Umstanden nach geltendem Verfassungsrecht nur die Mdéglichkeit, auf
eine derartige Lage mit entsprechenden staatsangehorigkeitsrechtlichen
Regelungen zu reagieren, etwa dadurch, dass denjenigen Auslandern,
die sich auf Dauer in der Bundesrepublik Deutschland niedergelassen
haben, sich hier rechtens aufhalten und deutscher Staatsgewalt mithin in
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einer den Deutschen vergleichbaren Weise unterworfen sind, der Erwerb
der deutschen Staatsangehorigkeit erleichtert wird.*

Quelle: BVerfGE 83, 37/52

Ebenso hat das Bundesverfassungsgericht fir die
EinfiGhrung des Auslanderwahlrechts in Hamburg durch
Urteil vom 31.10.1990 entschieden, dass die Einbeziehung
von Auslandern in den Kreis der zu den Bezirks-
versammlungen Wahlberechtigten das gemaf Art. 28 Abs. 1
Satz 1 GG auch fur die Lander verbindliche demokratische
Prinzip des Art. 20 Abs. 2 GG verletze. Die Bezirks-
verordnetenversammlung dbe Staatsgewalt aus und
bedirfte demgemanr demokratischer Legitimation.

Quelle: BVerfGE 83, 60/76

Schon zum  Zeitpunkt der Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts stand das Kommunalwahlrecht
fur Unionsbirger auf der Tagesordnung, das dann durch
eine Anderung des Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG eingefiihrt
wurde. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner
Entscheidung zum  Schleswig-Holsteinischen  Recht
vorsorglich bereits darauf hingewiesen, dass uber eine
Anderung des Grundgesetzes die Einfuhrung eines
Kommunalwahlrechts fur Auslander madglich erscheine. Es
hat hierzu nur einen kurzen Hinweis gemacht:

,Daraus folgt nicht, dass die derzeit im Bereich der Européischen
Gemeinschaft erdrterte Einfihrung eines Kommunalwahlrechts fir
Auslénder nicht Gegenstand einer nach Art. 79 Abs. 3 GG zuléssigen
Verfassungsanderung sein kann.“ (BVerfGE 83, 37/59)

Das Bundesverfassungsgericht hat diese Grundhaltung, die
Zulassigkeit der Einfuhrung des Kommunalwahlrechts fir
Auslander durch eine Grundgesetzanderung, in spateren
Entscheidungen bestétigt.

In seinem Urteil vom 12.10.1993 hat es eine
Verfassungsbeschwerde eines deutschen Staatsbirgers
gegen die Einfiuhrung des Kommunalen Wahlrechts fur
Staatsangehorige eines Mitgliedsstaates der européischen
Gemeinschaft durch Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG als unzulassig
verworfen. Es hat dazu ausgefiuhrt, dass es kein subjektives
Recht gabe,

,Sich bei der Ausubung des aktiven oder passiven
Wahlrechts  durch eine  Konkurrentenklage gegen
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nichtdeutsche Wahlbewerber oder Wahlberechtigte wehren
zu konnen.”

Quelle: BVerfGE 89,155/180

Ebenso hat das Bundesverfassungsgericht in einem
Beschluss vom 19.02.1997 eine Verfassungsbeschwerde
nicht zur Entscheidung angenommen, mit der die Neu-
regelung der Hessischen Gemeindeordnung, durch die
Unionsbirger das Kommunalwahlrecht erhielten, angegriffen
wurde. Das Bundesverfassungsgericht hat ausgefuhrt, dass
es insbesondere den Gleichheitssatz nicht fir verletzt halte.
Es gebe kein subjektives Recht auf Ausschlieliung anderer
von der Wahl. Auch die Tatsache, dass Unionsbirger die
sich jetzt an Kommunalwahlen beteiligen konnten und
gleichzeitig Mitglieder der Auslanderbeirdte in Hessen
werden oder diese Mitglieder wéhlen kdnnten, verletze keine
Rechte eines Deutschen. Das Bundesverfassungsgericht hat
hier auf fruhere Verfahren verwiesen, dass die
Wahrnehmung von Unterrichtungs-, Vorschlags- und
Anhdrungsrechten durch die Auslanderbeirate eine rein
konsultative Tatigkeit darstelle, durch die keine Staatsgewalt
ausgeubt werde.

Quelle: BVerfG, Beschluss vom 19.02.1997 — NVwZ 1998, S. 52

Schon in einer vorhergehenden Entscheidung vom
08.01.1997 hatte das Bundesverfassungsgericht eine
Verfassungsbeschwerde gegen Art. 72 Abs. 1 der Ver-
fassung von Baden-Wurttemberg und gegen Regelungen im
Baden-Wurttembergischen Gesetz lber die Teilhabe von
Unionsbirgern an kommunalen Wahlen und Abstimmungen
nicht zur Entscheidung angenommen. In dieser Entschei-
dung hat das Bundesverfassungsgericht darauf verwiesen,
dass es kein subjektives Recht auf Ausschliel3ung anderer
von der Wahl gebe.

Quelle: BVerfG, Beschluss vom 08.01.1997 — NVwZ 1998, S. 52 f.

Fur die Verfassungslage der Bundesrepublik Deutschland ist
davon auszugehen, dass die Einfuhrung eines Kommunalen
Wahlrechts fur Auslander, die nicht Unionsbirger sind,
moglich ist, allerdings einer Anderung des Grundgesetzes
bedarf. Die Beschrankung des Wahlrechts auf Deutsche
folgt nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts aus Art. 20 Abs. 2 GG. Dass alle
Staatsgewalt vom Volke ausgeht und dass sie vom Volk in
Wahlen und Abstimmungen ausgedbt wird, ist ein Kerninhalt
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eines demokratischen Staates. Die Bundesrepublik
Deutschland bekennt sich zu diesem demokratischen
Bundesstaat, Art. 20 Abs. 1 GG.

In Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG wird diese verfassungsmalfiiige
Ordnung auch fur die Lander zwingend vorgeschrieben. In
Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG wird festgehalten, dass das Volk in
den Landern, Kreisen und Gemeinden eine Vertretung
haben muss, die aus entsprechenden demokratischen
Wabhlen hervorgegangen ist.

Der Begriff ,Volk® ist fur die Kreise und Gemeinden nach der
Einfuhrung des Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG nicht mehr mit dem
Begriff Volk identisch, der fiur den demokratischen
Bundesstaat in Art. 20 Abs. 2 Satz 1 und 2 GG genannt wird.
Uber Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG wird das Volk, also die
Deutschen, um die Unionsbirger erweitert. Durch diese
Erweiterung, die vom Bundesverfassungsgericht in den oben
zitierten Entscheidungen nicht beanstandet worden ist und
schon in der grundlegenden Entscheidung zum Schleswig-
Holsteinischen Kommunalwahlrecht flr mdglich erachtet
wurde,

(,daraus folgt nicht, dass die derzeit im Bereich der Europaischen
Gemeinschaften ertrterte Einflhrung eines Kommunalwahlrechts fur
Auslander nicht Gegenstand einer nach Art. 79 Abs. 3 GG zulassigen
Verfassungsanderung sein kann“ — BVerfGE 83, 37/59)

zeigt sich zugleich, dass die Wahlberechtigung fur
Auslander, die keine Unionsbirger  sind, bei
Kommunalwahlen durch eine erneute verfassungsandernde
Erweiterung des Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG mdoglich ist. Ohne
eine Verfassungsénderung erscheint allerdings ein neuer
Anlauf fur die Schaffung eines generellen kommunalen
Auslanderwabhlrechts nicht erfolgversprechend. Zwar ist die
seinerzeitige Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
vom 31.10.1990 zum Schleswig-Holsteinischen
Kommunalwahlrecht und die seinerzeitige Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom gleichen Tage zum
Wahlrecht zu den Bezirksversammlungen in Hamburg
durchaus nicht zwingend. Insbesondere hat sich das
Bundesverfassungsgericht in beiden Entscheidungen nicht
mit der Frage auseinandergesetzt, ob es auf Dauer mit der
Wirde des Menschen, Art. 1 GG, vereinbar ist, dass
bestimmte in einer Gemeinde wohnende Birger/innen von
der Mitbestimmung der Gemeindeangelegenheiten vdllig
ausgeschlossen bleiben konnen. Die Birgerinnen/Blrger,
die Eigentum in einer Gemeinde besitzen, Steuern zahlen,
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1.2.

die gemeindliche Einrichtungen nutzen und zugleich férdern,
durfen wohl nicht nur Objekt gemeindlichen Handelns sein,
sondern mussen auch als Subjekt an der Gestaltung des
Gemeindelebens gleichberechtigt mitwirken koénnen. Auch
wenn es Zweifel an den seinerzeitigen Urteilen des
Bundesverfassungsgerichts vom 31.10.1990 gibt, ist die
Verfassungslage deutlich geregelt worden. Durch die
Einfigung des Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG, mit der den
Unionsbirgern das Kommunale Wabhlrecht zugestanden
wurde, hat der Grundgesetzgeber verdeutlicht, dass
wahlberechtigt nur das Deutsche Volk und im Wege einer
Erweiterung das ,Volk® der in Deutschland lebenden
Unionsbdrger ist.

Wenn das Kommunale Wahlrecht fir andere Auslander
eingefuhrt werden soll, kommt man an einer erneuten
Anderung des Art. 28 Abs. 1 GG nicht vorbei.

Religionsunterricht

Das Grundgesetz schreibt in Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG vor,
dass der Religionsunterricht in den offentlichen Schulen mit
Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ein ordentliches
Lehrfach ist. Gleichzeitig verfligt Art. 7 Abs. 3 Satz 2 GG,
dass unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechts der
Religionsunterricht in Ubereinstimmung mit den Grundsétzen
der Religionsgemeinschaften erteilt  wird. Diese
grundgesetzliche Vorschrift gilt uneingeschrankt auch fir
Baden-Wiurttemberg. Daraus ergeben sich Konsequenzen
nicht nur fir den verbreiteten evangelischen und
katholischen Religionsunterricht, sondern auch fur die Frage,
ob und in welcher Form islamischer Religionsunterricht erteilt
werden kann.

Zuerst einmal ist zu fragen, welcher Religionsunterricht
erteilt werden darf. Der Religionsunterricht, der nach Art. 7
Abs. 3 GG als ordentliches Lehrfach erteilt wird, muss sich
selbstverstéandlich im Rahmen der freiheitlich
demokratischen Grundordnung halten. Ein Anspruch von
Sekten oder fundamentalistischen Religionsauslegungen auf
Unterricht in 6ffentlichen Schulen lasst Art. 7 GG nicht zu.

Quelle: Geis in: Friauf/Hofling, Berliner Kommentar zum Grundgesetz,
Berlin, Stand: Dezember 2012, FuB3note 208 zu Art. 7 GG; noch
weitergehender Grdschner in: Dreier, Kommentar zum Grundgesetz, 2.
Auflage, Tubingen, 2004, Rdnr. 93 zu Art. 7 GG, der wohl allgemein
zweifelt, ob der Islam im Religionsunterricht Platz hat und meint, dass die
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Integration der in Deutschland lebenden Muslime auf anderem Wege als
dem des Art. 7 Abs. 3 Satz 2 GG versucht werden musse.

Bei Erfullung der Voraussetzung des Art. 7 Abs. 3 GG ist der
Religionsunterricht eben nicht beschrankt auf herkdbmmliche
oder christliche Religion oder auf die judische Religion,
sondern es muss auch islamischer Religionsunterricht an
den offentlichen Schulen erteilt werden.

Quelle: Robbers in: v.Mangoldt/Klein/Starck, Kommentar zum
Grundgesetz, 5. Auflage, Miinchen 2005, Rdnr. 153 zu Art. 7 Abs. 3 GG

Wenn die Voraussetzungen fir die Erteilung von
Religionsunterricht im Sinne des Art. 7 Abs. 3 GG erfullt
sind, wird der Staat auch nicht darauf ausweichen kdnnen,
nur ein Fach ,Islamkunde® zu erteilen. Zu Recht wird in der
Literatur darauf hingewiesen, dass ein Fach ,Islamkunde® im
Rahmen normalen, also auf3erhalb des Art. 7 Abs. 3 GG
angesiedelten staatlichen Unterrichts schwerlich auf die
Vermittlung von Fakten-Wissen beschrankt werden kénnen
wird. Auch bei Islamkunde werden eben Glaubensinhalte
vermittelt und das ist dann eben nicht staatlicher Unterricht,
sondern Religionsunterricht.

Quelle: Schmitt-Kammler/Thiel in: Sachs, 6. Auflage, Miinchen 2011, zu
Art. 7 Abs. 3 GG

Die Schwierigkeiten bei der Einfihrung eines islamischen
Religionsunterrichts  liegen  bei der Erfullung der
Voraussetzungen des Art. 7 Abs. 3 Satz 2 GG, wonach der
Religionsunterricht in Ubereinstimmung mit den Grundsétzen
der Religionsgemeinschaft erteilt werden soll. Das gestaltet
sich beim islamischen Religionsunterricht deshalb schwierig,
weil die islamische Religion anders organisiert ist als die
christichen Religionen oder die judische Religion.
Abgesehen davon, dass es auch im Islam sehr
unterschiedliche Richtungen gibt, das betrifft nicht nur die
Suiten und die Schiiten, sondern auch die zum Islam zu
rechnenden Aleviten, gibt es noch eine Vielzahl von Schulen
und Bewegungen innerhalb des Islam, sodass bereits die
Frage, wer dies alles vertreten konnte, hochst problematisch
ist. Hinzu kommt, dass der Islam als Religion anders
organisiert ist. Eine Instanz wie die Katholische Kirche oder
die Evangelische Kirche oder die Judische Gemeinde in
einer Stadt kennt der Islam nicht. Deshalb wird in der
verfassungsrechtlichen Literatur gerade auf diese Bedenken
hingewiesen, dass im Grunde eine Instanz fehlen kénnte, die
fur die Erteilung islamischen Religionsunterricht als
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1.3.

Religionsgemeinschaft nach Art. 7 Abs. 3 Satz 2 GG
unerlasslich ist.

Quelle: Robbers in: v.Mangoldt/Klein/Starck, Kommentar zum
Grundgesetz, 5. Auflage, Miinchen 2005, Rdnr. 154 zu Art. 7 Abs. 3 GG;
Geis in: Friauf/Ho6fling, Berliner Kommentar zum Grundgesetz, Berlin,
Stand: Dezember 2012, Ful3note 201 zu Art. 7 GG; Boysen in: v.
Munch/Kunig, Kommentar zum Grundgesetz, 6. Auflage, Minchen 2012,
Rdnr. 85 zu Art. 7 GG

Die tatsachlichen Schwierigkeiten, dass nach dem
Grundgesetz der Religionsunterricht in Ubereinstimmung mit
den Religionsgemeinschaften zu erteilen ist und sich beim
Islam bei der Feststellung, wer als Religionsgemeinschaft
sprechen kann, Schwierigkeiten ergeben, dirften durch die
Entscheidung des  Bundesverwaltungsgerichts  vom
23.02.2005 ausgeraumt sein. Das Bundesverwaltungsgericht
hat in dieser Entscheidung ausgefuihrt, dass zwar religiose
Vereine nicht Religionsgemeinschaften sein kdénnen, dass
aber eine Dachverbandsorganisation Religionsgemeinschaft
im Sinne von Art. 7 Abs. 3 Satz 2 GG sein kann.

Quelle: BVerwG, Urteil vom 23.02.2005 BVerwGE 123, 49/57 und 61

Der Dachverband darf sich dann allerdings nicht darauf
beschranken, ihm angehorende Vereinigungen
organisatorisch zu verwalten. Er muss nach seiner Struktur
und seiner Satzung her auch in religidsen Fragen in
gewisser Weise fur die Vereine sprechen konnen. Das ist
keine abstrakte Frage, sondern kann nur anhand eines
konkreten Dachverbandes und anhand der konkreten
Ausrichtung des Dachverbandes geprift werden. Wenn der
Dachverband die Vorgaben, die das Bundesverwal-
tungsgericht in seinem Urteil vom 23.02.2005 formuliert hat,
einhalt, sind die Voraussetzungen fir eine Erteilung des
Religionsunterrichts in  Ubereinstimmung mit  einer
Religionsgemeinschaft im Sinne von Art. 7 Abs. 3 Satz 2 GG
erfullt.

Staatsangehdrigkeitsrecht

Schon in der Entscheidung zum Schleswig-Holsteinischen
Kommunalwahlrecht vom 31.10.1990 hat das Bundes-
verfassungsgericht darauf verwiesen, dass denjenigen
Auslandern, die sich auf Dauer in der Bundesrepublik
Deutschland niedergelassen haben, der Erwerb der
deutschen Staatsangehdrigkeit erleichtert werden kénnte.
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Quelle: BVerfGE 83, 37/52

Die Einbirgerungsvoraussetzungen von auf Dauer hier
lebenden Auslandern nach dem Staatsangehdrigkeitsgesetz
(StAG), zuletzt geédndert durch Art. 2 des Gesetzes vom
01.06.2012 — BGBI. | S. 1224) sind in den letzten Jahren
zwar  erleichtert worden, indessen enthdlt das
Staatsangehdorigkeitsgesetz nach wie vor eine ganze Reihe
von Restriktionen, die einer Einbirgerung entgegenstehen.
Das gilt fur den Ausschluss der Einburge-rung, wenn ein
Auslander wegen einer rechtswidrigen Tat zu einer Strafe
verurteilt worden ist, 8 8 Abs. 1 StA. Es ist zwar
nachvollziehbar und in der Offentlichen Diskussion
darstellbar, dass man einen Auslander, der straffallig
geworden ist, nicht einblrgert. Gleichwohl andert die
Nichteinbirgerung nichts daran, dass der Betreffende sich
auf Dauer in der Bundesrepublik Deutschland nieder-
gelassen hat und auf Dauer hier bleiben wird. Gleiches gilt
fur die Einschrankung in 8 8 Abs. 1 Nr. 4 StA, wonach ein
einburgerungswilliger Auslander in der Lage sein muss, sich
und seine Angehérigen zu ernahren. Insoweit geht das
Staatsangehorigkeitsgesetz nach wie vor von der Vor-
stellung aus, dass ein Auslander, der nicht in der Lage ist,
sich und seine Angehdrigen zu erndhren, in irgendeiner
Form nach dem Aufenthaltsgesetz zu einem bestimmten
Zeitpunkt gezwungen werden kann, die Bundesrepublik
Deutschland  wieder zu  verlassen.  Schon die
Verwaltungspraxis in allen Bundeslandern zeigt, dass das in
der Regel nicht méglich ist. Die Einschréankung von § 8 Abs.
1 Nr. 4 des StAG ist auch unter Sozialstaatsgesichtspunkten
zweifelhatft.

Eine andere Schwierigkeit ergab sich bisher aus dem
Optionsverfahren des § 29 des StA. Nach § 4 Abs. 3 StA
erwirbt ein im Inland geborenes Kind auslandischer Eltern
unter  bestimmten  Voraussetzungen die  deutsche
Staatsangehorigkeit. Nach § 29 StA musste der betreffende
Deutsche, der wegen seiner auslandischen Eltern auch die
auslandische Staatsangehorigkeit besitzt, sich nach Errei-
chen der Volljahrigkeit zwischen der deutschen
Staatsangehdrigkeit oder der Staatsangehdrigkeit der Eltern
entscheiden. Dieses sogenannte Optionsrecht, war eher
integrationshemmend  als  integrationsfordernd.  Das
Regierungsprogramm der Grol3en Koalition sieht nun die
Abschaffung der Optionspflicht vor.
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1.4.

Integrationsférderung durch den Bund

Das Aufenthaltsgesetz der Bundesrepublik Deutschland hat
den amtlichen Titel ,Gesetz uUber den Aufenthalt, die
Erwerbstatigkeit und die Integration von Ausléandern im
Bundesgebiet”. Es enthalt aber zur Integration nur wenige
Aussagen.

Die Integration von rechtmaRig auf Dauer im Bundesgebiet
lebenden Auslandern in das wirtschaftliche, kulturelle und
gesellschaftliche Leben in der Bundesrepublik Deutschland
wird geférdert und gefordert, so heildt es in § 43 Abs. 1 des
Aufenthaltsgesetzes (AufenthG).

Ein zentraler Punkt der Forderung sind die im Gesetz
vorgesehenen Integrationskurse, mit denen Auslander die
Sprache, die Rechtsordnung, die Kultur und die Geschichte
der Bundesrepublik Deutschland erfolgreich vermittelt
werden sollen, 8 43 Abs. 2 Satz 1 und 2 AufenthG.

Neben dem Integrationskurs sieht das Aufenthaltsgesetz in
8§45 Satz 1 weitere erganzende sozialpadagogische und
migrationsspezifische Beratungsangebote vor, die von der
Verwaltung zu entwickeln sind und im Gesetz nicht naher
beschrieben werden.

Hierzu entwickelt das Bundesministerium des Inneren oder
die von ihm bestimmte Stelle ein bundesweites
Integrationsprogramm, in dem insbesondere die beste-
henden Integrationsangebote von Bund, Landern,
Kommunen, privaten Tragern fir Auslander und
Spataussiedler  festgestellt und  Empfehlungen  zur
Weiterentwicklung der Integrationsangebote vorgelegt
werden, 8 45 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes.

Mit  Ausnahme der Integrationskurse, die im
Aufenthaltsgesetz vorgeschrieben werden und durch die
Verordnung Uber die Durchfihrung von Integrationskursen
fur Auslander und Spataussiedler vom 13.12.2004 (BGBI. |
S. 3340) n&her geregelt werden, enthalt das
Aufenthaltsgesetz in 8§ 43 Abs. 1 und in § 45, wonach ein
Integrationsprogramm Zu entwickeln ist, nur
programmatische Regelung. Eine Richtung wird angegeben,
namlich die bessere Integration, die weiteren Schritte dazu
werden aber auf3erhalb der Gesetzgebung durch von der
Exekutive oder von ihr im Zusammenwirken mit Betroffenen
und Verbanden zu entwickelnde Programme entschieden.
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Bundesbeauftragte fur Migration, Fluchtlinge und
Integration

Das Aufenthaltsgesetz schreibt ausdricklich vor, dass die
Bundesregierung eine Beauftragte oder einen Beauftragten
fur Migration, Flichtlinge und Integration bestellt, 8§ 92 Abs. 1
AufenthG. Die Bestellung erfolgt fur die Dauer der
Legislaturperiode des Bundestages, 8§ 92 Abs. 4 AufenthG.
Die notwendige Personal- und Sachausstattung ist zur
Verfugung zu stellen und im Haushaltsplan auszuweisen, §
92 Abs. 3 AufenthG.

Die Aufgaben des/der Beauftragten fur Migration, Flichtlinge
und Integration sind in 8 93 AufenthG umschrieben.
Insbesondere hat sie/er die Integration der Migranten zu
fordern und der Bundesregierung bei der Weiterentwicklung
ihrer Integrationspolitik Anregungen zu geben, § 93 Nr. 1
AufenthG. 8§ 93 AufenthG enthélt einen Katalog von
Aufgaben, der vom spannungsfreien Zusammenleben, 8§ 93
Nr. 2 AufenthG, Uber die Beachtung der Gleichbehandlung
von Auslandern, 8 93 Nr. 3 AufenthG, Uber die Information
zur Einblirgerung, 8§ 93 Nr. 5 AufenthG, Uber die Férderung
von Initiativen zur Integration der dauerhaft im Bundesgebiet
ansassigen Migranten, 8 93 Nr. 7 AufenthG, bis zur
Offentlichkeitsarbeit, § 93 Nr. 10 AufenthG, geht. Ahnlich wie
die Integrationsbeauftragte in den L&ndern ist auch der
Beauftragte auf Bundesebene bei Rechtsetzungsvorhaben
der Bundesregierung oder einzelner Bundesministerien zu
beteiligen, § 94 Abs. 1 Satz 1 AufenthG. Die Beauftragte/der
Beauftragte kann eigene Vorschlage machen und
Stellungnahmen abgeben, § 94 Abs. 1 Satz 2 AufenthG.
Sie/er kann auch Stellungnahmen von 6ffentlichen Stellen
des Bundes anfordern, wenn sie/er Anhaltspunkte dafir hat,
dass Auslander zu Unrecht ungleich behandelt werden oder
ihre gesetzlichen Rechte nicht gewahrt werden. Hierzu sind
die offentlichen Stellen verpflichtet, Auskunft zu geben und
Fragen zu beantworten, 8 94 Abs. 3 AufenthG. Schlief3lich
gehort zu den Aufgaben der/des Beauftragten, dem
Deutschen Bundestag mindestens alle zwei Jahre einen
Bericht Uber die Lage der Auslander in Deutschland zu
erstellen, 8 94 Abs. 2 AufenthG.

Auch wenn der Beauftragte/die Beauftragte in erster Linie fur
den Bereich des Bundes Zustandigkeiten erhalten hat,
beziehen sich ihre /seine Aufgaben auch auf die Lander und
die kommunalen Gebietskorperschaften. Soweit sie/er
Ungleichbehandlungen entgegenwirken soll, Uber
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Moglichkeiten ~ der  Einblrgerung  informieren  soll,
Fremdenfeindlichkeit entgegenwirken soll, insbesondere
aber auch Initiativen zur Integration der dauerhaft im
Bundesgebiet ansassigen Migranten, auch bei den Landern
und kommunalen Gebietskorperschaften sowie bei den
gesellschaftlichen Gruppen anregen und unterstiitzen soll,
wirkt sie/er unmittelbar in die Lander und die kommunalen
Gebietskorperschaften ein. lhre/seine Aufgaben erfordern
eine Zusammenarbeit mit den L&ndern. Fur die Lander und
fur die kommunalen Gebietskdrperschaften ist sie/er damit
eine zusatzliche Institution, die bei den Integrations-
anstrengungen der L&nder und der kommunalen Gebiets-
korperschaften beteiligt werden kann.

Fur die speziellen Belange der Aussiedler und der nationalen

Minderheiten hat die Bundesregierung am 8. Januar 2014
einen Beauftragten benannt.
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Rahmenbedingungen durch Europaisches Recht
Wahlrecht bei Kommunalwahlen

Gemald Art. 22 Abs. 1 Satz 1 des Vertrages Uuber die
Arbeitsweise der europdischen Union (AEUV) hat jede
Unionsbirgerin/jeder Unionsbirger das Wabhlrecht in dem
Mitgliedsstaat, in dem er seinen Wohnsitz hat.

Art. 22 Abs. 1 Satz 1 AEUV lautet:

,~Jeder Unionsburger mit Wohnsitz in einem Mitgliedsstaat,
dessen Staatsangehdrigkeit er nicht besitzt, hat in dem
Mitgliedsstaat, in dem er seinen Wohnsitz hat, das aktive
und passive Wahlrecht bei Kommunalwahlen, wobei fur ihn
dieselben Bedingungen gelten wie fir die Angehérigen des
betreffenden Mitgliedsstaates.

Dieses Recht auf Kommunalwahlen wird noch einmal
bestéatigt durch Art. 40 der Charta der Grundrechte der
europaischen Union vom 12.12.2007.

Quelle: Textausgabe Europarecht im Deutschen Taschenbuchverlag, 24.
Auflage, Minchen 2011

Die europarechtlich geforderte Zulassigkeit des aktiven und
passiven Kommunalwahlrechts fir Unionsburger ist von der
Bundesrepublik Deutschland durch das Gesetz zur
Anderung des Grundgesetzes vom 21.12.1992 in Art. 28
Abs. 1 Satz 3 GG ubernommen worden.

Mit dem passiven und aktiven Kommunalwahlrecht ist fir
einen erheblichen Teil der Auslander in der Bundesrepublik
Deutschland eine ganz wichtige Partizipationsmdglichkeit
geschaffen worden. Zwar kénnen die Auslander nicht an
den Wahlen zum jeweiligen Landtag eines Landes
teilnehmen, auch nicht bei den Wahlen zum Bundestag, aber
sie kénnen in ihrer Gemeinde an den Kommunalwahlen
teilnehmen. Nach dem neuen Zensus 2011 besitzen von
2.627.370 Menschen mit Migrationshintergrund in Baden-
Warttemberg allein  1.529.300 die deutsche Staats-
angehorigkeit und konnen damit ( wenn sie das
entsprechende Alter haben ) uneingeschrankt politisch
partizipieren . Berlicksichtigt man jetzt noch diejenigen, die
als EU Birger an den Kommunalwahlen teilnehmen
kénnen., verbleibt nur noch ein Teil, der Uberhaupt keine

-117 -



2.2.

politische Partizipation durch Teilnahme an Wahlen hat. In
Baden-Wiurttemberg sind dies nur noch rund 630.000
Auslander, die nicht EU-BUrger sind.

Die Moglichkeit der Teilnahme an den Kommunalwahlen, die
durch die europaischen Vertrage von 1992 ermoglicht
wurde, hat auch Auswirkungen auf die Auslanderbeiréte. So
fuhrt Sabine Drewes in einem Artikel ,Politische Partizipation
von Migranten/innen in der Kommune“ aus, dass die
Wahlbeteiligung bei Wahlen zu den Auslanderbeiraten, die in
einigen Bundeslandern in Urwahl gewahlt werden,
zurickgegangen ist. Sie fuhrt als Beispiel Rheinland-Pfalz
an, wo es 1994 noch eine Wahlbeteiligung von 23,5 % gab
und 1999 nur noch eine von 10 % der zur Wahl berechtigten
Auslénder und Auslanderinnen. Sie fuhrt ebenfalls
Nordrhein-Westfalen an, wo 1999 eine Wabhlbeteiligung von
13,89 % und 2004 eine solche von 12,28 % vorhanden war.
Sabine Drewes fuhrt das auch darauf zuriick, dass die
Unionsbirger an der Wahl zu Auslanderbeiraten kein so
gesteigertes Interesse mehr haben, wenn sie sich
unmittelbar an den Wahlen zur Gemeindevertretung
beteiligen konnen.

Quelle: Sabine Drewes, Politische Partizipation von Migranten/innen in
der Kommune, Kommunalpolitische Infothek, Heinrich B&ll-Stiftung,
2005.

Rechtsstellung von langfristig aufenthaltsberechtigten
Auslandern aus Nicht-EU Mitgliedsstaaten

Die Européaische Union nimmt aus dem allgemeinen
Diskriminierungsverbot des Art. 10 AEUV auch in Anspruch,
Regelungen fiur Drittstaatenangehorige, die nicht aus EU-
Landern stammen, zu treffen. So ist mit der Richtlinie
2003/109/EG des Rates vom 25.11.2003 betreffend die
Rechtsstellung der langfristig  aufenthaltsberechtigten
Drittstaatsangehotrigen  vorgeschrieben  worden, das
langfristig Aufenthaltsberechtigte Zugang zur Erwerbs-
tatigkeit, zur allgemeinen und beruflichen Bildung, zu
Sozialleistungen und Sozialhilfe, zur Vereinsfreiheit und zum
freien Zugang zum gesamten Hoheitsgebiet des
betreffenden EU-Landes haben missen. Gleichzeitig ist
durch die Richtlinie den Mitgliedsstaaten freigestellt, von
Angehorigen von Nicht-EU-Landern zu verlangen, dass sie
die Integrationsanforderungen gemafR dem nationalen Recht
(ausreichende Kenntnis der im betreffenden EU-Land
gesprochenen Sprache) erfillen.

-118 -



Diese Richtlinie und andere Richtlinien der EU sind im
Gesetz Uber den Aufenthalt, die Erwerbstétigkeit und die
Integration von Auslandern im Bundesgebiet (AufenthG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25.02.2008 (BGBI. |
S. 162) umgesetzt worden, sodass die Richtlinie keine
eigenen Wirkungen mehr neben den gesetzlichen
Regelungen des Aufenthaltsgesetzes bewirken durfte.

Die Kommission hat weitere Vorschlage zur besseren
Integration von Staatsangehorigen aus Nicht-EU-Landern in
ihrer Mitteilung vom 11.09.2005 ,Eine gemeinsame Integra-
tionsagenda — einen Rahmen fur die Integration von
Drittstaatsangehoérigen  in die  europaische  Union”
unterbreitet. Die Kommission verweist darauf, dass
Grundkenntnisse der Sprache, der Geschichte und
Institution der Aufnahmegesellschaft eine notwendige
Voraussetzung fur die Eingliederung sind. Ebenso verweist
die Kommission darauf, dass Anstrengungen im
Bildungswesen wesentlich fur die Integration sind.

Zur Partizipation auf3ert sich die Mitteilung der Kommission
nur indirekt. Sie schlagt nationale Programme zur
Vorbereitung auf die Staatsbirgerschaft und die Ein-
birgerung vor und fordert allgemein, die Beteiligung der
Einwanderer auch am politischen Leben der Aufnahme-
gesellschaft zu starken.

Quelle: Mitteilung: KOM (2005) 389 — nicht im Amtsblatt veroffentlicht

Ebenso wird in einem Arbeitsdokument der Dienststellen der
Kommission vom 08.10.2008 ,Starkung der Malnahmen
und Instrumente zur Bewadltigung der Integrations-
herausforderung: Bericht an die Ministerkonferenz zur
Integration 2008“ bemangelt, dass die Beteiligungsstrategien
der Mitgliedsstaaten zu den Formen von Teilhabe und
Staatsburgerschaft unzureichend sind. Die Dienststellen der
Kommission verweisen darauf, dass die Unterstitzung der
Einwanderer bei der Wahrnehmung ihrer staatsbirgerlichen
Rechte und Verantwortlichkeiten eine engere Bindung an die
Aufnahmegesellschaften schaffen kann. Deshalb ,muss ihre
Beteiligung am demokratischen Prozess unterstutzt werden®.

Quelle: SEK (2008) 2626 — nicht im Amtsblatt veroffentlicht.
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Ahnlich wird im Stockholmer Programm unter der Ziffer
6.1.5. betont, dass das Ziel einer Integration die Gewéahrung
vergleichbarer Rechte sei. Verantwortlichkeiten und
Chancen fur alle seien das Kernstick der europaischen
Zusammenarbeit im Bereich der Integration, wobei die
Notwendigkeit eines Gleichgewichts zwischen Rechten und
Pflichten der Zuwanderer zu beachten sei.

Quelle: Das Stockholmer Programm — ein offenes und sicheres Europa
im Dienste und zum Schutz der Burger, Amtsblatt C 155 v. 04.05.2010.

Ein besonderes Integrationsthema in Europa ist in den
letzten Jahren die Integration der Roma. Unter den
schutzbedurftigen Gruppen im Stockholmer Programm
werden die Roma besonders genannt.

,Die Union und die Mitgliedsstaaten muissen sich mit
vereinten Kraften fir eine vollstdndige Eingliederung von
schutzbedurftigen Bevolkerungsgruppen und speziell der
Roma in die Gesellschaft einsetzen, indem sie ihre
Einbindung in das Schulsystem und den Arbeitsmarkt
fordern und etwaige gegen sie gerichtete Gewaltakte
unterbinden®, Ziffer 2.3.3. des Stockholmer Programms.

Ebenso hat die Kommission in einer Mitteilung vom
07.04.2010 besondere Anstrengungen zur sozialen und
wirtschaftlichen Integration der Roma gefordert.

Quelle: Mitteilung vom 07.04.2010 — KOM (2010) 133 — nicht im
Amtsblatt veroffentlicht; Mitteilung vom 05.04.2011 KOM (2011) 173 —
nicht im Amtsblatt veréffentlicht.

Die Richtlinie der Kommission zur Rechtsstellung von
Drittstaatsangehdrigen, ebenso wie andere Richtlinien der
Kommission zum Umgang mit Asylbewerbern sind in das
nationale  Recht der Bundesrepublik  Deutschland
eingearbeitet worden, sodass eine vertiefende Darstellung
nicht erforderlich ist. Primar geht es um Fragen der
Freizugigkeit, der freien Arbeitsplatzwahl, des Nachzugs von
Familienangehorigen und der Mdéglichkeit staatliche Hilfen in
Anspruch zu nehmen.

Die Charta der Grundrechte der Europaischen Union vom
12.12.2007 hat nach ihrem Art. 51 fir die Rechtsstellung von
langfristig aufenthaltsberechtigten Auslandern aus Nicht-EU-
Staaten nur einen begrenzten Anwendungsbereich, weil sie
fur die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der
Union unter Wahrung des Subsidiaritatsprinzips und fir die
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Mitgliedsstaaten ausschlieRlich bei der Durchfihrung des
Rechts der Union (Art. 51 Abs. 1 Satz 1 der Charta der
Grundrechte der Europaischen Union) gilt. Art. 51 Abs. 2
betont ausdriicklich, dass die Charta den Geltungsbereich
des Unionsrechts nicht Uber die Zustandigkeit der Union
hinaus ausdehnt und weder neue Zustandigkeiten noch
neue Aufgaben fur die Union begrindet. Insofern ist nicht
erkennbar, dass es einzelne Regelungsfelder geben kann,
die unmittelbar Uber die Charta der Grundrechte der
Europaischen Union in das nationale Recht der
Bundesrepublik Deutschland und dementsprechend auch
nicht in das Verfassungsrecht und sonstige Recht der
Lander der Bundesrepublik Deutschland eingreifen.

Es ist aber sicher zu erwarten, dass die Kommission der
Européischen Union bemiht sein wird, aus dem Vertrag
Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union weitere
Handlungsfelder herauszufiltern, die dann in Richtlinien der
Kommission mit unmittelbarer oder mittelbarer Wirkung fur
die Mitgliedsstaaten der Europaischen Union und damit auch
fur die Lander der Bundesrepublik Deutschland in einzelnen
Bereichen gelten werden. Hierzu gibt es insbesondere
Bestrebungen zu einer europaweit geltenden Regelung zur
Einwanderung und zur Bekampfung der illegalen
Einwanderung (vgl. Ziffer 6.1.6. des Stockholmer
Programms).

Abkommen zur Grindung einer Assoziation zwischen
Europdaischer Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik
Turkei

Auch aus dem Assoziierungsabkommen EWG und Turkei
von 1963 ergeben sich fur Partizipation und Integration keine
zusatzlichen rechtlichen Bindungen der Bundesrepublik
Deutschland bzw. der Lander der Bundesrepublik
Deutschland. Das Assoziierungsabkommen ist
weiterentwickelt worden durch den Beschluss Nr. 1/80 des
Assoziationsrates EWG/Turkei Uber die Entwicklung der
Assoziation vom 19.12.1980. Die Weiterentwicklungen
betreffen insbesondere die Rechte der Arbeitnehmer bei
ihrer Beschaftigung und ihrer Freizlgigkeit und die Rechte
von Familienangehdorigen (Art. 6 bis 14 ARB 1/80).

Quelle: Amtsblatt Nr. 217 vom 29.12.1964, S. 3687 bis 3688
zitiert nach: www.aufenthaltstitel.de/arb180.html
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Im Ergebnis ergeben sich fir ein Partizipations- und
Integrationsgesetz, so wie es Berlin und Nordrhein-
Westfalen vorgelegt haben, aus dem européaischen Recht
keine zwingenden Vorgaben, insbesondere keine Vorgaben,
Uber welche Gremien eine Partizipation und Integration von
Menschen mit Migrationshintergrund besser geférdert
werden konnen. Aber natirlich diskutieren auch die
europaischen Gremien, insbesondere die Kommission, der
Rat, aber auch das Europaparlament, Uber bessere
Integration, wie bspw. die oben angefiihrte Mitteilung der
Kommission Uber die bessere Integration der Roma zeigt.
Unmittelbare Rechtsfolgen fur die Bundeslander ergeben
sich daraus nicht.
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3.1.1.

Vorgaben der Verfassung des Landes Baden-
Wirttemberg

Die christliche Uberlieferung als Verfassungsgrundlage

Die Verfassung des Landes Baden-Wdurttemberg vom 11.
November 1953 (GBIl. S.173 mit spateren Anderungen)
enthalt in ihrem ersten Hauptteil "Vom Menschen und seinen
Ordnungen” unter I. Mensch und Staat, unter Il. Religion und
Religionsgemeinschaften und unter Ill. Erziehung und
Unterricht starke Beziige zur christlichen Uberlieferung.

Die Erfillung des christlichen Sittengesetzes

Gemald Art.1 Absatz 1 der Verfassung ist der Mensch
berufen, in der ihn umgebenden Gemeinschaft seine Gaben
in Freiheit und in der Erfillung des christlichen
Sittengesetzes zu seinem und der anderen Wohl zu
entfalten. Diese Vorschrift beinhaltet keine Festlegung auf
einen “christlichen Staat". Das "christliche Sittengesetz" ist
keine Schranke, dass Beziige zu anderen Religionen keinen
Raum in Baden-Wirttemberg haben durfen. Die Vorschrift ist
mit Artikel 4 Absatz 1 der Verfassung zu lesen: Nicht nur die
Kirchen, sondern auch die anerkannten Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften entfalten sich in der
Erflllung ihrer religiosen Aufgaben "frei von staatlichen
Eingriffen". Die Bezugnahme auf das "christliche Sitten-
gesetz" ist eine Bezugnahme auf die Deutschland und
Baden-Wiurttemberg préagenden Wertvorstellungen, die im
Dritten Reich missachtet wurden.

Quelle: Hollerbach in: Feuchte, Verfassung des Landes Baden-
Wirttemberg, Stuttgart 1982, RdNr. 3 zu Art.1; Braun, Kommentar zur
Verfassung des Landes Baden-Wuirttemberg, Stuttgart/Minchen/
Hannover, 1984, RdNr. 5 zu Art. 1: ,Der Begriff ,christliches Sittengesetz’
bedarf der einschréankenden Auslegung.”

Die Bezugnahme auf das christliche Sittengesetz hat keinen
eigentlichen Regelungscharakter. Im Grunde gehdrt der
Text, worauf ein Vertreter der FDP/DVP in den Verfassungs-
beratungen hingewiesen hat, eher in die Praambel der
Verfassung.

Quelle: Feuchte, Quellen zur Entstehung der Verfassung von Baden-
Wirttemberg, Bd. 6, S. 541, Stuttgart, 1991
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Die Wahrung der christlichen Uberlieferung bei der
staatlichen Anerkennung von Feiertagen

Gemald Art.3 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung werden die
staatlich anerkannten Feiertage durch Gesetz bestimmt.
Nach Satz 3 der Vorschrift ist hierbei die "christliche
Uberlieferung” zu wahren. Der Gesetzgeber muss bei der
staatlichen Anerkennung von Feiertagen also das christliche
Herkommen beachten. Das bedeutet in erster Linie, dass
traditionell ~ christliche Feiertage bei der staatlichen
Anerkennung von Feiertagen einen besonderen Schutz
genie3en. Das schlie3t aber die Anerkennung anderer
Feiertage, die nicht aus “christlicher Uberlieferung"
stammen, nicht aus. So setzt das Gesetz uber Sonntage und
Feiertage in der Fassung vom 8. Mai 1995 (GBI. S. 450) als
gesetzlichen Feiertag neben dem ersten Mai, der
ausdricklich schon durch Art.3 Absatz 2 Satz 1 der
Verfassung geschutzt wird, den Neujahrstag fest, 8 1 des
Gesetzes Uber Sonntage und Feiertage

Quelle: Hollerbach in: Feuchte, Verfassung von Baden-Wiurttemberg,
a.a.0., RdNr. 21 zu Art. 3, betrachtet, der Neujahr als "zugleich
weltlichen wie religiosen Feiertag".

Der Gesetzgeber des Landes Baden-Wurttemberg ware frei,
noch weitere gesetzliche Feiertage festzulegen, auch
Feiertage anderer Religionsgemeinschaften als der
christlichen Kirchen. Andererseits bindet die Verfassungs-
bestimmung dahingehend, dass unter der Zahl der
gesetzlichen Feiertage die religibsen "dominieren” missen.

Quelle: Hollerbach in: Feuchte, Verfassung von Baden-Wirttemberg,
a.a.0., RdNr.17 zu Art. 3; im Ergebnis a@hnlich Braun, Kommentar zur
Verfassung des Landes Baden-Wdirttemberg, RdNr. 11 zu Art. 3:
»--.bericksichtigt die Norm lediglich die faktische Bedeutung der
Sonntage und der christlichen Uberlieferung beim (iberwiegenden Teil
der Bevdlkerung...”.

Das Gesetz Uber Sonntage und Feiertage kennt neben den
gesetzlichen Feiertagen auch noch die kirchlichen Feiertage
Grundonnerstag, Reformationstag und Bul3- und Bettag. Der
Begriff "Kirche" umfasst schon im Wirttembergischen
Gesetz uber die Kirchen vom 3. Méarz 1924 nicht nur die
evangelische und die katholische Kirche, sondern auch die
israelitische Religionsgemeinschatft.

Quelle: zitiert nach Dirig, Gesetze des Landes Baden-Wirttemberg,
Stand: 15. Februar 2013
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Die "Wahrung der christlichen Uberlieferung" in Art. 3 Absatz
1 Satz 3 der Verfassung Uberlasst es dem Gesetzgeber,
auch die Feiertage der israelitischen Religionsgemeinschaft
oder anderer Religionsgemeinschaften zu schitzen.

Dementsprechend hat der Gesetzgeber des Landes Baden-
Wirttemberg mit dem Zustimmungsgesetz vom 16. Marz
2010 zu dem Vertrag des Landes Baden-Wiurttemberg mit
der Israelitischen Religionsgemeinschaft Baden und der
israelitischen  Religionsgemeinschaft Wdurttemberg aus-
dricklich die judischen Feiertage anerkannt und die
Regelungen des Feiertagsgesetzes Uber die kirchlichen
Feiertage "entsprechend"” fur geltend erklart.

Quelle: Art.2 Abs.1 des Vertrages, GBI. 2010 S. 301.

In der Schulbesuchsverordnung vom 21. Marz 1982 werden
die Schiler der judischen Religionsgemeinschaft an
Samstagen und an ihren Feiertagen vom Schulbesuch
beurlaubt (8 4 Abs.2 Nr.2 Schulbesuchsverordnung in
Verbindung mit Ziffer IV. und V. der Anlage). Schiler der
islamischen Religion werden am Tag des Fastenbrechens
sowie am Opferfest fur einen Tag beurlaubt (§ 4 Abs.2 Nr.2
Schulbesuchsverordnung in Verbindung mit Ziffer VI. der
Anlage). Die Schulbesuchsverordnung beurlaubt dartber
hinaus Schuler der Religionsgemeinschaft Zeugen Jehovas
(ziffer 1l. der Anlage), der Freireligiossen Gemeinde (Ziffer .
der Anlage), der Siebenten-Tags-Adventisten (Ziffer IV. der
Anlage), der Baha'i (ziffer VII. der Anlage) und der
griechisch-orthodoxen Religionsgemeinschatft (Ziffer VIII. der
Anlage).

Quelle: Schulbesuchsverordnung vom 21. Marz 1982 mit spateren
Anderungen.

Die  Schulbesuchsverordnung unterscheidet zwischen
"kirchlichen" Veranstaltungen (Ziffer 1. der Anlage) und
"Gedenktagen oder Veranstaltungen" von Religions- oder
Weltanschauungsgemeinschaften” (Ziffer 1l. bis VIII. der
Anlage). Inhaltlich werden die letzteren (dazu gehtren auch
die Zeugen Jehovas, die Siebenten-Tags-Adventisten, die
griechisch-orthodoxen Christen) gleichgestellt. Auch ihre
Schilerinnen und Schiler werden beurlaubt.

Wahrend aber die Feiertage der evangelischen und
katholischen Kirche als "kirchliche" Feiertage durch das
Gesetz geschutzt werden, werden die Feiertage der anderen
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften nur durch
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die Schulbesuchsverordnung und nur fir Schilerinnen und
Schiler geschutzt. Die judischen Feiertage wiederum
werden durch die “"entsprechende Geltung" des
Feiertagsgesetzes wie die kirchlichen Feiertage geschutzt,
also mit dem Recht der Beschaftigten aus 8 4 Abs.2
Feiertagsgesetz, der Arbeit fernzubleiben, soweit nicht
betriebliche Notwendigkeiten entgegenstehen.

Die unterschiedliche Handhabung dirfte mit Art. 7 Abs. 4
GG ("die ungestorte Religionsaustubung wird gewahrleistet")
und mit Art. 4 Abs. 1 Verfassung des Landes Baden-
Wirttemberg ("Kirchen" und "Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften” werden nebeneinander, also
gleichberechtigt aufgefiihrt) nicht zu vereinbaren sein.
Ubergangsweise wird man im Sinne einer verfassungskon-
formen Auslegung des Feiertagsgesetzes den Schutz des
84 Abs.2 Feiertagsgesetz, den die Beschaftigten
evangelischen und katholischen Glaubens durch Freistellung
von der Arbeit zum Besuch des Gottesdienstes haben, auch
auf andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften
anzuwenden haben.

Auf die in Art.4 Abs.1 Verfassung des Landes Baden-
Wirttemberg aufgefiihrte "Anerkennung" von Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften kommt es dabei nicht an.
Art. 140 GG mit Art.137 der Weimarer Reichsverfassung
kennt keine "Anerkennung" von "Religionsgesellschaften”
mehr. Bei der Formulierung von Art. 4 Abs.1 Verfassung des
Landes Baden-Wdurttemberg wurde dieses Ubersehen und
eine Uberholte Terminologie "fortgeschleppt”

Quelle: Hollerbach in: Feuchte, Verfassung des Landes Baden-
Wirttemberg, RANr. 22 und 23 zu Art. 4 ("diesen Artikel so zu lesen, als
ware 'anerkannt' nicht geschrieben").

Erziehung im Geiste der christlichen Nachstenliebe

Gemald Art. 12 Absatz 1 der Verfassung ist die Jugend im
"Geiste der christlichen Nachstenliebe" zu erziehen. Diese
Vorschrift schliel3t andere Religionsgemeinschaften als die
christlichen Kirchen nicht aus. Art. 12 Abs. 2 der Verfassung
nennt allgemein die Religionsgemeinschaften, also auch die
nichtchristlichen Religionsgemeinschaften als verantwort-
liche Trager der Erziehung.

Quelle: Braun, Kommentar zur Verfassung des Landes Baden-
Wirttemberg, RdNr. 16 zu Art. 12 : ,Die Bejahung des Christlichen ist
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einschréankend auszulegen, sie bezieht sich auf seinen pragenden Kultur-
und Bildungswert, nicht auf die christliche Glaubenswahrheit oder ein
entsprechendes Bekenntnis.”

Die Verfassung des Landes Baden-Wurttemberg geht fur die
offentlichen Schulen von christlichen Gemeinschaftsschulen
aus, Art. 15 und 16 der Verfassung. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat in seinem Beschluss vom 17. Dezember
1975 die Vereinbarkeit dieser Gemeinschaftsschule mit der
Religionsfreiheit nur in verfassungskonformer Auslegung der
Regelungen bejaht. Es hat ausgefihrt:

"Die Bejahung des Christentums bezieht sich in erster Linie auf die
Anerkennung des pragenden Kultur- und Bildungsfaktors, nicht auf die
Glaubenswahrheit ... Das kann unter Umstdnden bei einer
entsprechenden Konstellation dazu flhren, dass Unterricht im Geiste des
Uberwiegend vertretenen Bekenntnisses erteilt wird. Jedoch wird dem
durch das Gebot der Rucksichtnahme auf die Empfindungen
Andersdenkender und zur Versachlichung des Unterrichts im Vortrag
der weltanschaulich-religiosen Auffassungen eine rechtliche Grenze
gezogen, bei deren Innehaltung auch nichtchristliche Minderheiten nicht
in eine Isolierung gedrangt werden."

Quelle: BVerfGE 41, 29 (64)

In der Entscheidung zum sogenannten "Kopftuchstreit" ist
das Bundesverfassungsgericht noch einen Schritt weiter
gegangen:

"Der mit zunehmender Pluralitat verbundene gesellschaftliche Wandel
kann fur den Gesetzgeber Anlass zu einer Neubestimmung des
zulassigen Ausmales religitéser Bezlige in der Schule sein."

Quelle: BVerfG Beschluss vom 24.9.2003 - 2 BvR 1436/02 Leitsatz 2,
Juris

Ist also die "christliche Gemeinschaftsschule" bei grund-
gesetzkonformer Auslegung zur religibsen Toleranz
verpflichtet,

Quelle: Feuchte, Verfassung des Landes Baden-Wurttemberg, RdNr. 5
zu Art. 16: "Auch fir die christliche Gemeinschaftsschule gilt der
Grundsatz des Art. 17 Abs. 1, wonach in allen Schulen der Geist der
Duldsamkeit und der sozialen Ethik walten"

ergibt sich aus der Festlegung der christlichen
Gemeinschaftsschule in der Verfassung des Landes Baden-
Warttemberg keine Grenze fur die Zulassung anderer,
nichtchristlicher ~ Konfessionsschulen.  Schulen anderer
nichtchristlicher Trager sind nicht ausgeschlossen. Ein
besonders pragnantes Beispiel ist die Eréffnung der ersten
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allgemeinen judischen Schule in Stuttgart, die mit finanzieller
Hilfe der Landesregierung im Jahre 2008 ertffnet wurde.

Quelle: Presserklarung der israelitischen Religionsgemeinschaft
Wirttemberg vom 19. Juni 2008, www.alemannia-judaica.de

Kommunales Wahlrecht fur EU-BlUrgerinnen und -Burger

Art. 25 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung bindet die
Staatsgewalt an das "Volk": "Die Staatsgewalt geht vom Volk
aus." Sie wird vom Volke in Wahlen ausgelbt. Wahl- und
stimmberechtigt sind "Deutsche”, Art. 26 Absatz 1 der
Verfassung. Insofern bewegt sich Art. 26 Absatz 1 der
Verfassung im Rahmen des demokratischen Bundesstaats,
Art. 20 Absatze 1 und 2 GG, der zwingend auch fir die
verfassungsmaRige Ordnung in den Landern gilt, Art.28
Absatz 1 Satz 1 GG. Die Verfassung des Landes Baden-
Wirttemberg koénnte auch nichts anderes festlegen. Eine
Landerverfassung kann nicht von Art. 28 Absatz 1 Satz 1
GG in Verbindung mit Art. 20 Absatze 1 und 2 GG
abweichen.

Etwas anderes gilt fur die Wahlen in Kreisen und
Gemeinden. Art. 28 Absatz 1 Satz 3 GG hat fur Personen,
die die Staatsangehoérigkeit eines Mitgliedstaates der
Europaischen Gemeinschaft besitzen, das Wahlrecht
eroffnet. Art. 72 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung des Landes
Baden-Wiurttemberg in der Neufassung des Gesetzes vom
15.2.1995 (GBI. S. 269) vollzieht diese europarechtliche und
bundesverfassungs-rechtliche Vorgabe nach. Soweit Baden-
Wirttemberg fur Unionsbirger schon 1995 die Wahlbarkeit
zum Amt des Burger- oder Oberbirgermeisters zugelassen
hat, hat das Bundesverfassungsgericht eine
Verfassungsbeschwerde, die vorbrachte, in anderen
Bundeslandern und  anderen  Mitgliedstaaten  der
Européischen Union sei dies ausgeschlossen, nicht zur
Entscheidung angenommen und einen mdglichen Verstol3
gegen Art.3 Absatz 1 GG verneint.

Quelle: BVerfG, Beschluss vom 8.1.1997 - 2 BvVR 2862/95 - NJW 1998,
S.52
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Gutachtliche Prifung fur Baden-Wirttemberg

Es ist zu fragen, inwieweit in einem Partizipations- und
Integrationsgesetz, das sich die Koalition in Baden-
Wirttemberg vorgenommen hat, Regelungen enthalten sein
sollten bzw. enthalten sein kdnnen. Anhand der Regelungen
in Berlin und in Nordrhein-Westfalen, erganzend anhand der
Regelungen, die aulRerhalb eines derartigen Gesetzes in den
anderen Bundeslandern getroffen worden sind, ist zu prifen,
was in Baden-Wirttemberg sinnvoll sein kdnnte. Hierbei ist
das Gutachten auf die Prifung mdglicher Vorschlage
beschrankt. Letztlich ist die Entscheidung, was in ein solches
Gesetz, wenn es in Angriff genommen wird, aufgenommen
werden kann, eine rein politische Entscheidung. Es gibt
weder einen europarechtlichen noch einen bundes-
verfassungsrechtlichen noch einen bundesrechtlichen noch
einen landesverfassungsrechtlichen Zwang, Uberhaupt ein
derartiges Gesetz zu erlassen. Es gibt lediglich in den
Koalitionsfraktionen der Baden-Wirttembergischen Landes-
regierung einen Konsens, ein derartiges Gesetz-
gebungsvorhaben auf den Weg zu bringen. Die
nachfolgenden gutachtlichen Ausfihrungen mussen sich
deshalb darauf beschréanken, darzustellen was denkbar ist
und welche jeweiligen europarechtlichen, bundesrechtlichen
oder landesverfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen zu
beachten sind.

Definition der Ziele in einem Partizipations- und
Integrationsgesetz Baden-Wirttemberg

Der Gesetzgeber muss entscheiden, ob er wie Nordrhein-
Westfalen einen umfangreichen Katalog von Zielen
umschreibt. Eine derartige umfangreiche Umschreibung von
Zielen beinhaltet immer das Risiko, dass Ziele oder Teilziele
verkirzt werden. Alternativn. muss der Gesetzgeber
entscheiden, eine relativ straffe Formulierung der Ziele des
Gesetzes zu formulieren, so wie es Berlin in 8§ 1 Abs. 1
PartIntG formuliert hat. Wenn sich der Gesetzgeber zu einer
kurzen Formulierung entsprechend der Berliner
Formulierung entscheiden wirde, sollte sehr genau tberlegt
werden, ob die Bezugnahme auf die Ausschlie3ung jeder
Benachteiligung und jeder Bevorzugung unter Hinweis auf
Bestimmungen des Grundgesetzes und der Verfassung
sinnvoll ist. Grundsatzlich soll die Gesetzgebung vermeiden,
anderswo, insbesondere in der Verfassung formulierte
Rechte nochmals zu formulieren. Diese Rechte gelten
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ohnehin, auch ohne dass sie nochmals im Gesetz genannt
werden.

Empfehlung: Aus gutachtlicher Sicht wird empfohlen, als Ziel des
Gesetzes eine kurze Formulierung zu wahlen, wonach das Land Baden-
Wirttemberg mit dem Gesetz das Ziel verfolgt, Menschen mit
Migrationshintergrund die Mdoglichkeit zur gleichberechtigten Teilhabe in
allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens zu geben.

Begriffsbestimmung der Betroffenen, die als Menschen
mit Migrationshintergrund anzusprechen sind

In den kommentierten Darstellungen zu Berlin und zu
Nordrhein-Westfalen ist erlautert worden, dass beide
Bundeslander sich an den von der Statistik verwendeten
Begriff angelehnt haben. Bayern hat den Begriff auf die dritte
Generation ausgeweitet. Inzwischen ist im Zensus 2011 die
Begriffsbestimmung verandert worden. Als Stichjahr ist nicht
mehr das Jahr 1950, sondern das Jahr 1955 gewahlt
worden. Das schlie3t insbesondere die Zuwanderer aus
Italien, Griechenland und Portugal ein. Auch wenn es zu
Griechenland und Portugal kaum noch Integrationsdefizite
gibt, zeigt sich bei den italienischen Zuwanderern in Baden-
Wirttemberg durchaus noch ein Defizit. Das wirde dafir
sprechen, obwohl der Bezugsrahmen bis Anfang 1955 sehr
weit reicht, die neue Definition der Menschen mit
Migrationshintergrund nach dem Zensus 2011 zugrunde zu
legen.

Insofern waren Menschen mit Migrationshintergrund

1. Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Art. 116
Abs. 1 des Grundgesetzes sind,

2. im Ausland Geborene und ab dem 01.01.1955 nach
Deutschland ein- und zugewanderte Personen und

3. Personen, bei denen mindestens ein Elternteil die
Kriterien der Nr. 2 erfillen.

Diese Definition beriicksichtigt nicht die dritte Generation,
wie es der in den Bayerischen Landtag eingebrachte
Vorschlag der SPD-Fraktion tut. Integrationsprobleme
kénnen aber auch noch bei der dritten Generation auftreten,
das ist oben dargestellt worden. Insofern spricht einiges
auch dafir, die dritte Generation mit einzubeziehen. Nach
gutachtlicher Auffassung sprechen zwei Griinde dagegen.
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Der eine Grund ist, dass man eine mdglichst einheitliche
Definition von ,Menschen mit Migrationshintergrund®
verwenden sollte. Wenn der bundeseinheitliche Zensus 2011
eine bestimmte Definition verwendet, dann spricht vieles
dafir, im Sinne einer Normenklarheit, in einem Baden-
Wirttembergischen Landesgesetz genau dieselbe Definition
zugrunde zu legen. Es gibt aber auch noch ein inhaltliches
Argument. Mit der Klassifizierung als Menschen mit
Migrationshintergrund gibt man diesen eine Sonderstellung,
die von denselben nicht nur positiv, sondern auch negativ
empfunden werden kann. Man druckt den Menschen einen
otempel® auf: ,Mensch mit Migrationshintergrund®. Diesen
Stempel, dass diese Menschen innerhalb der Bundesburger
eine Sonderrolle spielen, sollte man ihnen nur solange und
soweit aufdriicken, als aus der Sache heraus unbedingt
erforderlich ist. Statistische Unterlagen zu der dritten
Generation und ihren Integrationsschwierigkeiten standen fur
die Abfassung des Gutachtens nicht zur Verfugung. Aber
aus der Natur der Sache heraus versteht sich, dass im
Regelfall die Integration immer weiter gelungen ist, je langer
die Betroffenen mit ihren Familien und Vorfamilien in der
Bundesrepublik Deutschland leben. Das schliel3t Einzel-
probleme auch fir ganze Zuwanderergruppen nicht aus,
durfte aber fiur die Mehrzahl der Zuwanderer zutreffen.
Dieser Mehrzahl auch noch in der dritten Generation zu
sagen: ,ihr seid Zuwanderer® oder damit indirekt zu sagen:
+ihr seid noch nicht richtig integriert, kbnnte auch wieder ein
Stick Diskriminierung sein, das durch ein Partizipations- und
Integrationsgesetz nachgerade ausgeschlossen sein soll.

Empfehlung: Die Frage, ob man die dritte Generation einbezieht oder
nicht einbezieht, ist ebenso, ob man auf die friihere statistische Definition
bei Menschen mit Migrationshintergrund auf den Zuwanderungszeitpunkt
ab 01.01.1950 abstellt oder auf die im Zensus 2011 verwendete
Definition mit dem Zuwanderungszeitpunkt ab dem 01.01.1955, eine
politisch zu entscheidende Frage. Aus gutachtlicher Sicht wird
empfohlen, auf den 01.01.1955 abzustellen und die dritte Generation
nicht einzubeziehen.

Geltungsbereich eines Gesetzes

Nordrhein-Westfalen hat in 8 3 Abs. 1 des Teilhabe- und
Integrationsgesetzes den Geltungsbereich auf die Behdrden
des Landes begrenzt. Berlin dagegen hat den
Geltungsbereich auf die gesamte Berliner Verwaltung
erstreckt, also auch auf die Bezirksverwaltungen, die
allerdings nach der Berliner Besonderheit keine echten
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Kommunalverwaltungen sind, sondern Teill der
Einheitsgemeinde Berlin. Aul3erdem hat Berlin den
Geltungsbereich auf die juristischen Personen des
Privatrechts erweitert, bei denen das Land Berlin
Mehrheitsbeteiligung halt. Hierbei gilt nach 8 3 Abs. 2
PartintG Berlin das Gesetz nicht unmittelbar, sondern das
Land Berlin hat darauf hinzuwirken, dass Landes-
gesellschaften entsprechend verfahren.

Soweit es die Geltung gesetzlicher Regelungen fur
Selbstverwaltungskorperschaften wie die Gemeinden und
die Kreise betrifft, ist Art. 71 Abs. 3 Satz 3 der Verfassung
des Landes Baden-Wirttemberg zu beachten. Nach dieser
Vorschrift kann durch Gesetz den Gemeinden oder
Gemeindeverbanden die Erledigung bestimmter bestehen-
der oder neuer Offentlicher Aufgaben ubertragen werden,
Art. 71 Abs. 3 Satz 1 Verfassung des Landes Baden-
Wirttemberg. Gleichzeitig sind Bestimmungen Uber die
Deckung der Kosten zu treffen, Art. 71 Abs. 3 Satz 2 der
Verfassung des Landes Baden-Wirttemberg. Schliel3lich ist
ein entsprechender finanzieller Ausgleich zu schaffen, wenn
diese Aufgaben zu einer wesentlichen Mehrbelastung der
Gemeinden oder Gemeindeverbande fuhrt, Art. 71 Abs. 3
Satz 3 Verfassung des Landes Baden-Wiurttemberg. Die
Forderung der Teilhabe von Menschen mit Migra-
tionshintergrund in Baden-Wurttemberg ist schon heute
Bestandteil der tagtaglichen gemeindlichen Verwaltung und
der Verwaltung der Gemeindeverbdnde. Eine zuséatzliche
Verankerung im Gesetz erscheint deshalb aus tatséchlichen
Grunden nicht erforderlich. Darlber hinaus birgt eine
zusatzliche Verankerung im Gesetz das Risiko, dass die
Gemeinden und Gemeindeverbénde, da es sich um eine
gesetzliche Festlegung ,bestehender® Aufgaben im Sinne
des Art. 71 Abs. 3 Satz 1 Verfassung des Landes Baden-
Widrttemberg  handelt, dass die Gemeinden und
Gemeindeverbande diese ,Sowieso“-Aufgaben, die sie
schon heute wahrnehmen, gegentber dem Land finanziell
geltend machen. Das spricht dafir, die Geltung des
Gesetzes auf die Landesbehdrden von Baden-Wirttemberg
zu erstrecken und nicht auf die Verwaltung der Gemeinden
und Gemeindeverbdnde. Mit der Erstreckung auf die
Landesbehodrden Baden-Wirttemberg ist verbunden, dass
auch alle nach geordneten Landesbehdrden vom Gesetz
umfasst werden.
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Bei den juristischen Personen des Privatrechts stellt sich die
tatsachliche Frage, ob die Berliner Regelung, wonach das
Land Berlin darauf hinzuwirken hat, dass auch die
juristischen Personen des Privatrechts, an denen das Land
Berlin mehrheitlich beteiligt ist, auf die Verwirklichung des
Gesetzes hinzuwirken haben, fir Baden-Wiurttemberg von
Relevanz ist. In den Ausfihrungen zu Berlin ist darauf
verwiesen worden, dass von dieser Regelung, ,Hinwirken
auf  entsprechende Anwendung®, insbesondere die
Wohnungsbaugesellschaften des Landes Berlin, die Berliner
Verkehrsbetriebe, die Berliner Stadtreinigung, die Berliner
Wasserbetriebe und die stadtischen Kliniken betroffen sind.
Das Land Baden-Wiirttemberg hat in diesem Umfang keine
entsprechenden Einrichtungen auf Landesebene. Das
spricht dafur, auf eine entsprechende Regelung in einem
geplanten  Partizipations- und Integrationsgesetz  zu
verzichten, weil eine derartige Regelung weitgehend ins
Leere gehen wirde.

Empfehlung: Aus gutachtlicher Sicht empfiehlt es sich, &hnlich wie in
Nordrhein-Westfalen, den Geltungsbereich auf die Landesbehdrden und
die nachgeordneten Behotrden zu beschranken und sowohl die
Gemeinden wie auch die Gemeindeverbande auszunehmen. Aus
gutachtlicher Sicht empfiehlt es sich nicht, das Gesetz auf juristische
Personen des Privatrechts, an denen das Land Baden-Wirttemberg
mehrheitlich beteilig ist, entsprechend anzuwenden bzw. das Land zu
verpflichten, in den Gesellschaften auf eine entsprechende Anwendung
hinzuwirken. Das schlie3t nicht aus, dass die Gemeinden und
Gemeindeverbande von sich aus die Vorschriften des Gesetzes
entsprechend anwenden und es schliel3t nicht aus, dass das Land
Baden-Wiirttemberg von sich aus bei ihm mehrheitlich gehdrenden
juristischen Personen des Privatrechts auf eine entsprechende

Anwendung hinwirkt, auch wenn dies gesetzlich nicht geregelt ist.

Interkulturelle Offnung der Landesverwaltung

Sowohl § 4 Abs. 1 Satz 1 PartIintG Berlin wie auch 36 Abs. 1
Teilhabe- und Integrationsgesetz Nordrhein-Westfalen sehen
vor, dass die jeweilige Verwaltung interkulturell weiter
geoffnet wird. Dieser Programmsatz, wonach die Verwal-
tung in die Lage versetzt wird, mit anderen Kultur-
auffassungen umzugehen und diesen gleichberechtigt bei
ihrem Handeln zu entsprechen, ist unbestreitbar. Ein
derartiger Programmsatz erscheint in einem Partizipations-
und Integrationsgesetz des Landes Baden-Wirttemberg
ebenfalls unverzichtbar.
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Empfehlung: Aus gutachtlicher Sicht wird empfohlen, fir die
Landesverwaltung eine interkulturelle Offnung durch das Gesetz zu
postulieren.

Angemessene Vertretung von Menschen mit
Migrationshintergrund im Offentlichen Dienst des
Landes Baden-Wirttemberg

Nordrhein-Westfalen sieht vor, dass Malinahmen zur
Erhéhung des Anteils der Menschen mit Migrations-
hintergrund im offentlichen Dienst des Landes Nordrhein-
Westfalen ergriffen werden, 8 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Teilhabe-
und Integrationsgesetz. Berlin geht weiter, indem es in § 4
Abs. 4 PartintG Berlin die Erhdéhung des Anteils der
Beschaftigten mit Migrationshintergrund entsprechend ihrem
Anteil an der Bevélkerung anstrebt.

Sowohl in Berlin wie auch in Nordrhein-Westfalen weisen
schon die Gesetzesformulierungen darauf hin, dass eine
dem Bevdlkerungsanteil entsprechende Beteiligung der
Menschen mit Migrationshintergrund im offentlichen Dienst
bzw. in der 6ffentlichen Verwaltung nicht gegeben ist. In der
Ausbildung sieht das teilweise schon anders aus. In der
Darstellung des ersten Evaluationsberichts des Landes
Berlin ist oben unter 2.2. ist dargestellt worden, dass im
Land Berlin bei den Auszubildenden die Quote der
Auszubildenden mit Migrationshintergrund im Jahre 2011
bereits bei 17,5 % gelegen hat. Andererseits ist dargestellt
worden, dass fir den Bereich aller Beschaftigten des
offentlichen Dienstes keine Zahlen vorliegen bzw. die fir
Einzelbereiche vorliegenden Zahlen, die auf freiwilliger Basis
erhoben worden sind, weit unter dem Anteil der Menschen
mit Migrationshintergrund liegt. Die dem Gutachten zur
Verfligung gestellten Zahlen des Landes Baden-
Wirttemberg weisen aus, dass der Anteil der Beschaftigten
mit Migrationshintergrund, die insgesamt im offentlichen
Dienst in Baden Wirttemberg beschaftigt sind, bei 14,0 %
und fur die offentliche Verwaltung bei 10,1 % liegt. Beide
Zahlen liegen deutlich unter dem Bevoilkerungsanteil mit
Migrationshintergrund mit rd. 25 % im Land Baden-
Wirttemberg.

Daraus ergibt sich, wenn man das Ziel der
gleichberechtigten Teilhabe verfolgt, ein Handlungsbedarf.
Dieser Handlungsbedarf ist nicht mit Quoten zu befriedigen.
Eine quotenmallige Regelung, Bewerber mit Migrations-
hintergrund fur den o6ffentlichen Dienst zu bevorzugen,
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wlrde weder mit Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG (,Niemand darf
wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner
Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines
Glaubens, seiner religibsen oder politischen Anschauung
benachteiligt oder bevorzugt werden.”) noch mit Art. 33 Abs.
2 GG (,Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befahigung
und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem
offentlichen Amte.) vereinbar sein. Oder um es noch
deutlicher auszudriicken: Jede Quotenregelung, die
Menschen mit Migrationshintergrund bei gleicher Eignung fr
den oOffentlichen Dienst bevorzugen wirde, ware
verfassungswidrig.

Dagegen steht auch nicht ein scheinbares Vorbild in der
Verfassung des Landes Baden-Wirttemberg, die eine
,Quotenregelung® in Art. 91 enthalt. Nach Art. 91 sollten bei
der Bildung des gemeinsamen Landes Baden-Wirttemberg
Beamte aus den bisherigen Landern bei den neu gebildeten
Ministerien oder sonstigen obersten Landesbehdrden in
angemessenem Verhdéltnis verwendet werden. Diese
Regelung bezieht sich ausschlie3lich darauf, dass bei der
Neuschaffung des Landes Baden-Wiurttemberg und bei der
Zusammenfassung bisheriger Ministerien und Zentral-
behtrden die aus den verschiedenen Landesteilen
kommenden Beamten angemessen verteilt werden sollten.

Anzustreben ist unter dem Gesichtspunkt des Art. 33 Abs. 2
GG, dass jeder die gleichen Zugangsvoraussetzungen hat,
nicht eine anzustrebende Quote.

Eine wirkliche Quote miusste Ubrigens in allen Berufen des
offentlichen Dienstes auch noch nach den verschiedenen
Herkunftslandern unterscheiden. Warum sollen
beispielsweise so und so viel Prozent der Mitarbeiter in der
Polizei oder der Feuerwehr oder der Schule turkischer oder
deutsch-russischer oder italienischer Herkunft sein, wenn bei
den einzelnen Betroffenen eine Neigung zu den betreffenden
Berufen Uberhaupt nicht in dem Mal3e ausgebildet ist?

Anzustreben ist nach gutachtlicher Meinung nur, dass die
Voraussetzungen des Art. 33 Abs. 2 GG, dass jeder den
gleichen Zugang haben muss, berticksichtigt werden. Jeder
Bewerber mit tlrkischem Hintergrund, mit deutsch-
russischem Hintergrund oder mit italienischem Hintergrund
oder mit welchem Hintergrund auch immer, muss die gleiche
Moglichkeit haben, in den offentlichen Dienst zu kommen
wie andere. Dazu mussen ggf. vorhandene Defizite
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ausgeglichen werden. Das Land Baden-Wiurttemberg hat die
Aufgabe, derartige Defizite durch besondere Werbung oder
besondere Forderung auszugleichen. Das ist ein mittel- bis
langfristiger Prozess. Die Berliner Formulierung ist sehr
ehrgeizig und stellt auf ein nur langfristig zu erreichendes
Ziel ab, die nordrhein-westfalische stellt mehr auf das
Machbare ab und entgeht in der politischen Diskussion dem
Jahr fir Jahr zu erwartenden Vorwurf, weshalb man das Ziel
noch nicht erreicht habe.

Empfehlung: Letztlich muss die Politik in Baden-Wirttemberg
entscheiden, ob man sich ein ehrgeiziges Ziel setzt wie Berlin oder
pragmatisch formuliert wie Nordrhein-Westfalen. Aus gutachtlicher Sicht
spricht Einiges daftr, bei dem Zugang von Menschen mit
Migrationshintergrund zum o6ffentlichen Dienst und zur o6ffentlichen
Verwaltung eine Formulierung zu wahlen, die derjenigen in § 6 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 des Teilhabe- und Integrationsgesetzes Nordrhein-
Westfalen entspricht. Das bedeutet, dass das Land Baden-Wirttemberg
sich zum Ziel setzt, eine Erhdhung des Anteils der Menschen mit
Migrationshintergrund im o6ffentlichen Dienst und in der 6ffentlichen
Verwaltung zu erreichen. Dies ist Ubrigens auch ein messbares Ziel, weil
in bestimmten Abstédnden festgestellt werden kann, ob der Anteil der
Menschen mit Migrationshintergrund im o&ffentlichen Dienst und in der
offentlichen Verwaltung sich erhéht hat.

Landesintegrationsbeauftragte/e

Bei der Darstellung der Regelung in Berlin (oben unter
2.1.5.) und bei der Darstellung der anderen Bundeslander
(oben unter 7. und in der Tabelle unter 8.) sind die
verschiedenen Modelle fir Landesintegrationsbeauftragte
dargestellt worden. Aus der Sicht der parlamentarischen
Kontrolle bestehen Bedenken gegen das Modell der/des
"unabhangigen” Landesbeauftragten (auf die dargestellten
Bedenken oben unter 2.1.5. wird verwiesen). Ebenso
bestehen Bedenken wegen der doppelten
Verwaltungszustandigkeit (einerseits Zustandigkeit des fir
Integration zustandigen Ministeriums, andererseits
Zustandigkeit des/der anderswo angebundenen
Integrationsbeauftragten) bei der Schaffung einer derartigen
Stelle auBBerhalb des fir Integration zustandigen
Ministeriums (auf die Ausfuhrungen zu Niedersachsen, wird
verwiesen, vgl. 7.7.). Fur Baden-Wurttemberg besteht die
Besonderheit, dass ein gesondertes Ministerium flr
Integration besteht, so dass die zustdndige Ministerin qua
Amt "Beauftragte" ist.

-136 -



14.7.

Empfehlung: Die Frage ist politisch zu entscheiden. Die Schaffung einer
derartigen Stelle hat auch eine positive Signalfunktion fir die
Betroffenen. Dieses Signal hat Baden-Wiirttemberg durch die Schaffung
eines gesonderten Ministeriums bereits (und zwar noch starker als in den
anderen Bundesléandern) gegeben. Aus gutachterlicher Sicht empfiehlt es
sich nicht, neben dem oder in dem Ministerium fiir Integration zuséatzlich
eine Stelle einer/eines Integrationsbeauftragten zu schaffen.

Fur die Belange der Vertriebenen, Flichtlinge und
Aussiedler gab es friher einen besonderen
Landesbeauftragten. Diese Funktion ist nicht mehr
vorhanden. Bei der Landesregierung nimmt sich der
Innenminister dieser nach wie vor als wichtig angesehene
Aufgabe an und steht als Ansprechpartner zur Verfiigung.

Quelle: Stellungnahme des Ministeriums fir Integration zum Antrag der
Abgeordneten Gurr-Hirsch u.a. vom 13.07.11 - Drucksache 15/283 des
Landtages von Baden-Wirttemberg, und Stellungnahme des
Innenministeriums zum Antrag des Abgeordneten Nemeth u.a. vom
25.01.12 - Drucksache 15/1177 des Landtages von Baden-Wrttemberg.

Eine gesetzliche Regelung erscheint nicht erforderlich. Auch
aus Art. 2 Absatz 2 der Verfassung des Landes Baden-
Wirttemberg ("Das Volk von Baden-Wirttemberg bekennt
sich dartber hinaus zu dem unverduf3erlichen Menschen-
recht auf Heimat.") folgt keine Verpflichtung des Landes zu
bestimmten organisatorischen Regelungen. Ein Recht auf
Bestellung eines Landesbeauftragten lasst sich aus der
Verfassung nicht herleiten.

Integrationsbeauftragte in den Gebietskdrperschaften

In vielen Stadten und Gemeinden und in Landkreisen gibt es
mit unterschiedlicher Bezeichnung Integrationsbeauftragte
als Ansprechpartner fir die Betroffenen. Wenn sich der
Geltungsbereich  eines  Partizipations- und Integra-
tionsgesetzes auf die Landesbehdrden beschrénkt (siehe
oben unter 14.3.), empfiehlt es sich nicht, gesetzlich die
Rolle von Integrationsbeauftragten der Gebietskorper-
schaften zu umschreiben. Es gilt der Grundsatz, dass die
Gemeinden die offentlichen Aufgaben allein und in eigener
Verantwortung verwalten (8 2 Abs.1 der Gemeindeordnung
fur Baden-Wirttemberg i.d.F. vom 24. Juli 2000, GBI. S. 581,
ber. S. 698).
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14.8.

Ebenso gilt der Grundsatz, dass die Landkreise die ihnen
obliegenden o6ffentlichen Aufgaben in eigener Verantwortung
verwalten (8 2 Absatz 1 Satz 1 der Landkreisordnung ftr
Baden-Wiurttemberg i.d.F. vom 19. Juni 1987, GBI. S.289).

Von diesen Grundsatzen kann der Gesetzgeber zwar
abweichen. Es ist jedoch nach der Notwendigkeit zu fragen.
Es ist nicht ersichtlich, dass zur Erreichung der Ziele eines
Partizipations- und Integrationsgesetzes eine einheitliche
Regelung fur die/den Integrationsbeauftragten in den
Gebietskorperschaften  erforderlich  ist.  Eine  solche
einheitliche Regelung mag den Vorteil haben, dass
landesweit einheitliche Strukturen vorhanden wéren, die fur
die Betroffenen mehr Transparenz in Bezug auf die
Zustandigkeit und Kompetenz der Integrationsbeauftragten
schaffen wirden. Andererseits sind die Bedurfnisse in den
verschiedenen Gebietskorperschaften je nach der Zahl und
der Zusammensetzung nach Herkunftslandern der
Betroffenen unterschiedlich. Deshalb spricht mehr dafir, es
den Gebietskorperschaften zu dberlassen, in ihrem
jeweiligen Wirkungskreis die Schaffung von Stellen fir
Integrationsbeauftragte und deren Zustandigkeit in eigener
Verantwortung zu regeln.

Empfehlung: Die Frage, ob das beabsichtigte Gesetz
Integrationsbeauftragte in den Gebietskdrperschaften vorschreibt und die
Frage, ob deren Zustandigkeit gesetzlich vorgegeben werden sollen, ist
politisch zu entscheiden. Aus gutachterlicher Sicht wird empfohlen, die
Fragen in der eigenen Verantwortung der Gebietskorperschaften zu
entscheiden und zu regeln.

Landesintegrationsbeirat

Die Bundeslander haben verschiedene Modelle. Sie greifen
wie z.B. Nordrhein-Westfalen bestehende Strukturen von
Selbstorganisationen auf oder sie installieren wie z.B.
Bayern von Staatsseite aus einen Beirat mit Vertretern der
Betroffenen, aber auch mit einer Vielzahl von Vertretern der
sonstigen Gesellschaft aus Wirtschaft, Wohlfahrt, Religion
bis hin zu Parlamentsvertretern. Wie dargestellt, ist Berlin
den zweiten Weg gegangen, verbunden mit einer Wahl der
Betroffenenvertreter durch Betroffenenverbande und -
vereine (siehe oben unter 2.1.7.).
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Die Praxis in Baden-Wrttemberg ist eine doppelte.

Zum einen gibt es einen Landesverband der kommunalen
Migrantenvertretungen Baden-Wurttemberg (LAKA). Der
Verband besteht seit 1998. Er ist nach 8§ 1 Nr. 1 seiner
Satzung eine nichtrechtsfahige Personenvereinigung.
Mitglied wird man auf eigenen Antrag durch Aufnahme.
Mitglied kann jeder Auslander werden, der einem
Gemeinderat oder Kreistag angehort. Mitglied kann man
weiter werden, wenn man einer kommunalen
Migrantenvertretung (Auslanderbeirat, Auslanderausschuss
oder vergleichbare Migrantenvertretung) angehort oder wenn
man von einem Gemeinde- bzw. Kreisrat zu einem
Reprasentanten der auslandischen Einwohner ernannt
wurde (8 3 Nr.l mit 8 1 Nr.5 der Satzung). Der LAKA
entspricht dem Typ des Selbstorganisationsmodells wie im
Land Nordrhein-Westfalen.

Quelle: www.laka-bw.de

Zum anderen gibt es den Landesarbeitskreis Integration
Baden-Wiurttemberg (LAKI), der unter Vorsitz der Ministerin
fur Integration tagt und sich aus einer Vielzahl von Vertretern
der Verwaltung (einschlie3lich der Bundesagentur flr Arbeit
und des Bundesamtes fur Migration und Flichtlinge), der
Liga der freien Wohlfahrtsverbéande, der Kirchen, der
Jugendsozialarbeit, des Bundes der Vertriebenen, der
Landsmannschaft der Deutschen aus Russland, des
Stadtetag-Arbeitskreises der kommunalen Integrations-
beauftragten des LAKA, des Bundes Baden-Wirt-
tembergischer Initiativgruppen in der Arbeit mit Kindern mit
Migrationshintergrund, des Landeskuratoriums fir aul3er-
schulische Jugendbildung und des Landessportbundes
zusammen setzt. Der LAKI entspricht dem Typ des
staatlichen Beiratsmodells wie im Land Bayern. Auffallig ist
die starke Reprasentanz der Vertreter, die der
Mehrheitsgesellschaft der Menschen ohne Migrations-
hintergrund zuzurechnen ist. Unter dem Gesichtspunkt der
Partizipation wird der LAKI derzeit von Menschen mit
Migrationshintergrund nicht als ihre Vertretung angesehen
werden konnen.

Fir eine (gesetzliche Regelung im beabsichtigten
Partizipations- und Integrationsgesetz Baden-Wdrttemberg
erscheint der LAKA eher geeignet als der LAKI. Der LAKA ist
selbstorganisiert. Eine gesetzliche Regelung uber die
Zusammensetzung dieses Landesverbandes scheidet
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deshalb aus. Aber ahnlich wie in Nordrhein-Westfalen
konnte man dem Landesverband die finanzielle Forderung
seiner Arbeit und Anhorungsrechte zubilligen.

Nordrhein-Westfalen formuliert in § 10 Abs.1 Teilhabe- und
Integrationsgesetz: "Das Land fordert die Arbeit der von
kommunalen Integrationsraten und Integrationsausschissen
gebildeten Vertretung der Menschen mit Migrations-
hintergrund auf Landesebene durch finanzielle
Zuwendungen."

Und in 8§ 10 Abs.2 Teilhabe- und Integrationsgesetz
formuliert Nordrhein-Westfalen: "Das Land hort die
Vertretung der Menschen mit Migrationshintergrund auf
Landesebene bei der Erflllung der Integrationsaufgaben an.”

Die Formulierungen sind offen. Sie lassen Raum fur etwaige
organisatorische Anderungen der Selbstorganisationen.
Insofern waren sie auf den LAKA Ubertragbar. Neben dem
LAKA gibt es aber weitere "Vertretungen" auf Landesebene,
z.B. die Turkische Gemeinde oder die Landsmannschaft der
Deutschen aus Russland. Wenn man das Anhdrungs-
verfahren nicht auf eine nicht festlegbare Zahl von
Landesverb&nden ausweiten will, wird die Formulierung auf
die "Vertretung der kommunalen Migrantenvertretungen auf
Landesebene” zu beschranken sein. Die Belange der
Vertriebenen, Flichtlinge und Spataussiedler sind mit zu
berucksichtigen. Das ist in erster Linie Aufgabe der
kommunalen Migrantenvertretungen, die sicherstellen
missen, dass die Belange aller Menschen mit
Migrationshintergrund in ihrer Arbeit bertcksichtigt werden
und sich alle Gruppen in den kommunalen Migranten-
vertretungen wiederfinden. Wenn es Defizite bei der
Vertretung von einzelnen Gruppen von Menschen mit
Migrationshintergrund gibt, kann die Landesregierung das
ohne gesetzliche Regelung ausgleichen, indem sie
zusatzlich die Selbstorganisation von nicht im LAKA
vertretenen Gruppen fordert und sie bei diese Gruppen
betreffenden Integrationsaufgaben mit anhort.

Empfehlung: Aus gutachterlicher Sicht wird empfohlen, an vorhandene
Strukturen anzuknipfen und ahnlich wie Nordrhein-Westfalen der
selbstorganisierten Vertretung auf Landesebene finanzielle
Zuwendungen und Anhérungsrechte einzurdumen.

Neben der selbstorganisierten Vertretung auf Landesebene

kann ein beim Ministerium angebundener Landesbeirat
(LAKI) beibehalten werden. Vom Grundsatz her ist eine
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14.9.

gesetzliche Regelung fur einen derartigen Landesbeirat nicht
erforderlich. Das schliel3t aber eine Regelung im Gesetz
nicht aus. Die gesetzliche Regelung muss nur ausreichend
Flexibilitat fur Zusammensetzung, Aufgaben und Arbeits-
weise des Landesbeirats enthalten. Eine gesetzliche
Regelung sollte sich auf eine "Kann"-Bestimmung
beschranken und sie sollte sicherstellen, dass im Landes-
beirat Vertreter von Menschen mit Migrationshintergrund
einschlielBlich der Vertriebenen, Flichtlinge und Spataus-
siedler angemessen vertreten sind. Das Land ist frei, was die
Zusammensetzung derartiger Beratungsgremien betrifft. Ein
Rechtsanspruch auf eine bestimmte Reprasentanz besteht
nicht. Insofern wird auf das grundlegende Urteil des
Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes vom 24. November
2011 verwiesen, nach dem die Kommunen, um innerhalb
eines Auslanderbeirats fur grof3ere Vielfalt zu sorgen, die
Zahl der aus demselben Herkunftsland stammenden
wahlbaren Mitglieder beschranken kénnen. Der BayVGH hat
dies insbesondere auch mit der rein konsultativen Tatigkeit
derartiger Beirate begrundet.

Quelle: BayVGH, Urteil vom 24.11.2011 - 4 N 11.1412 - BayVBI.
2012,S.303 ff.

Empfehlung: Neben einer gesetzlichen Regelung fir die Férderung und
Anhdrung einer Vertretung der Menschen mit Migrationshintergrund auf
Landesebene konnte im Partizipations- und Integrationsgesetz ein
Landesbeirat gesetzlich ermdoglicht werden: "Das fir Integration
zustandige Ministerium kann zu Fragen der Integration und Migration
einen Landesbeirat aus Vertretern von Verwaltungen, Wohlfahrts-
verbanden, Kirchen und anderen in der Integrationsarbeit tatigen
gesellschaftlichen Gruppierungen berufen. In dem Landesbeirat sollen
Menschen mit Migrationshintergrund einschlielich der Vertriebenen,
Flichtlinge und Spéataussiedler angemessen vertreten sein.”

Integrationsbeirate der Gebietskdrperschaften

In den Gemeinden Baden-Wuirttembergs gibt es
Auslanderbeirate und beratende Ausschisse fur Inte-
grations- und Migrationsfragen der Gemeinderate.

Die Auslanderbeirate werden teilweise vom Gemeinderat
gebildet, teilweise werden sie durch eine auf 8 4 und 8§ 10
Abs. 2 der Gemeindeordnung fir das Land Baden-
Wirttemberg gestitzte Satzung der Gemeinde zugelassen
und in Urwahl gewahlt, so z.B. 8 4 der Satzung in
Weinstadt.
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Quelle: Satzung, Geschéfts- und Wahlordnung des Auslénderbeirats der
Stadt Weinstadt vom 21.6.2007 mit Anderung vom 25.6.2009 -
www.weinstadt.de.

Die beratenden Ausschisse der Gemeinden werden nach
8 41 der Gemeindeordnung fir das Land Baden-
Wirttemberg  gebildet. Ihnen  gehéren  Gemeinde-
ratsmitglieder an. Aber es konnen auch sachkundige
Einwohner berufen werden, 8 41 Abs.1 Satz 2. Die
Gemeindeordnung unterscheidet zwischen Einwohnern (8
10 Abs.1: "Einwohner der Gemeinde ist, wer in der
Gemeinde wohnt.") und Birgern (8 12 Abs.1 Satz 1: "Burger
der Gemeinde ist, wer Deutscher im Sinne von Art.116 des
Grundgesetzes ist oder die Staatsangehdrigkeit eines
Mitgliedstaates der Europaischen Union besitzt
(Unionsbtrger), das 18. Lebensjahr vollendet hat und seit
mindestens drei Monaten in der Gemeinde wohnt."). Damit
konnen in die beratenden Ausschiisse auch Einwohner der
Gemeinde berufen werden, die nicht Blrger der Gemeinde
sind.

In einem Partizipations- und Integrationsgesetz erscheint es
nicht erforderlich, die jetzt bestehende unterschiedliche
Regelung fir die Bildung von Auslanderbeirdten bzw.
beratenden Ausschiissen zu vereinheitlichen. Wenn das
beabsichtigte Gesetz sich auf die Landesbehdrden
beschrankt, spricht auch Vieles dafur, die gemeindliche
Organisation in der eigenen Verantwortung der Gemeinden
zu belassen und die Bildung von Auslanderbeiraten bzw. von
beratenden Ausschiissen des Gemeinderats in Integrations-
und Migrationsfragen nicht  gesetzlich zwingend
vorzuschreiben. Auch die Zusammensetzung oder etwaige
Anhdrungs- und Beteiligungsrechte dieser Gremien missen
landesgesetzlich nicht vorgegeben werden.

Empfehlung: Es ist politisch zu entscheiden, ob man Regelungen in das
Gesetz Ubernehmen will. Gutachtlich wird empfohlen, die Bildung von
Auslanderbeiraten bzw. beratenden Ausschissen in Integrations- und
Migrationsfragen  nicht  vorzuschreiben. Wenn Auslénderbeirate
bestehen, kann &ahnlich wie bei der Beteiligung von Jugendlichen nach
§ 41 a der Gemeindeordnung eine Beteiligung von Auslanderbeiraten
vorgesehen werden. Ebenso kann bei beratenden Ausschissen in
Integrations- und Migrationsfragen in einer Erganzung des § 41 Abs.1
der Gemeindeordnung gesetzlich gefordert werden, dass bei der
Berufung von sachkundigen Einwohnern Menschen mit Migra-
tionshintergrund angemessen zu bericksichtigen sind.
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15.

15.1.

15.1.1.

Mogliche Anderungen von Gesetzen in Baden-
Warttemberg durch ein Begleitgesetz

Die Léander Berlin und Nordrhein-Westfalen haben ihre
Partizipationsgesetze jeweils durch eine Begleitgesetz-
gebung begleitet, mit der neben dem neuen Gesetz
bestehende gesetzliche Vorschriften erganzt und geandert
wurden. Ob und in welchem Umfang bei dem beabsichtigten
Partizipations- und Integrationsgesetz  fur  Baden-
Wirttemberg andere Gesetze "angefasst" werden, ist eine
politisch zu entscheidende Frage. Die nachfolgenden
Prufungen folgen den Gesetzen aus Berlin und Nordrhein-
Westfalen und beschranken sich auf einige Gesetze.

Interkulturelle Kompetenz fur den 6ffentlichen Dienst

Oben ist unter 14.4 dargestellt worden, dass im
Partizipations- und Integrationsgesetz die interkulturelle
Offnung der Verwaltung als allgemeines Ziel aufzunehmen
ist. Daneben konnen Regelungen fir Ausbildung und
Fortbildung im 6ffentlichen Dienst getroffen werden.

Ausbildung der Mitarbeiter fir den 6ffentlichen Dienst

Nach 8§ 2 Abs.1 Satz 3 der Ausbildungs- und Prifungs-
ordnung fur den mittleren Verwaltungsdienst vom 8.
Dezember 1983 (GBI. S.836 mit spateren Anderungen) sind
auch die staatsbirgerliche Bildung und das Verstandnis fir
verwaltungs-, wirtschafts- und gesellschafts-politische Fra-
gen zu fordern.

Nach § 1 Satz 3 der Ausbildungs- und Prifungsordnung fur
den gehobenen Verwaltungsdienst vom 30. August 2007
(GBI. S. 400 mit spaterer Anderung) ist das Verstandnis fiir
die politischen, wirtschaftichen und gesellschaftlichen
Zusammenhange im nationalen, européischen und
internationalen Bereich besonders zu férdern.

Nach 8 2 Abs. 2 Satz 2 der Ausbildungs- und
Prufungsordnung fur den hoheren allgemeinen Verwaltungs-
dienst vom 18. Mai 2004 (GBIl. S. 344 mit spéateren
Anderungen) sollen die Verwaltungsreferendarinnen/Ver-
waltungsreferendare insbesondere auch mit den gestalten-
den Funktionen der Verwaltung im wirtschaftlichen, sozialen
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15.1.2.

und gesellschaftspolitischen Bereich vertraut gemacht
werden.

Bei allen drei Prifungsordnungen kénnte das Gesetz ein
Zeichen setzen, indem es die Ziele durch eine Forderung der
interkulturellen Kompetenz ergénzt. Das kann das Gesetz
zusatzlich zu der allgemeinen interkulturellen Offnung der
Verwaltung (siehe oben unter 14.4.) festlegen. Der gesetz-
geberische Wille wird dadurch unterstrichen. Andererseits
kobnnen  die genannten  Ausbildungs- und Prifungs-
ordnungen - ebenso wie weitere Ausbildungs- und
Prufungsordnungen fir andere Bereiche - auch im
Verordnungswege  spater (oder sogar vor dem
beabsichtigten Gesetz) geandert werden.

Bei Anderungen des Beamtenrechts wird auf § 89 des
Landesbeamtengesetzes vom 9. Dezember 2010 (GBI. S.
793/794 mit spateren Anderungen) hingewiesen. Nach
dieser Vorschrift ist den Spitzenorganisationen der
beteiligten Gewerkschaften und Berufsverbande Gelegenheit
zur Stellungnahme und Erdrterung zu geben.

Empfehlung: Die interkulturelle Kompetenz der Bewerber fir den
offentlichen Dienst sollte nicht nur allgemein in dem beabsichtigten
Partizipations- und Integrationsgesetz angesprochen, sondern als
Ausbildungsziel auch in den Ausbildungs- und Prifungsordnungen
verankert werden. Es ist politisch zu entscheiden, ob dies in einem
Begleitgesetz geschieht oder unabhéangig davon bei Novellierungen der
Verordnungen.

Fortbildung der Mitarbeiter im 6ffentlichen Dienst

Nach 8§ 50 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes sind
Beamtinnen und Beamte verpflichtet, an dienstlichen
Fortbildungen teilzunehmen und sich aul3erdem selbst
fortzubilden, damit sie insbesondere die Fach-, Methoden-
und sozialen Kompetenzen fur die Aufgaben des
Ubertragenen Dienstpostens erhalten und fortentwickeln.

Zu diesen Kompetenzen zahlt bei interkultureller Offnung der
Verwaltung auch die interkulturelle Kompetenz der
Beamtinnen und Beamten. Sie kdnnte durch eine Erganzung
des 8 50 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes fest-
geschrieben werden. Auch insoweit ware die Beteiligung der
Gewerkschaften und Berufsverb&nde nach 8§ 89 des Landes-
beamtengesetzes zu beachten.
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15.3.

15.4.

Empfehlung: Die Fortbildung in interkultureller Kompetenz fur
Beamtinnen und Beamten sollte durch eine Erganzung des § 50 des
Landesbeamtes vorgesehen werden.

Ziele der Erziehung in den Kindertagesstatten

Nach 8§ 2 Abs.1 Satz 1 des Kindertagesbetreuungsgesetzes
in der Fassung vom 19.Marz 2009 (GBI. S.161 mit spaterer
Anderung) soll die Entwicklung des Kindes zu einer
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen
Personlichkeit gefordert werden. Das entsprechende Berliner
Gesetz verweist u.a. auch auf Toleranz und Gleich-
berechtigung aller Menschen ungeachtet ihrer ethnischen
und religiosen Herkunft.

Empfehlung: Das im Baden-Wirttembergischen Gesetz festgelegte Ziel
der Erziehung zu einer "gemeinschaftsfahigen Personlichkeit”, umfasst
auch die Toleranz gegentuber anderen Lebensweisen, gegeniiber einer
anderen Herkunft und gegenuber einer anderen Weltanschauung. Aus
gutachterlicher Sicht ergibt sich keine Notwendigkeit, das Gesetz jetzt zu
erganzen. Gegebenenfalls misste eine Ergdénzung umfassend sein und
sich auch noch auf andere Toleranzfelder erstrecken. Das
entsprechende Berliner Gesetz nennt das Geschlecht, die sexuelle
Identitét, die Behinderung, die ethnische, nationale, religiose und soziale
Zugehorigkeit. Es ist politisch zu entscheiden, ob der interkulturelle
Aspekt ausdriicklich eingefiigt werden soll.

Ziele der Jugendbildung

Nach § 1 Absatz 2 Satz 4 des Jugendbildungsgesetzes vom
18. Juli 1996 (GBI. S.502 mit spateren Anderungen) ist ein
besonderes Ziel der aufRerschulischen Jugendbildung die
Entwicklung von Toleranz gegeniber Menschen anderer
Lebensweise, Herkunft und Weltanschauung. Das umfasst
auch die mit dem beabsichtigten Partizipations- und
Integrationsgesetz vorgesehenen Ziele.

Empfehlung: Eine Anderung des Jugendbildungsgesetzes wird nicht
empfohlen.

Ziele der Jugendhilfe

Nach 8§ 12 Abs.l Satz 1 des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes in der Fassung vom 14. April 2005
(GBI. S.376 mit spateren Anderungen) dient die Jugendhilfe
der Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfahigen Personlichkeit. Zudem tragt die Jugendhilfe
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15.6.

nach 8§ 12 Abs. 6 dazu bei, die besonderen sozialen und
kulturellen Bedurfnisse auslandischer junger Menschen und
ihrer Familien zu bertcksichtigen.

Empfehlung: Eine Notwendigkeit zur Anderung des Kinder und
Jugendhilfegesetzes wird nicht gesehen.

Ziele der schulischen Erziehung

Nach dem Schulgesetz fur Baden-Wirttemberg (i.d.F. vom
1. August 1983 - GBI. S.397 - SchG) hat jeder junge Mensch
,ohne Rulcksicht auf Herkunft“ einen Anspruch auf Erziehung
und Ausbildung (8 1 Abs.1 SchG). Die Schule ist
insbesondere gehalten, die Schiler zur Menschlichkeit und
zur Achtung der Wiirde und der Uberzeugung anderer zu
erziehen (8 1 Abs.2 SchG). Dieses Erziehungsziel ist so
umfassend gehalten, dass es auch das Verstandnis fur eine
andere Herkunft und eine andere Kultur mit umgreift.

Empfehlung: Das Kennenlernen und das Verstéandnis fir Menschen
anderer Herkunft, Religion und Weltanschauung und die Entwicklung
interkultureller Kompetenz kénnte man in einem Schulgesetz nochmals
ausdriicklich verankern. Eine Notwendigkeit zu einer kurzfristigen
Anderung des Schulgesetzes fir Baden-Wurttemberg wird nicht
gesehen.

Beratung durch die Hochschulen

Berlin hat das Hochschulgesetz erganzt, um bei
unterreprasentierten Bevolkerungsgruppen die Aufnahme
eines Studiums anzuregen und gleichzeitig zu beraten (siehe
oben unter 2.1.4.). Baden-Wrttemberg hat in § 2 Abs.2 Satz
1 des Landeshochschulgesetzes vom 1. Januar 2005 (GBI.
S. 1 mit spateren Anderungen) als Aufgabe der Hochschulen
festgeschrieben, dass Studierende und studierwillige
Personen beraten werden. Aul3erdem formulieren § 2 Abs. 3
Satz 2 fur behinderte Studierende und 8§ 4 Abs.1 Satz 1 fir
die Durchsetzung der Chancengleichheit der Frauen
besondere Pflichten der Hochschulen. Die oben in Teil 1.
"Zielgruppe eines Partizipations- und Integrationsgesetzes in
Baden-Wirttemberg" dargestellten statistischen Defizite bei
der Gruppe von Menschen mit Migrationshintergrund im
Hinblick auf berufsqualifizierende Abschliisse zeigen auf,
dass zur besseren Integration auch ein Handlungsbedarf
besteht, mehr Menschen mit Migrationshintergrund zur
Aufnahme eines Hochschulstudiums zu qualifizieren und sie
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bei der Aufnahme und Durchfiihrung eines solchen Studiums
zu beraten.

Die Verpflichtung nach dem Berliner Hochschulgesetz betrifft
nicht nur Menschen mit Migrationshintergrund, sondern alle
unterreprasentierten  Bevolkerungsgruppen. Unter dem
Gesichtspunkt der Gleichbehandlung aller erscheint das
konsequent.

Empfehlung: Ob eine derartige Klausel im Zusammenhang mit dem
Partizipations- und Integrationsgesetz im Landeshochschulgesetz
aufgenommen wird, ist politisch zu entscheiden. Weil Menschen mit
Migrationshintergrund statistisch gesehen unterrepréasentiert sind, bietet
sich das beabsichtigte Gesetzesvorhaben aber fur eine solche Einfiigung
im Landeshochschulgesetz an.

Bericksichtigung der Belange von Menschen mit
Migrationshintergrund im Gesundheits- und
Erholungsbereich

Nordrhein-Westfalen hat eine Reihe von Einzelgesetzen
geandert und die besondere Beriicksichtigung sozio-
kultureller Unterschiede vorgeschrieben, so bei der Ausbil-
dung nach 8 2 Abs.2 des Landesaltenpflegegesetzes, nach
8 1 Abs.1 Satz 1 des Landeshebammengesetzes, nach § 3
Abs.1 des Krankenhausgestaltungsgesetzes, nach 8§ 2 Abs.1
des Gesetzes Uber den o6ffentlichen Gesundheitsdienst und
8 3 Nr.13 des Kurortgesetzes.

Die entsprechenden Rechtsmaterien sind in Baden
Wirttemberg bei den Hebammen und bei der Altenhilfe
durch Verordnung geregelt, in den tbrigen Bereichen wie in
Nordrhein-Westfalen durch Gesetz. Ob man derartige
Reglungen im Rahmen eines Partizipations- und Integra-
tionsgesetzes mitregelt oder die Regelungsnotwendigkeit zu
einem spateren Zeitpunkt, wenn das Gesetz bzw. die
Verordnung novelliert werden, Uberprift, ist politisch zu
entscheiden. Die Problematik bei derartigen Detail-
regelungen ist stets, dass der Gesetzgeber Gefahr lauft, die
eine Materie zu erkennen und zu regeln, wahrend er andere
vernachlassigt.

Empfehlung: Es ist politisch zu entscheiden, ob man Detailregelungen im
Gesundheits- und Erholungsbereich jetzt trifft oder bei zu spaterer Zeit
anstehenden Gesetzes- und Verordnungsnovellierungen.
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Vertretung von Menschen mit Migrationshintergrund in
Gremien der 6ffentlichen Einrichtungen

Sowohl Berlin wie Nordrhein-Westfalen haben in ihren
Gesetzen Regelungen getroffen, dass in den Gremien der
Offentlichen Einrichtungen eine starkere Beteiligung von
Vertreterinnen und Vertretern mit Migrationshintergrund
angestrebt wird, so Berlin fur alle Gremien in 8 4 Abs.6
PartintG (siehe oben unter 2.1.4.) und Nordrhein-Westfalen
fur Gremien mit einem Bezug zu Integrationsfragen in 8 5
Teilhabe- und Integrationsgesetz (siehe oben unter 3.1.4.).
Gerade in Gremien mit Bezug zu den Belangen der
Menschen mit Migrationshintergrund erscheint es wichtig,
dass nicht Uber diese Menschen geredet und entschieden
wird, sondern unter ihrer Beteiligung. Insofern besteht hier in
allererster Linie Handlungsbedarf.

Empfehlung: Aus Sicht des Gutachtens wird empfohlen, entsprechend
der nordrhein- westfalischen Regelung zu verfahren.

Mitwirkung von Vertretern des Landesintegrations-
beirats in Landesgremien

Sowohl Berlin wie auch Nordrhein-Westfalen haben
Einzelregelungen Uber die Beteiligung von Vertretern des
jeweiligen Landesintegrationsbeirats in Landesgremien
getroffen, so in Berlin im Landesjugendhilfeausschuss und
im Landesschulbeirat bzw. im Beirat fur berufliche Schulen
(siehe oben wunter 2.1.7.) und Nordrhein-Westfalen im
Landesjugendhilfeausschuss und im Gremium nach dem
Wohn- und Teilhabegesetz (siehe oben unter 3.1.4.).

Ob mit einem Partizipations- und Integrationsgesetz fir
Baden-Wurttemberg auch derartige Detailregelungen
getroffen werden sollen, ist politisch zu entscheiden. Die
Frage kann auch deshalb kompliziert werden, wenn man den
obigen Anregungen folgt und sowohl einen Integrationsrat
als Selbstorganisation von Menschen mit Migra-
tionshintergrund wie auch einen von Staats wegen
organisierten Landesbeirat beibehalt.

Wenn man sich die Zusammensetzung des
Landesjugendhilfeausschusses nach 8 4 Kinder- und
Jugendhilfegesetz fur Baden-Wirttemberg in der Fassung
vom 14. April 2005 (GBI. S. 376 mit spateren Anderungen)
ansieht, gibt es noch ein Sonderproblem. Nach § 4 Abs. 3
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Nr. 2 Buchstabe e) gehdéren dem Gremium je ein Mitglied der
evangelischen und der katholischen Kirche sowie der
judischen Kultusgemeinde an. Zwar muss nicht jede
Religionsgemeinschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft
vertreten sein und es lassen sich gute Griinde fir die Baden-
Wirttembergs Kultur préagende Religions-gemeinschaften
finden, zu denen sicherlich auch die judische
Kulturgemeinde gehort. Aber es erscheint schwierig, eine
Religion wie den Islam (zur Schwierigkeit des Begriffs der
organisierten Gemeinschatft im Islam, vgl. oben) mit 549.000
Menschen, die sich nach dem jetzt vertffentlichten Zensus
2011 zu ihm bekennen, auszublenden.

Empfehlung: Aus der Sicht des Gutachtens sollte zumindest ein Vertreter
des islamischen Glaubens als Mitglied in den
Landesjugendhilfeausschuss berufen werden. Solange eine organisierte
islamische Gemeinschaft nicht existiert, sollte das Benennungsrecht bei
dem fur Religionsfragen zustandigen Mitglied der Landesregierung
liegen.

Partizipation von Auslandern bei Blrgerantragen

Die Gemeindeordnung fur Baden-Wirttemberg (GemO -
i.d.F. vom 24. Juli 2000 - GBI. S.581) kennt auch direkte
Mitwirkungen der Birgerin/des Birgers an der politischen
Willensbildung. Es gibt fur die Burger das Recht, die
Durchfihrung einer Blrgerversammlung nach § 20 a Abs. 2
GemO zu verlangen, den Birgerantrag nach § 20 b GemO
und den Burgerentscheid sowie das Birgerbegehren nach §
21 GemO. Wahrend Burgerentscheid und Birgerbegehren
unter Zugrundelegung des Demokratieprinzips, wie es vom
Bundesverfassungsgericht bei der Ablehnung eines
kommunalen Wahlrechts fur Auslander entwickelt wurde
(siehe oben unter 11.1.), den deutschen Staatangehérigen
und den EU-Birgerinnen und EU-Blrgern vorbehalten ist,
gibt es keine verfassungsrechtlichen Bedenken, bei der
Mitwirkung von Birgern an Birgerversammlungen . Ebenso
gibt es keine verfassungsrechtlichen Bedenken, dass
auslandische Bewohner einer Gemeinde, die nicht EU-
Birger sind, sich an einem Antrag auf Durchflihrung einer
Burgerversammlung oder an einem Burgerantrag beteiligen.
Zu der vergleichbaren Volksinitiative bzw. zum
Einwohnerantrag in einem Bezirk in Berlin ist oben unter
2.1.12 ausgefuhrt worden, dass es sich um eine Art
Massenpetition handelt. Ahnlich sieht es beim Blrgerantrag
nach 8 20 b GemO aus. Hierbei geht es darum, dass die
Blrgerschaft beantragen kann, dass der Gemeinderat eine
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bestimmte Angelegenheit behandelt (§ 20 b Abs. 1 S. 1
GemO). Das Kommunalwahlgesetz (i.d.F. vom 1. September
1983 - GBI S 429) sieht in seinem § 41 Abs. 1 nicht nur vor,
dass ein Burgerbegehren nur von Birgern unterzeichnet
werden kann, die im Zeitpunkt der Unterzeichnung
wahlberechtigt sind, sondern es enthalt die gleiche
Einschrankung far einen Antrag auf eine
Birgerversammlung und far den Burgerantrag.
Verfassungsrechtlich ist diese Einschrankung bei der
Birgerversammlung und  beim  Birgerantrag  nicht
vorgegeben. Im Interesse einer starkeren Partizipation von
Auslandern kann das Kommunalwahlgesetz geéndert
werden.

Empfehlung: Da ein Ziel des Partizipations- und Integrationsgesetzes die
Ermdglichung der Teilhabe von Ausléndern ist, wird empfohlen, in der
Gemeindeordnung und im kommunalen Wahlgesetz auch Ausléandern die
Mitwirkung bei einem Antrag auf Durchfiihrung einer Blrgerversammlung
und beim Burgerantrag zu erméglichen. Es ist politisch zu entscheiden,
welchen rechtlichen Status einer Auslanderin bzw. ein Auslander haben
muss (es kann ja nicht um Asylbewerber oder Geduldete gehen, sondern
nur um Personen, deren Aufenthalt in der Gemeinde fir langere Zeit
rechtlich gesichert ist), um mitzuwirken.

Bestattungsrecht

In der Diskussion mit islamischen Gemeinschaften spielt die
Ermdglichung von Bestattungen nach islamischem Ritus,
Erdbestattung ohne Sarg, sondern stattdessen mit einem
Leinentuch, eine grof3e Rolle. Die Fraktionen des Landtages
von Baden-Wirttemberg haben sich dieser Frage bereits
angenommen, sodass davon auszugehen ist, dass eine
Regelung unabhéngig vom einem Partizipations- und
Integrationsgesetz erfolgt.

Empfehlung: Eine Anderung des Bestattungsrechts sollte fiir das
beabsichtigte Partizipations- und Integrationsgesetz nur aufgegriffen
werden, wenn die Frage im Rahmen der laufenden politischen
Diskussion nicht gelost wird.

Islamischer Religionsunterricht

Von besonderer Bedeutung fur die muslimische Bevolkerung
ist die Ermdglichung islamischen Religionsunterrichts an den
staatlichen Schulen. Neben alevitischem Religionsunterricht
gibt es in Baden-Wirttemberg seit Beginn des Schuljahres
2006/2007 ein Modellprojekt fir islamische Religionslehre
sunnitischer Pragung an ausgewéhlten 6ffentlichen Schulen.
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Derzeit nehmen daran zirka 1.500 Schulerinnen und Schuler
teil (Stellungnahme des Ministeriums flr Integration vom
13.3.2013 zum Antrag der Fraktion der SPD zu
.Staatsvertrag mit islamischen Glaubensgemeinschaften-
Drucksache 15/3228). Da nach bisheriger Auffassung die
islamischen  Verbande in Baden-Wirttemberg keine
Religionsgemeinschaften im Sinne von Art.7 Abs. 3 GG und
von Art 18 der Landesverfassung sind, gestaltet sich die
weitgehende Ermoglichung islamischen Religionsunterrichts
als schwierig.

Oben ist unter 11.2. auf das  Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts vom 23. Februar 2005
verwiesen worden, nach dem zwar nicht religiose Vereine
aber Dachverbandsorganisationen Religionsgemeinschaften
im verfassungsrechtlichen Sinn sein kénnen. Das ermoglicht
es, Iin Baden-Wurttemberg zumindest mit den
Dachverbanden DITIB und VIKZ entsprechende
Vereinbarungen zu treffen. Sowohl die Freie und Hansestadt
Hamburg als auch die Freie Hansestadt Bremen haben in
Vertragen mit DITIB und VIKZ Regelungen zum
Religionsunterricht getroffen. Auch wenn fur Bremen Uber
Art. 141 GG Sonderrecht gilt, ist die Rechtslage in Hamburg
nach Art. 7 Abs. GG nicht anders als in Baden-Wirttemberg.
Die Frage, wie die interne Organisation der Verbande
aussehen muss, kann im Rahmen dieses Gutachtens nicht
geklart werden. Hier muss uberlegt werden, wie sich der
DITIB-Verband andern muss, um seine derzeitige Nahe zum
turkischen Staat aufzugeben. Ebenso muss beim Verband
VIKZ geprift werden, ob die Religionspflege ein zentrales
Element der Verbandarbeit ist.

Zu den Problemen vgl. Grit Klinkhammer und Heinrich de Wall,
Staatsvertrag mit Muslimen in Hamburg: Die rechts- und
religionswissenschaftlichen Gutachten, Bremen, 2012

Die allgemeine Einfihrung islamischen Religionsunterrichts
an den offentlichen Schulen ist ausfuhrlich mit den
islamischen Verbanden zu diskutieren und zu verhandeln.
Ob man das Ergebnis dann im Rahmen eines Vertrages wie
in Hamburg und Bremen oder gesetzlich regelt, ist politisch
zu entscheiden. Fur den judischen Religionsunterricht gibt es
eine Regelung in Art. 4 des Vertrages des Landes Baden-
Wirttemberg mit der Israelitischen Religionsgemeinschaft
Baden und der |Israelitischen Religionsgemeinschaft
Wirttemberg von 18. Januar 2010, dem der Landtag mit
Gesetz vom 16. Marz 2010 (GBI. S. 301) zugestimmt hat.
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Empfehlung: Im Hinblick auf die Klarung noch offener Fragen zur Struktur
der islamischen Verbande wird aus gutachtlicher Sicht empfohlen die
Einflhrung islamischen Religionsunterrichts nicht im Rahmen eines
Partizipations- und Integrationsgesetzes zu regeln.

Kopftuchverbot

Im Zusammenhang mit der Erziehung im Geiste der
christichen Né&chstenliebe ist oben unter 13.1.3. auf die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum sog.
Kopftuchstreit hingewiesen worden. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in dieser Entscheidung das Verbot in
Baden-Wurttemberg fir Lehrkrafte, in Schule und Unterricht
ein Kopftuch zu tragen, aufgehoben.

Quelle: BVerfG, Beschluss vom 24.09.2003 - 2 BvR 1436/02 Leitsatz 1,
Juris

Der Gesetzgeber in Baden-Wirttemberg hat daraufhin im
8§38 Abs. 2 des Schulgesetzes eine Regelung
aufgenommen, nach der Lehrkrafte keine Bekundungen
abgegeben durfen, die geeignet sind, die Neutralitdt des
Landes gegenuber Schilern und Lehrern zu geféahrden oder
zu storen. Insbesondere ist ein &auf3eres Verhalten von
Lehrkraften unzuléssig, welches bei Schilern oder Eltern
den Eindruck hervor rufen kann, dass eine Lehrkraft gegen
die Menschenwirde, die Gleichberechtigung der Menschen
nach Art. 3 GG, die Freiheitsgrundrechte oder die freiheitlich-
demokratische Grundordnung auftritt. Die entsprechende
Darstellung christlicher und abendlandischer Bildungs- und
Kulturwerte oder Traditionen widerspricht nach dem
Schulgesetz dem Verhaltensgebot nicht.

Ob die unterschiedliche Behandlung der Darstellung
islamischer Traditionen wie durch das Kopftuch oder
christlicher Traditionen verfassungskonform ist, ist vom
Bundesverfassungsgericht noch nicht entschieden. Aus
gutachtlicher Sicht erscheint es hochst problematisch, dass
Tragen eines Kopftuches bei einer Lehrerin zu untersagen
und gleichzeitig das Zeigen christlicher Tracht oder Symbole
durch Lehrkréafte auch aufRerhalb des Religionsunterrichts
zuzulassen. Beim Bundesverfassungsgericht ist ein weiteres
Verfahren zu einem Kopftuchverbot in einem anderen
Bundesland anhangig.

Empfehlung: Fir das Kopftuchverbot fur Lehrerinnen wird empfohlen die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts abzuwarten und die in der
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offentlichen Debatte mit hohen Emotionen verbundene Frage des Fur
und Wider eines Kopftuchverbotes nicht im Rahmen eines Partizipations-
und Integrationsgesetzes aufzugreifen.

Ahnlich wie im Schulbereich gibt es in 8§ 7 Abs. 6 des
Kindertagesbetreuungsgesetzes (i.d.F. vom 19 Méarz 2009 —
GBI. S. 161) eine Regelung fur das padagogische Personal.
Eine darauf gestltzte Abmahnung ist mit Urteil des
Bundesarbeitsgerichts vom 12. August 2010 gebilligt
worden. Das Bundesarbeitsgericht hat das Tragen eines
sog. islamischen Kopftuches als eine religibse Bekundung
angesehen, die mit den Pflichten des padagogischen
Personals auf Neutralitat in einer Kinderbe-
treuungseinrichtung nicht vereinbar ist.

Quelle: BAG, Urteil vom 12.08.2010 - 2 AZR 593/09, Orientierungssétze
1 und 2, Juris

Eine genauso bedeutsame Frage ist ein de-facto-
Kopftuchverbot in der Privatwirtschaft. Was der Staat im
Schulbereich und bei der Kindertagesbetreuung aus
Griunden der Neutralitat geregelt hat, wird von einem Teil der
Privatwirtschaft Gbernommen, indem Frauen mit Kopftuch
bei Bewerbungen um Arbeitsplatze diskriminiert werden oder
ihnen bei der Arbeit vom Arbeitgeber das Tragen eines
Kopftuches untersagt wird.

Es handelt sich um eine Frage des Arbeitsrechts, das zur
konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes gehort (Art. 74
Abs. 1 Nr. 12 GG). Eine Gesetzgebungskompetenz der
Lander besteht nur, solange und soweit der Bund von seiner
Gesetzgebungszustandigkeit nicht Gebrauch gemacht hat.
Der Bund hat von seiner Gesetzgebungskompetenz durch
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) vom 14.
August 2006 (BGBI | S. 1897) Gebrauch gemacht und fir
Beschaftigte in 8 7 Abs. 1 AGG ein Benachteiligungsverbot
festgeschrieben, das auch Benachteiligungen aus Grinden
der Religion, 8 1 AGG, betrifft. Damit ist flr eine zusatzliche
landesrechtliche Regelung kein Raum.

Religiose Feiertage

Nach dem Gesetz Uber die Sonn- und Feiertage i. d. F. vom
8. Mai 1995 (GBI. S. 450) sind gesetzliche Feiertage, zu
denen neben Neujahr und dem 1. Mai christliche Feiertage
zahlen, sowie einige kirchliche Feiertage geschuitzt. Auf die
Probleme der unterschiedlichen Handhabung der kirchlichen
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Feiertage und der Feiertage der anderen Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften ist oben unter 13.1.2.
hingewiesen worden. Fir die judischen Feiertage hat der
schon zitierte Vertrag mit dem Land Baden-Wirttemberg
vom 18 Januar 2010, dem der Landtag mit Gesetz vom 16.
Méarz 2010 (GBI. S. 301) zugestimmt hat, bestimmt, dass die
Regelungen des Feiertagsgesetzes ,entsprechend” gelten.

In erster Linie taucht die Feiertagsproblematik fur die
Muslime auf. In den schon zitierten Vertrdgen der Freien und
Hansestadt und der Freien Hansestadt Bremen sind das
Opferfest und Ramadanfest sowie das Aschura-Fest als
islamische Feiertage anerkannt worden und den kirchlichen
Feiertagen gleich gestellt worden. Soweit es den
Schulbesuch betrifft, gilt das im Baden-Wirttemberg tber die
Schulbesuchsverordnung jetzt auch schon (vgl. oben unter
13.1.2).

Die  Schulbesuchsverordung betrifft darlber hinaus
Regelungen auch noch fur andere Religionsgemeinschaften.
Die jetzige Regelung in Baden-Wuirttemberg, die
ausschlie8lich den Schulbesuch betrifft, erscheint aus
Grinden der Gleichbehandlung der Religionen
verfassungsrechtlich problematisch. Ein Partizipations- und
Integrationsgesetz koénnte ein deutliches Zeichen setzen,
wenn 8 2 des Gesetzes Uber die Sonn- und Feiertage
dahingehend erganzt wirde, dass den kirchlichen Feiertagen
die judischen Feiertage nach dem Zustimmungsgesetz des
Landtages vom 16. Marz 2010 zu dem Vertrag vom 18.
Januar 2010 gleich gestellt werden, desgleichen die
islamischen Feiertage des Opferfestes, des Ramadanfestes
und des Aschura-Festes. Ebenso solte 8 2 eine
Offnungsklausel fiir weitere Religionsgemeinschaften und
deren Feiertage erhalten Berlin ist in seinem Partizipations-
und Integrationsgesetz den Weg gegangen, die religidsen
Feiertage aller Religionsgemeinschaften gleich zu stellen
(vgl. oben unter 2.1.9.). Damit wird die Frage insbesondere
fur die Arbeitgeber sehr untbersichtlich, weil der einzelne
Arbeitgeber, wenn er unbezahlten Urlaub gewahrt, immer
priufen musste, ob es sich bei dem von der Arbeitskraft
beantragen Tag tatsachlich um einen solchen handelt, der
von der Religionsgemeinschaft begangen wird. Auch der
Islam kennt wesentlich mehr Feiertage als die drei
genannten. Auch im Christentum gibt es Feiertage, die nicht
im Feiertagsgesetz besonders geschitzt werden. Deshalb
erscheint es unbedenklich, wenn der Gesetzgeber
Regelungen trifft, um bestimmte Feiertage besonders zu
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schiitzen. Ebenso wéare es unbedenklich, wenn das Land
Baden-Wiurttemberg mit einzelnen Religionsgemeinschaften
Vertrdge uUber den ausdricklichen Schutz von deren
Feiertagen trifft. Das konnte durch eine Offnungsklausel
erreicht werden. Die Vertrdge mussen nicht die Qualitat von
Staatsvertragen haben. Aus gutachtlicher Sicht kann man
sich vorstellen, die Zustandigkeit fur den Abschluss
derartiger Vertrage auf das fur Religionsfragen zustandige
Ressort der Landesregierung zu delegieren.

Empfehlung: 8 2 des Feiertagsgesetzes sollte um ausdricklich erwéhnte
islamische Feiertage ergdnzt werden. Zusatzlich sollte die Vorschrift
dahin gehend gedffnet werden, dass Feiertage anderer Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften durch Vereinbarung mit dem Land
Baden-Wirttemberg gleich gestellt werden kdnnen.

Schlussbemerkung

Die  Diskussionen um das Partizipations- und
Intergrationsgesetz in Berlin und um das Gesetz zur
Forderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in
Nordrhein Westfalen haben in zweierlei Hinsicht Effekte
gezeigt.

Zum einen ist den Buirgerinnen und Burgern ohne
Migrationshintergrund durch die Gesetze und die darlUber
gefuhrte Diskussion deutlich geworden, dass es einen
Problembereich gibt, der im Interesse des inneren Frieden
eines Landes geregelt werden muss. Einen ahnlichen
positiven Effekt bewirken auch der Integrationsgipfel auf
Bundesebene, die Deutsche Islamkonferenz und die
verschiedenen Islamforen, die es in den Bundeslandern (so
auch in Baden-Wurttemberg) gibt.

Zum anderen erkennen die Birgerinnen und Blrger mit
Migrationshintergrund, dass man sich ihrer besonderen
Probleme annimmt. Hierbei sind die Erwartungen,
insbesondere der Interessenverbande, haufig zu hoch. So ist
in Berlin beispielsweise von Einzelnen die Forderung
erhoben worden, fir den O6ffentlichen Dienst Quoten
festzusetzen, was weder politisch angemessen ist, noch
verfassungsrechtlich zulassig ware. Insofern kann ein
Partizipation- und Integrationsgesetz nur einen Teil der
Winsche von Menschen mit Migrationshintergrund und
einen Teil der Forderungen von Interessenverbanden
erfullen. Aus gutachtlicher Sicht empfiehlt es sich deshalb,
bei der Einleitung eines Gesetzgebungsverfahrens und
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schon vor der Diskussion mit Interessenverbanden deutlich

zu machen, welche Eckpunkte ein solches Gesetz
beinhalten kdnnte.

5. August 2013
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